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1 Vorbemerkungen 

Das Volkszahlungsurteil vom 15 Dezember 1983 (VZ Urteil) bestimmt weiterhin die Datenschutzdiskussion 

Mit diesem Lreeil wurden Grundsatzpositionen bestätigt, die auch von der Datenschutzkommissıon (DSK, lange vorher ver- 

treten wurden Die Konferenz der Darenschurzbeauftiagten (der die DSK angehort) hit ım Aprıl 1984 ın einer gemeinsamen 

Intschließung deutlich gemacht. wie sie das Urteil auslegt und welche Auswirkungen erw ırtet werden " 

Danach ıst uurch das Urteil klargestellt, daß der Datenschutz Vertassungsrang hat Finschrankungen des Rechts auf ınforma- 

tionelle Selbsthestimmung sınd nur ım uberwiegenden Allgemeininteresse zulassig, sie bedurfen eıner verfassungsmaßigen ge 
serzlichen Grundlage, die den Grundsatzen der Normenklarheit und der Verhaltnismaßigkeit kenügen muß 

Datenschutz ıst Personlichkeitsschutz. Er zielt nicht nur auf die Verhinderung des Mißbrauchs. sondern auf den techimiaßıgen 
Umgang mıt personenbezogenen Daten. 

Das vom Bundesvertassungsgericht definierte Recht auf ınformarınnell« Selbstbestimmung ıst umfassend und besteht unab- 
hangıg davon, 

- welche personenbezogenen Idıten beruhrt sınd, 

ob die Verarbeitung manuell oder automatisıert ertolgt, 

ob die Daten ın Dateitorm oder auf indere Weise verarbeitet werden, 

- ob eine der im geltenden Datenschu’zrecht detinierten Phasen der Datenverarbeitung gegeben nt. 

Das Gebot der Zweckbindung fur die Verwendung personenbezogener Daten ıst zu beachten Fsgılt nichtnur dann, wenn eine 
Auskunftsptlicht besteht, sondern auch fur die Verarbeitung freiwillig tur besuummte Zwecke angegebener Daten 

Bereichsspezitische Regelungen sınd erforderlich 

- ın Fallen des gesetzlichen Auskunftszwangs, 

= wenn es zu den Obliegenheiten des Betroffenen gehört, Auskuntte zur Frlangung offentlicher leistungen zu erteilen, 

bei Datenerhebungen, dıe ohne Wissen und Wollen der Betroffenen erfolgen, 

tur die Verwendung besonders sensitiver oder unter Zwang erhobener Daten furandere Zw eı ke als die, die bei der Frhebung 
angegeben wurden, 

- tur die Übermittlung personenbezogener Daten über On-lıne-Anschlusse. 

Aut der Basıs dieser unmittelbar aus dem VZ-Urteil abgeleiteten Grundsätze ıst aufder Ebene der Lander tolgendes zu tordern: 

- Novellierung der Landesdatenschutzgesetze, 

= eine gesetzliche Regelung der Informationserhebung und -verarbeitung der Sıcherheitsbehorden, 

- Präzısierung von Vorschriften des Melderechts, 

Schaffuny gesetzlicher Grundlagen tür Landesstatıstiken, 

- klare datenschutzrechtliche Regeln tur dıe Sozıal- und Gesundheitsver waltung sowie den Arbeitnehmerdatenschutz tür den 
öffentlichen Bereich des Landes. 

Weitere Forderungen der Datenschutzbeauftragten betreffen bundesgesetzliche Regelungen, wıcz B. das Bundesdatenschutz- 
gesetz und das Personalausweisgesetz. 

Ein Vergleich mıtder Stellungnahme der Landesregierung zu den Auswirkungen des Volkszahlungsurteils(Drucksache 10/600) 
lattt unterschiedliche Auffassungen insbesondere dort zutage treten, wo es um den notwendigen Umfang der gesetzgeberischen 
Tatıgkeit geht. Eine umfassende bereichsspezifische Regelung aer Verarbeitung personenbezogener Daten durch dıe offent- 
liche Verwaltung wird in der genannten Stellungnahme gleichgesetzt mit perfekuonistischer Verrechtlichung. Ein Regelungs- 
bedarf wırd ım Grundsatz nur dort geschen, wo wegen des Einsatzes automatisierter Verfahren besondere Gefahrdungen be- 
stehen, Schon beı der Novellierung des Schulrechts zeigte sıch ındessen dıe Bereitschaft der Landesregierung, diese Positionen 
zu uberprufen und zu modifizieren. 

Org] Anlage I
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Die Schaffung bereichsspezifischer Regelungen ım Schulgesetz macht deutlich, daß die Leitgedanken des Urteils in einem der 
Weiterentwicklung des Datenschutzes förderlichen Sinne ınterpretiert werden. In diese Rıchtung weisen auch dıe vorliegenden 
Anderungsentw.urfe der Fraktionen zum Polizeiverwaltungsgesetz. 

Die Genugtuung uber diese Lntwicklung darf freilich nıcht den Blick verstellen fur Tendenzen, dıe den Bemühungen und Ziel- 

setzungen des Ditenschutzes zuwiderlaufen. Esmuß die zumindest ın der politischen Diskussion sich abzeichnende Gefahr ge- 
sehen werden, daß bereichsspezifische Regelungen nıcht dazu führen, bestehende Informationsflusse krıtisch zu sıchten und 

auf das erforderliche Maß zu beschranken. Wenn Ausnahmefalle zur Grundlage allgemeiner Regeln gemacht werden, konnen 

diese als Rechtfer ugung für Datenerhebungen und \V erarbeitungen dienen, dıe über bestehende Verfahrensweisen hınausgehen. 

In diesem Zusanmenhang wurd häutıy der Vorwurt erhoben, die getordeiten bereichsspezifischen Regelungen verstarkten dıe 

Normentlut. Dabeı wırd 2. T übersehen, daß vieltach durch die Forderungen der Datenschutzbeauftragten nach gesetzlichen 

Regelungen keineswegs dıe Menge de: Regeln wächst, sondern daß die Verantwortung des Gesetzgebers gestarkt wırd, ındem 
datenschutzrechtlich relevante Teile, che bislang Gegenstand von Verwaltungsvorschriften waren, nunmehr durch gesetzliche 
Norn en geregeit werden sollen Es wird auch hıufıg ubersehen, daß dıe Verhinderung überflussiger Informationsstrome 

durchaus zur Verwaltungsvereinfachung beiträgt (auch hıerfur bietet der vorliegende Tatigkeitsbericht Beispiele). 

Schließlich ıst der Fortschritt der technischen Entwicklung bei der automatisierten Datenverarbeitung ein Faktor, der starken 

Linfluß aut die Tätigkeit der Darenschutzkontrolle ausübt Der Einsatz autonomer Systeme (Personalcomputer, Klein- und 
Kleinstcomputei von T. erheblicher Leistungsfahigkeit) hat auch ın der offentlichen Verwaltung einen derartigen Umfang 

angenommen, dıß alle Bestrebungen, die Kenntnis des Datenschutzrechtes ın gleschem Umfang zu verbessern und seine An- 
torderungen durchzusetzen, ım Ergebnis dahinter zuruckbleiben (auch damıt beschäftigt sich dieser Täuıgkeitsbericht). 

Linen Schwerpunkt des Berichts bildet das Melden esen. Das Land Rheinland-Pfalz vertügt zwar scıt dem 22. Dezember 1982 
uber cin novellirts Vieldegesetz, aber, trotz tast cınyahrıger Anpassungsfrist und nunmehr fast zweijähriger Geltungsdauer, 

uber kein hınren hend angepaßtes Meldeverfahren Dem Meldewesen ın Rheinland-Pfalz liegt bis heute dıe durch die Rechts- 
entwicklung des siebziger Jahre uberholte Konzeption eines horizontal und vertikal ıntegrierten Informationssystems zu- 

grunde. Die meldebehördliche Organısatıon tragt dem Funktonswandel des Meldewesens nicht genugend Rechnung. 

Besondere Aufmerksamkeit w ıdmet die DSK auch dem Bereich der Automatisterung der Personaldatenverarbeitung, wobeı sie 

auf rechthiche Defizite hinweist 

Schließlich ıst der Bereich der Neuen Medien hervorzuheben, dessen beschleunigte Entwicklung fur die DSK Anlaß ist, daten- 

schutzrechtliche Anforderungen zu formulieren. 

Im Bericht wird sıchtbar, daß die Bedeuturg des Datenschutzes noch nıcht uberall hinreichend erkannt ist. Besondere Verant- 
wortung tragt die Verwaltung, die vorhandene Gesetze ım } ıchte des Volkszahlungsurteils verfassungskonform auszulegen hat. 

Die DSK wırd weiterhin bemuht sein, sowohl beim Verwaltungsvollzug wie bei der datenschutzrechtlichen Gesetzgebung dar- 
auf hınzuwirken, die wıderstieitenden Interessen auszugleichen. Es ıst Aufgabe des Rechts, dte Rahmenbedingungen zu be- 
stimmen, die einersens technischen Fortschritt ermoglichen, andererseits aber den Gefahrdungen durch die fortschreitende 

I ntwicklung angemessene Schranken setzen. Entsprechend ist die DSK darum bemüht, bei der Novellierung des l.andesdaten- 
schutzgesetzes den neuen Entwicklungen gerecht zu werden und inzwischen gewonnene Erfahrungen nutzbar zu machen. Sie 

erwartet, daß ın nachster Zeit eın Regierungsentwurt zur Novellierung dıeses Gesetzes vorgelegt wırd, der den eingangs zitier- 

ten Beschluß der Datenschutzbeauftragten beruck sichtigt. 

Die DSK versteht sıch beı ihrer Tatıgkeıt ni.ht als eın die technische Entwicklung hındernder Faktor. Sie hat sich vielmehr, wie 

die tolgenden Einzelbeitrage beweisen, stets um einen angemessenen Ausgleich bemuht. 

2 Informationelle Gewaltenteilung 

Durch das Volkszahlungsurteil hat das „informationelle Selbstbestinimungsrecht“, ein in der Datenschutzliteratur seıt langem 
verwendeter Begrift, zentrale Bedeutung erlangt Sein Inhalt wird einpragsam in der vom Bundesverfassungsgericht selbst ver- 

wendeten Formulierung zusammengefaßt: Es gewahrleistet dıe Betugnis des einzelnen, grundsätzlich selbst uber die Verwen- 

dung und Preisgabe seiner personlichen Daten zu bestimmen. 

1 bentalls seıt langem wird ın der Datenschutzdıskussion der Begriff der „ınformationellen Gewaltenteilung“ verwendet. Auch 
er findet sıch ım Volkszählungsurteil wieder. Er steht für die Zielbestimmung des Datenschutzes, einer für die gesellschaft- 

Ichen Institutionen nachtesligen Veranderung der Informatıonsverteilung als Folge der Fınfuhrung der automatisierten Daten- 

verarbeitung entgegenzuwirken.
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Der rheinland pfalzısche Gesetzgeber ıst schon bei der Novellierung des Datenschutzgesetres ım Jahre 1978 erkennbar von 
dieser umfassenden Fhelserzung aus zegangen, denn er hit neben er: Vielzahl von Regelungen, dıe den Indinidualdatenschuts 

betretfen, ın cıner einleitenden Vorschrift den Asp.kt der ınformauonellen Gewaltenteilung angesprochen. „Aufsabe des 

Datenschutzes ıst es auch sicherzustellen, daß durch die automatısierte Ditenverarbeitung die vertassungsmaßige Sing von 

Parlament und Regierung zueinander sowie die kommunale Selbstverwaltung und die Stellung ıhrer Organe nıcht beeintrach 
tigt werden“ (8 1 Abs 21 

krganzt wird diese Vorschrift durch eıne Handlungsanwersung an dıe DSK ın $ 17 Abs 3 des Gesetzes: „Die Datenschut, 

kommission beobachtet die Auswirkungen der Datenverarbeitung aut die Arbeitsweise und die Fntscheidurgshefugnisse det 

ın $ 2 Abs. 1 genannten Stellen. Sie regt Maßnahnıen an, dıe ıhr geeignet erscheinen, eine Becintrachtigung der Wırkungsmog 
lichkeiten der Verfassungsorgane des Landes und der Organe der kommunalen Selbstverwaltiing zu verhindern * 

Der Gesetzgeber hat mıt diesen Vorschritten cın hohes Ziel gesetzt Nicht nu: die Rechte der Burger sollen geschutzt werden, 
tur ebenso wıchng halt er es, die Herausbildung von weiteren Informauionsvorteilen (Informationsmonopolen) zu verhindern. 

dıe das Staats- und Gesellschaftssystem tiefgreifend verandern konnten. 

Unter diesem Gesichtspunkt besteht durchaus Anlaß, uber verschiedene Entwicklungen ım Bereich der automatisierten Daten- 

verarbeitung ır Rheinland-Pfalz zu berichten und damit dem gesetzlichen Auftrag zu entsprechen 

a) Meldewesen 

Heute stehen im Melderecht polizeiliche Autgaben nıcht mehr ım Vordergrund, sondern rcıhen sıch gleichwertig ın die 
ubrıgen Autgaben der Meldebehorder eın. Kohl zu Recht wırd es als „eigenstandiges Rechtsgebiet innerhalb deı oftent 
lichen Verwaltung“ angesehen 

Der Wandel in der Funktion des Meldewesens spiegelt sıch ın Rheinland-Pfalz nur unvollkornmen wieder ın eınem Wandel 
der behordlichen Zustandigkeiten, denn Meldebehörde ıst nach wıe vor die Ortspolizeibehurde. Das Meldegesetz Rhein- 

land-Pfalz laßt dıe meldebehördliche Organisationsstruktur unverandert, wıe sıe sıch aus dem Polızeiverwaltungsgesetz, 
ınsbesonder. aus den $$ 78 Abs 1 und 80 sowie der Anlage zu $ 80 ergibt, d. b. Meldebehorden sınd ın Stadten dıe staatlichen 

Pohzeiverwaltungen — also Prasidien, Direktionen, Amter —, und nur dort, wo staatliche Polizeiverwaltungen nıcht vor- 

handen sınd, kommunale Behorden 

Eur diese Mischzustandigkeit von staatlichen und kommunalen Behorden gibt es in der Bundesrepublik keine Parallele. Die 

DSK sieht keine sachlichen Grunde für ıhre Beibehaltung und hat deshalb beı der Novellierung des Landesmeldegesetzes 
- leider zunachst vergebens — auf eine Anderung hıngewirkt. 

Das Melderechtsrahmengesetz geht von einer anderen meldebehordlichen Organısationstruktur aus, namlich von der Auf- 
gabenwahrnehmung auf der kommunalen Ebene. Eine unmittelbare Regelungskompeten wurde vom Bundesgesetzgeber 
freilich nıcht ın Anspruch genommen und hatte wohl auch keine verfassungsrechtliche Grundlage. 

Des truhere Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Prof Ernst Benda. hat die organisatorische Einbindung der Meldebe- 

horde ın einem Gutachten zum Fntwurf des Berliner Meldegesetzes behandelt. „Intormationelle Gewaltenteilung“ ist nach 

semer Auffassung am ehesten durch eıne Kombination von materiellrechtlichen Abschottungsvorschriften einerseits und 

organısatorıschen Trennungsnormen andererseits zu erreichen. Er hält es für problematisch, durch die Unterstellung der 
Meldebehorden unter den Leiter der staatlichen Polizeibehörde den Eindruck entstehen zu lassen, daß es der Gesetzgeber 

bei der historisch belegten uberkommenen Unterordnung des Meldewesens als Instrument der Sicherheitspolizei betäßt, 
weil dies den seitdem und ınsbesondere unter der Herrschaft des Grundgesetzes vollzogenen Wandel der Aufgaben des 
Meldewesers nıcht berücksichtigt. 

Fat die Abschottung von unterschiedlichen Aufgaben eıner Behorde spricht nach seiner Meinung insbesondere dıe an- 
sonsten bestehende Möglichkeit von Interessenkollissionen. 

Benda kommt zu dem Ergebnis, daß cın Interessenkonflikt zwischen dem „Recht auf intormatıonelle Selbstbestimmung“ 

und der Ertullung der Sicherheitsaufgaben beı der Führung und Übermittlung von Melderegisterdaten in Berlin nur durch 
eine Herausiosung der Meldebehorden aus der Zustandigkeit des Polizeiprasidenten moglich ıst. 

Diese Überlegungen sind ım Grundsatz auch auf rheinland-pfalzische Verhaltnisse übertragbar. 

Schon wiederholt hat sich die DSK ın ıhren Tatıgkeitsberichten zur Entstehungsgeschichte und Funkuon des sogenannten 

„} inwohnet informationssystems“ geäußert, eines Systems, ın das ın konsequenter Anwendung der technischen Moglıch- 

keiten seit 1971 sukzessive fast alle Melderegister des Landes ubernommen wurden.
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Mit Ausnahme eines kleinen Restes von bisher noch nıcht übernommenen Eınwohnerdaten (etwa 5 %) werden alle Melde- 
daten beim L andesrechenzentrum gespeichert und durch Abfrage- und Auswertungsmoglichkeiten im Wege der Datenfern- 
verarbeitung vertugbar gernacht 

Das l andesrechenzentrum nt eine staitliche Oberbehorde, Rechts- und Fachaufsichtsbehorde ıst das Ministerıum des 
Innern und Fır Sport. 

Als staatliche Behorde eıfullt es mit der automatisierten Verarbeitung von Meldedaten kommunale Aufgaben, wenn es sich 

um Meldedaten von kommunalen Meldebehörden (Verbandsgemeinden) handelt. Das novellierte Meldegesetz hat hıerfur in 

$ 37 Abs 1 eıne Rechtsgrundlage gesch ıffen: „ie Meldebehorden sollen ıhre Aufgaben mıt Hilfe des beim Landesrechen- 

zentrum betriebenen und unterhaltenen landsseinheitlichen Verfahrens tür das Meldewesen erfullen * Datenschurzrechtlich 
handelt es sıcn hierbei um eın Auftragsi erhaltnıs 

Datenschutzpoliusch - ınsbesondere unter dem Gesichtspunkt deı informationellen Gewaltenteilung — ıst folgendes von 
Bedeutung: Zunachst hat der Staat mıt beträchtlichem Aufwand die technische Infrastruktur geschaffen fur ein flachen- 

deckendes E nwohnerinformationssystem. Eine Anschlußpflicht bestand nur für staatliche Meldebehörden (Polizeiamter, 

derektionen -prasidien). Zunachst zogernd, entsprechend der technischen Vervollkommnung des Systems jedoch in ımmer 

starkerem Mafie beteiligten sich kommunale Meldebehorden; nach de: Novellierung des Meldegesetzes (MG) auf der 
Grundlage eıner quası-Verpflichtung d ırch die oben zitierte Vorschrift des $ 37. Am Endpunkt dieser Entwicklung ergibt 

sich dıe Tatsache, daß fast alle Meldedaten, staatliche wıe kommunale, ın cınem staatlichen Informationspool zusammenge- 

taßı sind, de ebenso zutreffend wıe auch bezeichnend „Einwohnerinformationssystem“ genannt wird. 

Damit unters.heidet sıch dıe Situation in Rheinland-Pfalz grundlegend von der in anderen Ländern. Nicht die Kommunen 

haben Meldedaten gespeichert, sondern de: Staat. Es existiert nicht nur eın regionalisiertes Melderegister, sondern zugleich 

eın L andesregıster, das dem Staat Zugritfsmoglichkeiten bietet, dıe ıhm beı einer dezentralisierten Speicherung von Melde- 
daten nıcht zur Verfugung stünden 

Die tatsachliche Verfugungsmoglichkeit ıst zwar eingeschränkt durch dıe rechtliche Verfügungsbefugnis: auf die Inan- 
spruchnahm« der Eınwohnerdaten durch andere staatliche Behorden sind dıe Ubermittlungsregelungen des 4. Ab- 
schnittes MG anzuwenden 

Die Frtahrung, daß dem technisch Machbaren die Schaffung der erforderlichen rechtlichen Grundlagen auf dem Fuße folgt, 

bestatigt sich ındessen auch ım Meldewesen. Die Meldedatenübermittlungsverordnung mit ihren On-line-Regelungen für 
den Datenzugriff aut den ım Landesrechenzentrum gespeicherten Bestand von Daten fast aller Einwohner des Landes durch 

die Polizei und den Vertassungsschurtz »st hierfur ein Beispiel. 

Im Irgebnis wırd das traditionelle Syste’n der Informationsverteilung verandert. Die DSK sieht esalsihre Aufgabe an, hier- 

auf hinzuweisen. 

b} Integriertes Kommunales Finanzw esen Rheinland-Pfalz - IKF - 

Das Land Rheinland-Pfalz hat Antang der achtziger Jahre begonnen, dıe automatisierte Datenverarbeitung ım kommunalen 

Bereich neu zu gestalten. Im Wittelpun«t stand dabeı das „Integrierte kommunale Finanzwesen — IKF —“ als Aufgabe der 

kommunaler Selbstverwaltung. Das Land verfolgt mıt der Entwicklung dıeses Projektes das Ziel, die Leistungsfähigkeit der 
Kommunalsırwaltung durch rauionelle und bürgerfreundliche Aufgabenerfullung zu erhöhen 

Das Verfahren geht von einer „verteilten Verarbeitung“ der Daten aus, d. h., die Datenverarbeitung vor Ort wird ergänzt 

durch die zentrale Erfullung von Teilaufgaben ım Landesrechenzentrum. 

Zentrale Steuerung des Landestechenzentrums ıst fur die Bereiche Sıcherung der Datenbestände, Systempflege (Fehlerbe- 
remigung und Weiterentw ıcklung, sowie fur definierte zentrale Massenarbeiten (z. B. Druck von Bescheiden, Druck von 

Haushaltsplinen) vorgesehen. 

Aus der Sıcht des Datenschutzes ıst von Bedeutung, daß aufgrund des Systems der verteilten Verarbeitung wıederum Daten, 

die ausschließlich der kommunalen Aufgabenerfültung dienen, in die Vertugungsgewalt des Staates gelangen. Dies geschieht 
- ebenso wie beim Melderegister rechtlich abgesichert durch die Begrundung von Auftragsverhältnissen zwischen den be- 

teiligten Kommunen und dem Landesrechenzentrum. Dennoch bedeutet diese Organısation der Datenverarbeitung eine 
Veranderung der tradıtionellen Informationsverteilung zwischen Staat und Kommunen. Es liegt nahe, die Datenkonzentra- 
tion beim Landesrechenzentrum mit dem Ziel der Verwaltungsrationalisierung für dıe Erledigung von Aufgaben zu nutzen, 
die außerhalb der eigentlichen Zweckbestimmung des IKF liegen. Das Ministerium des Innern und für Sport weist dement- 

sprechend ın einem Schreiben von 14. Januar 1982 darauf hın, daß die Absıcht bestehe, das Verfahren so zu gestalten, daß 

auch zertrali Verarbeitungen, etwa für Polizei und statistische Zwecke, möglich werden.
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Inder Tatıstes leicht vorstellbar, daß der zentrale Zugrift aufallehaushalts und kas senrelevanten Vorgange von Kommunen 
neue und außerordentlich erfolgsersprechende Moglichkeiten der Into-mationsgewinnung lur pohzeiliche Zwecke bietet 

Muhelos lassen sıch die Datenbestände auch fur audere Verwendungszwecke, beispielsweise zur Gewinnung son I nıschei- 
dungsgrundiagen tur Leistungen nach dem kommunalen Finanzausgleich oder Jur Zwecke der Kommunalaufsıcht „ıschhe 

Ren Unter Rationalisierungsgesichtspunkten ware ex sicherlich auch sinnvoll, die Kommunalaufsicht oder dıe Prutungs 
tatıgheit des Rechnungshofs durch dıe Finrichtung von On-Iine-Ansch‘ussen zu unterstutzen 

Liner Nutzung der Daten ın der beschriebenen Weise stehen zwar Jdatenschurzrechtliche Vorschnitten entgegen. Dies dart 

indessen nicht daruber hınwegtauschen, daß mit IKF die technischen Voraussetzungen tur einen umfassenden Zugriff des 
Staates aut Daten, dıe eindeutig zum kommunalen Wırkungsbereich ge toten, geschaften werden. 

3. Autonome Systeme 

In dem vorangegangenen Beitrag, zum Tatıgkeitsbericht, der mıt „Informationelle Gewaltenteilung“ uberschneben ıst, wird 

autgezeigt, daß sich der Staat als Betreiber von Großrechenanlagen und Anbieter von Rechenkapazıtat neue: Techniken und 

neuer Formen der Zusammenarbeit bedient, die eıne Veränderung des Systems der Informationsverteilung bewirken 

Parallel zu dieser Entwicklung hat sıch im Berichtszeitraum aber auch eın Trend verstarkt, der in die entgegengesetzte Richtung 

zıelt, namlıch auf autonome Losungen auf der Ebene kleinerer Verwaltungseinheiten. Ermoglicht wırd dies durch den techno- 

logischen Fortschritt auf dem Gebiet de: Mikroelektronik und in der Kommunikationstechnik, der zur Entwicklung von Ge- 

raten geführt hat, die unter Bezeichnungen wıe Minıcomputer, Mikrocomputer, Burocomputer, Tischcomputer, Arbeıtsplats- 

computer, Personalcomputer, Anlagen der mittleren Datentechnik, eingefuhrt werden. Hinsichtlich der Leistungstahigkeit 

kann grob unterschieden werden ın Eınzelplatzsysteme und Mehrplatzsysteme. 

Werter man diese Fntwicklung unter datenschutzpolitischen Gesichtspunkten, wird man ın autonomen Systemen durchaus 

eıne begrußenswerte Alternatıve zur Zentralisıerung der Datenverarbeitung und zu Verbundlösungen schen können. Die 
vertikale und horizontale Abschottung der Informationsebenen ıst Jedenfalls bei ihrer Anwendung nıcht das zentrale Problem, 

denn gerade die ausschließliche Verfugungsbefugnis der Verwaltung und die Flexibilitar ın der eigenen Entscheidung uber den 

DV-Finsatz sınd neben dem gunstigen Preis-Leistungsverhaltnis and einer relatıv leichten Handhabung wesentliche Gesichts- 
punkte der Kautentscheidung. 

Selbst wenn dieser begrußenswerte Effekt von Dauer ıst, impliziert der Fınsatz von Geraten der genannten Art doch eine Fulle 
neuer Gefahrdungspotentiale. 

Es stellt sıch zunachst das Problem, daß dıe technische Entwicklung mit ihrer Abkehr von zentralisierten Verarbeitungsformen B B 
ım Bereich der ADV mıt einem datenschutzrechtlichen Instrumentarium bewältigt werden muß, das von genau diesen zentra 
len Verarbeitungsformen ausgeht, Mıt anderen Worten: Die Datenschutzgesetze sınd nicht uneingeschränkt tauglıch zur & B 8 ing 8 
Losung der Datenschutzprobleme beim Eınsatz von Kleinrechenanlagen Beispiele hıerfur sınd die Regelung der Anmelde- 5 p & F & 5 
ptlicht für D\ -Vertahren, das Auskunftsrecht und die Datensicherungsanforderungen bei denen Gesetz- und Verordnungs- 
geber von Verarbeitungsbedingungen ausgingen, dıe beim Einsatz von Kleinstanlagen kaum noch vorhanden sind. 

Bestand das Arbeitsfeld der DSK ursprünglich noch aus wenigen Großrechenzentren, erstreckt es sıch heute auf eine Vielzahl 

von Anlagen, die allesamt zwar klein ın der Abmessung, aber groß in ıhrer Leistungsfahigkeit sind. Nicht selten weısen sıe 
Leistungsmerkmale auf, dıe bıs vor kurzem noch für Großrechenanlagen <harakteristisch waren 

Die DSK hat, nachdem in dıesem Jahr die personellen Voraussetzungen ın ıhrer Geschaftstelle geschaffen wurden, zunächstihr 

Interesse auf autonome Systeme ın den hommunen gerichtet Diese sind, soweit sıe nıcht an Verbundlösungen beteiligt sind, 

zu etwa 50 % mıt leıstungsfahıgen Mehrplatzsystemen ausgestattet. Fur die Auswahl der bisher kontrollierten zehn Verbands- 
gemeindeverwaltungen waren folgende Kriterien bestimmend: 

— Systeme unterschiedlicher Hersteller, 

- unterschiedliche Betriebssysteme und Anwendersoftware, 

— Verwaltungen unterschiedlicher Größenordnung. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Kontrollbesuche sınd nachfolgend ın gedrangter Form dargestellt: 

a) Die Gemeinden beklagen das Fehlen fachlicher Unterstutzung beı deı Planung von DV-Losungen und beı der Beschaffung 
von Geräten. In dem Bemühen, eınen Marktüberblick zu gewinnen, konzentrieren sie sich zu sehr auf Kostengesichtspunkte 
und lassen den Datenschutz als ertorderliches Leistungsmerkmal außer Betracht. Bei dieser einseitigen Orientierung der Ab-
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nehmerseite kann es nıcht ausbleiben, daß die Hersteller wenig Neigung zeigen, dıe Systeme durch dıe Implementierung von 
Hardware- und Softwaresı herungen zu verteuern. Dementsprechend verfugen die Gerate berstellerseitig nur selten uber die 

notwendigen Datensicherungs- und Datenschutzemrichtungen, wie Zugriffsschutz, Speicherschutz, Zugangs- 

kontollemrichtungen, Idenufrkauons- und Berechtigungskonrrellen, Bereitstellung von Log-Journalen, Schutz der Daten- 
traxervor Ve wechslung, Uberschreiben, Loschen usw 

b1 Selbst die wenigen herstellerseitig zur Verfugung gestellten Datenschutz- und Datensicherungseinrichtungen blieben ın ver- 
schiedenen Fllen ungenutzt. In einer Verbandsgemeinde existierte fur den gesamten Anwendungsbereich des DV-Ver- 

fahrens keine sy stemgesteuerte Zugriffsberechugungsprufung. 

u) Be mehreren Verbandsgemeinden fehlten Progıamm- und Verfahrensdokumentationen. 

a) Die Zugangskontrollen waren ın engen Tallen unzureichend. In einer Verbandsgemeinde war der Maschinenraum als 
„Wartosaum' gekennzeichnet und dementsprechend frei zugänglich. 

© Hautig tehler die ertorderlichen Eınric! tungen fur cıne gesicherte Aufbewahrung von Datentragern und Verarbeitungser- 

gebnissen 

1} Fur verschierene Betriebsss stemme und .Anwendungsprogramme sind keine Wıederanlaufprozeduren bei System- und Pro- 

grimmabbruchen moglich oder realisiert. 

gı Keine der ger rutten Verw altungen kam bisher ıhrer Anıneldepflicht nach $ 10 des Landesdatenschutzgesetzes nach. 

I} Dienstaımne sungen uber Sıcherungsma‘inahmen nach $ 9 des I andesdatenschutzgesetzes waren nıcht vorhanden oder er- 

ganzungsbedurttig 

1) Die Ceratew ıwtung und div Unterstutzung bei programm- und svstemtechnischen Problemen ıst oft unzureichend. Häufig 
werden nıcht ausgetesrete neue Programm versionen eingesetzt. Dadurch erhoht sich die Gefahr fehlerhafter Datenverarbeı- 

tung 

Die Feststellungen werden zur Zeit ausgewertet. Im ubrıgen ist die DSK bemüht, das weıtere Vorgehen mit der zuständigen 

obersten Aufsichtsbehorde abzustimmen. Prstes Ziel ıst die Entwicklung eınes Anforderungskatalogs, der den Gemeinden beı 

der Geratebeschaffung von Nutzen sein kınn. Feiner sollten Regularıen fur dıe Programmprüfung und -freigabe aufgestellt 

werden 

  

Mit dem Ziel einer Verbesserung des Datenschutzes sollte auch cıne Musterdienstanweisung erarbeitet werden. Für die Daten- 

verarbertung ım Haushalts und Kassenbereich der Gemeinden sollten nähere Bestimmungen in Verwaltungsvorschriften ge- 

troffen werden 

4 Meldewesen 

4.1 Datenkatalog 

Mit des abschlı Benden Autzahlung der Datenarten, die ım Melderegister gespeichert werden durfen, erfüllt $ 3 MG eıne 

wichtige datens«hutzrechtliche Voraussetzung: 

Der Burger ıst gegen eine unbegrenzte Speicherung seiner personlichen Daten geschützt, er kann dem Gesetz unmittelbar ent- 
nehmen, ınwien eıt sein „informationelles Selbstbestimmungsrecht“, das Recht also, selbst über die Preisgabe und Verwendung 
seines Daten zu bestimmen, ım uberwiegenden Allgemeininteresse eingeschrankt ıst. Insoweit entspricht das Meldegsetz, ob- 
wohl alteren Datums, bereits den Antorderungen des Volkszahlungsurteils. 

Soweit Daten nıch Inkrafttreten des neuen Meldegesetzes noch im Melderegıster gespeichert waren, mußten sıe nach Ablauf 

der durch $ 41 MG eingeraumten Übergangsfrist bıs zum 31. Dezember 1984 gelöscht werden. 

I ıne von der DK nach diesem Zeitpunkt veranlaßte und durchgefuhrte Prüfung hatte zum Ergebnis, daß folgende im Daten- 
katalog des $ 3 rıcht genannte Merkmale weiterhin gespeichert wurden: 

Zuruckstellung von der Erstimpfung, 

- Anzahl der Impfungen ohne Frfolg, 

- 7uruckstellung von der Finschulung oder vorzeitige Einschulun.;
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Pas Innenministerium teilte der DSK auf Anfrage raıt, daß dıe Speicherung neuer Imptmerkmale mıt sotortuger Wirkung ge 

sperrt und aus früheren Zeiten noch gespeicherte Intormationen ım Datenbestand umgehend geloscht wurden 

Durch die Speicherung von Schulanfängermerkmalen werde gewahtleistet, daß zuruckgestellte „Mußkınder“ ım «ulaenden 

Schuljahr als Schulantanger behandelt, vorzeitig eıngeschulte „Kannkınder“ dagegen ım nachsten Schuljahr nıcht erneut als 
Schulanfanger ın Frscheinung treten. Von cıner sofortigen I oschung seı abgesehen worden, weıl die Datenspeicherung eine 

wesentliche Erleichterung des Verwaltungsvollzugs darstelle und eıne Anderung des Mellegesetzes mıt dem Ziel der Aufnahme 
der Daten ın den Katalog des $ 3 ern ogen werde 

Von der DSK wırd die Not endigkeit einer Speicherung der Merkmale anerkannt. Ste erwartet die baldıge Anpassung den 

Datenkatalogs ım Meldegesetz 

4.2 Datenübermittlung an Religionsgesellschaften 

$ 32 MG bestimmt ım einzelnen, welche Daten des Melderegisters an offentlich-rechtliche Religionsgeseilschatten fur ıhre Mit 

glieder und fur Familienangehorige, die nıcht derselben oder keiner offentlich-rechtlichen Religionsgesellsc haft angehoren. 
ubermitte It werden durfen. 

Tine Überprufung durch dıe DSK ergab, daß tatsachlich weitaus mehr Daten übermittelt werden, weil der seit langem tur den 

Datenaustausch mıt den Kırchen festgelegt. Datensatz bisher nıcht an die Datenübermittlungsregelungen des Meldegesetzes 
angepaßt wurde. Zu den Daten, deren Übermittlung durch das Meldegesetz nicht zugelassen ıst, zahlen beispielswerse Hın 

weise auf Adoptions- und Pflegschattsverhaltnisse sowie Name und Anschrift des Wohnungsgebers. 

In emer Stellungnahme bestatigte das Innenministerium die Feststellung der DSK und begründete die bisher unterbliebene An 
passung nut der beschrankten Arber skapazıtät des I andesrechenzentrums. Dies werde mıt den Kırchen eın Gesprach über die 

Moglichkeiten einer schnelleren Anpassung fuhren und die DSK wegen der sıch voraussichtlich ergebenden Grundsatzfragen 
beteiligen 

Die DSK stellt test, dat? mıt der Übermittlung eınes vom Datenkatalog des $ 32 MG abweichenden Datensatzes an die offent- 

Iıch-rechtlichen Relıgionsgesellschatten gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen wırd. 

Klarungsbedurttige Grundsatzfragen sind nıcht erkennbar. Sıe erwartet, daß der Austauschdatensatz unverzuglich mıt den 
melderechtlichen Vorschriften ın Übereinstimmung gebracht wırd. 

4.3 Meldebescheinigung 

Die Meldebehorden ın Rheinland-Ptalz stellen zum Zwecke der Vorlage bei anderen Behörden, etwa beı der Krattfahrzeugan- 
meldung oder beı der Beantragung von Sozialleistungen, Meldebescheinigungen aus, dıe folgende Angaben enthalten: 

- Familienname, 

Vornamen, 

- Akademische Grade 

Tag des kın- oder Auszugs, 

Anschrift, 

Geburtsdatum, 

Gemeldet mıt Hauptwohnung, 

- Vor- und Zunamen, Geburtsdatum der in der gleschen Wohnung gemeldeten I amilienangehorigen. 

Die hierfür vom Bürger zu entrichtende Gebuhr betragt 5,- DM 

Die DSK stellte fest, daß eine Meldebescheinigung weder nach ihrem Inhalt noch nach ihrer Bezeichnung ın die Typologie des 
Meldegesetzes einzuordnen ıst Sie vertrat gegenüber dem Innenministerium dıe Auffassung, daß den Betroffenen entweder 
ee gebuhrenfreie Auskunft nach $ 9 MG uber die zu ihres Person gespeicherten Daten oder eıne ebenfalls gebührenfrese 
Vieldebestatigung nach $ 17 Abs. 5 und 6 zu erteilen ıst
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4.4 Öffentliche Hinweise auf Sperrungsmöglichkeiten 

Autgrund des am I. November 1983 ‚n Krift getretenen Meldegesetzes ist durch öffentliche Bekanntmachung mindestens ein- 
mal ıhrlich darauf hinzuweisen, daß Antrıge auf F ıinrıchtiing einer Übermittlungssperte gestellt werden können 

a) son Famıher angehorıgen. dıı nıcht derselben oder keiner offentlich-rechtlichen Rehgionsgesellschaft angehören ($ 32 
Ab 21, 

b) von Personen, die einer Meldereyssterauskunft uber Alters- oder Fheyubiläen widersprechen ($ 35 Abs. 3), 

u} von Personen, die einer Melderigisterauskunft an Adreßßbuchverlage widersprechen ($ 35 Abs. 4), 

d)} wınn Tatsachen dıe Annahme rechtfertigen, datt den Betroffenen oder einer anderen Person hieraus eine Gefahr für Leben, 

Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange erwachsen konnen ($ 34 Abs. 7 1. V m. Abs. 5), 

ce) beim Vorliegen eines berechtigten Interesses an der Nichterteilung einer erweiterten Melderegisterauskunft oder einer 
Gruppenauskunft ($34 Abs ?ı V m Abs 6) 

In den l allen der Buchstaben a bısı besteht eine Hınweisptlicht auch bes Vornahme der Anmeldung. 

!Ie DSK stellte *est, daß die Meldebehorden ıhrer Verpflichtung zus Veroffentlichung eines Hınweises auf die Sperrungsmog- 

hehkeit nach den zitierten Vorschriften in den ersten Monaten nach dem Inkrafttreten des Meldegesetzes nur sehr vereinzelt 
nachkamen Erst nachdem das Innenministerium durch eın Rundschreiben ım Februar 1984 aut dıe Veröffentlichungspflicht 
hingewiesen hatte, entsprach eın Großteil der Meldebehörden der gesetzlichen Verpflichtung. 

?u begiußen wor, daß das Ministe- um Fe rmulierungsvorschlage zur Verfugung stellte, die beı Übernahme eine den gesetz- 
lichen Besummungen entsprechende Information der Bürger gewährleisten 

l-ıne weitere auf Stichproben beschränkte Überprüfung durch die DSK ım November 1984 ergab, daß immerhin noch rund ein 

l unttel der Behorden ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht nachgekommen war. Nach einer erneuten Rundverfügung des 
Ministeriums besteht Anlaß zu der Hoffnung, daß auch dıe letzten rheinland-pfalzıschen Meldebehorden die Veröffent- 
Iichungsbestimmungen des Meldegesctzes anwenden 

Die Ertahrungen mıt diesen doch sehr klaıen, von jeder Auslegung»problematik freien gesetzlichen Bestimmungen lassen im 

Blick auf den Gesetzesvollzug ım ubtıgen keine hohen Erwartungen zu, wenn man berücksichtigt, daß das Meldegesetz sehr 
vıel dıtferenziertere Regelungen enrhalt, d:e für dıe Bürger von Bedeutung sind. Sie bestätigen eigentlich dıe Erfahrung, daß 
dem Datenschutz ım Verwaltungshandeln noch nıcht der Wert beigemessen wird, der ihm nach dem Willen des Gesetzgebers 
zukommt Häufig sınd Unkenntnis und Gleichgultigkeit, bisweilen aber auch unverhohlene Ablehnung die Ursache fur Ge- 

setzesverstoße. 

4.5 Stadtadreßbücher; Straßenverzeichnisse 

a) Der DSK wurde durch ortliche Recherchen bekannt, daß ım Frühjahr 1984 mehrere Städte und Gemeinden beabsichtigten, 

tur die Herausgabe von Adreßbuchern Daten an Verlage weiterzugeben, bevor durch öffentliche Bekanntmachung auf die 

Moglichkeit der Sperrung von Adreßdaten hingewiesen war. Es bestand also nicht — wie in einem benachbarten Bundes- 
land -- die Gefahr, daß bereits gesperrte Meldedaten in Adreßbuchern veroffentlicht wurden, sondern daß die Veröffent- 

lichung erfolgte, bevor die betroffenen Bürger uber das ıhnen zustehende Recht ausreichend informiert waren. 

Die DSK richtete an das Innenministerium die Empfehlung, in geeigneter Weise darauf hınzuwırken, daß dıe Herausgabe 

von Stadtadreßbuchern solange ufgeschoben bleibt, bıs eıne den Vorschriften des Meldegesetzes entsprechende Veröffent- 

Iichung erfolgte. 

Das Ministerium ıst dieser Empfehlung nachgekommen. 

b) Im Berichtszeitraum sind bes der DSK mehrere Beschwerden gegen dıe Veröffentlichung sogenannter Straßenverzeichnisse 

in Verbindung mıt Gemeinde und Stadtadreßbuchern eingegangen. 

Straßenverzeichnisse, genauer gesagt Auflıstungen von Einwohnerdaten in der Gliederung nach Straßen und Haus- 

nummern, konnen eine wichtige Funktion fur die soziale Gemeinschaft erfüllen. Sıe erleichtern die Kontaktaufnahme und 
erhohen das Zusammengehorigkeitsgefuhl von Menschen, dıe auf einem Teil des Stadt- oder Gemeindegebiets zusammen- 

leben
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Aus der Sıcht des Datenschutzes sınd derartige Verzeichnisse „leichwohl nıcht unproblem ıtısch, denn es ıst nicht auszu- 

schließen, daß ım Einzelfall schutzwurdige Belange beruhrt werden, weıl beispielsweise erkennbar wird, welche Hauser von 

Alleinstehenden (insbesondere von Frauen) hewe Int werden Fs ist eine beklagenswerte Tatsache, daß solche oftentlich zu- 

ganglichen Informationen — übrigens ebenso wie Intormationen uber Alters- und Ehejubilaen - bisweilen fur d - vorbe 

rctung und Durchführung stratbareı Handlungen (Finbruchdiebstahle, Betrug, Raub usw. benutzt werden. 

Da die unerwunschten Folgen eıner Verotfentlichung ın Adretbuchern und Straßenverzeichnissen nur durch dıe Wahr- 

nchmung Jdes Wıderspruchrechts zu verhindern sınd. hat die SR versucht, auch durch Einschaltung der Presse auf dieses 

Problem aufmerksam zu machen. 

I eıder fand eıne Pressemitteilung der DSK nicht dıe erhoffte Beachtung 

4.6 Alters- und Ehejubiläen 

Das Widerspruchsrecht gegen Auskunfte uber Alters- und Eheyubilaen kann nach $3% Abs. 3MG innerhalb von zwei Monaten 

vor dem Jubılaum nıcht mehr ausgeübt werden 

Von einzelne ı Meldeamtern wırd, gestutzt auf cınen Kommentar zum Meldegesetz Rheinland-Ptalz, die Auffassung vertreten, 

daß Jubilaumsdaten auch schon vor dem Beginn der Zweimonatsrnst ubermittelt werden konnten, wenn sichergestellt ser. daß 

de: Datenemptanger von dem spater erfolgten Widerspruch unterrichtet werde. 

Das Innenministerium, von der DSK um eıne Stellungnahme gebeten, geht davon aus, daß der Wortlaut des Meldegeseizes 

diese Auslegung zulasse Bei cınem — moglicherweise aus organısatorischen Grunden - langer als zweı Monate vor dem Jubı- 
laum gestellten Auskunftsbegehien konne die Auskunft erteilt werden, wenn bıs zu dıesem Zeitpunkt kein Widerspruch vor- 

hege Fs musse allerdings sichergestellt werden, daß der Datenemptange von dem spater erfolgten Widerspruch unterrichtet 

werde und dementsprechend dıe Bekanntmachung unterlasse. 

Die DSK kommt bei eıner Auslegung der Vorschrift sowohl nah ıhrem Wortlaut als auch nach Sinn und Zweck zu einem 
anderen Ergebnis Sıe halt die Auskunft aus dem Melderegıster uber Alters- und Fheyubilaen vor dem Beginn der Zweimonats- 
frıst fur unzulassıg. Ein Verstoß gegen die zitierte Vorschrift des Meldegesetzes liegt selbst dann vor, wenn eine Auskunft, ber- 
spielsweise an dıe Presse, erteilt wird, eine Veroffentlichung aber wegen Weitergabe und Berucksichtigung eines spater erfolg- 

ten Widerspruchs unterbleibt. 

Auch eın Widerspruch des Betroffenen ınnerhalb der Frist vor dem Freignis ıst zu beachten, solange die Auskunft nicht erteilt 

worden ist. Dies folgt aus $ 7 Abs 1 MG, wonach durch die Verarbeitung oder sonstige Nutzung personenbezogener Daten 

schutzwurdige Belange der Betroffenen nicht beeinträchtigt werden durfen. 

Die DSK geht davon aus, daß diese Rechtsauffassung anerkannt wird 

4.” Fiternbriefe 

Die DSK stellte beı ortlichen Überprufungen test, daß zum Zwecke der Versendung von Elternbriefen Adreßdaten von den 

Finwohnermeldeämtern an dıe Jugendamter übermittelt werden, dıe, soweit dıe Kreise Träger der Jugendamter sınd, einer 

Rechisgrundlage entbehren. Die Kreisverwaltungen sind durch die Vorschrift des $ 31 Abs. 8 MG, der einen erleichterten 

Datenzugang nur für Städte begründer. nicht privilegiert; eine regelmaßıge Datenübermittlung durch die dem landeseinheit- 
lichen Verfahren angeschlossenen Meldeämter zum Zwecke der Versendung von Elternbriefen scheidet aus, weıl dieser Über- 

mittlungszweck ın $ 5 der Meldedatenübermittlungsverordnung nicht genannt ıst. 

Die DSK harte ın einer Stellungnahme an die zuständige oberste Landesbehorde (früher Ministerium für Soziales, Gesundheit 

und Umwelt, jetzt Ministerium fur Soziales und Familie) die Auffassung vertreten, daß dıe Nutzung von Adreßmaterial durch 

die Jugendamter bei Kreisverwaltungen für den genannten Zweck nach der bestehenden Rechtslage nur auf der Grundlage freı- 
willig erhobener Daten zulassıg seı. Sie schlug vor, bei Behorden und sonstigen Stellen (insbesondere Standesamtern, Ent- 

bindungseintichtungen) Informationsschriften auszulegen, dıe nırt einer Anforderungskarte verbunden sınd Ergänzend wıes 
sie auf den Vorteil dieses Verfahrens hin, daß die Elternbriefe nur wirklich Interessierten zugeschickt wurden und überflussiger 

Verwaltungs- und Materıalaufwand entfiele 

Ps Ministessum fur Soziales und Familie räumte eın, daß eine Rechtsgiundlage fur dıe regelmaßıge Datenubermittlung von 

Meldebehorden an Jugendämter bei Kreisverwaltungen nicht existiert. Zugleich vertrat es aber die Auffassung, daß es aus 
famihenpolitischer Sicht dringend geboten sei, die Elternbriefe auch zukunftig uneingeschrankt und ohne besondere Anforde-
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rung zu versenden. Es außerte \he Befurchtung, daß sonst die Elternbildungsarbeit auf diesem Gebiet weitgehend zum Erliegen 
kame. Besummte Elterngruppen, die ın besonderer Weise auf entsprechende Beratungen und Informationen angewiesen seien, 
konnten kaum noch erreicht wcıden 

Die zeschilderte Zielsetzung grundsarzlıch anerkennend, forderte die DSK dıe Landesregierung auf, unverzüglich die recht- 
Iıchen Voraussetzungen lur die regelmaßı,,e Datenubermittlung an die Jugendamter ın der Tragerschaft von Kreisverwaltungen 
duich Ancerung der Meldedatenube:mit’lungss »rordnung zu schaffen Fın entsprechendes Verfahren ist inzwischen eınge- 
leitet 

4.8 Adoptionsdaten im Melderegister 

In ıhrem 9. Tatıgkeitsbericht hatte die DsK unter 77. 2.6 daraut hingewiesen, daß dıe Abfragemoglichkeiten für die an das 

automatisierte Emwohnermelderegister EWOIS) angeschlossenen Eınwohnermeldeamter zu weitgehend sınd, weil im 
Rahmen der sog. Archivauskuntt ın bestimmten Fallen die aktuelle Anschrift eınes adoptierten Kindes, das früher ım Zu- 

standıgkeitsbereich eines rheinland-pfalzischen Einwohnermeldeamtes wohnhaft war, von jedem angeschlossenen Einwohner- 

meldeamt ın E:fahrung gebracht werden kann. Sie forderte eine Beschrankung der Zugriffsmoglichkeit und außerte dıe Er- 
wartung, daß diese nıt der Neuordnung des Meldewesens aufgrund des novellierten Landesmeldegesetzes realisiert werde. 

In der Folgezer stellte die DSR test, daß die Zugriffsmoglichkeiten auf Adoptionsdaten uber die archivierten Daten hinaus ın 
einem noch weitergehenden Urmnfange bestand. Konkret: Jede an das EWOIS angeschlossene Meldebehorde ım Land konnte 

fur jede ın Rheinland-Pfalz wohnhafte oder aus Rheinland-Pfalz an eınen Ort außerhalb des Systembereichs verzogene 
adoptierte Person Daten zu: Kenntnis nehmen, die durch das Offenbarungs- und Ausforschungsverbot des $ 1758 BGB ge- 
schutzt sınd. 

In mem Schre ben vom 3} 'anuır 1984 s, gte das Innenministerium zu, daß eine Verfahrensanderung mıt einer befriedigenden 
Lösung dieses Problems „in sınıgen Woch en realisiert sein werde“. 

kın Kontrollbesuch von Beauftragten der DSK im August 1984 beı sıner Meldebehorde ergab, daß es noch ımmer Jedem an das 

landeseinheitliche Verfahren angeschlossenen Meldeamt moglich war, bei Kenntnis des früheren Namens dıe neue Identitat des 
Adoptierten autzudecken. Vertreter des Innenministeriums teilten ın einer Sıtzung der DSK ım September 1984 mit, daß den 

I mpfehlungen hinsichtlich der Speicherung von Meldedaten nach abgeschlossener Adoption bis Ende des Jahres 1984 ent- 
sprochen werde 

Vor wenigen Tagen berichtete das Ministerium, daß dıe Vertahrensanderung nunmehr realısıert sei. Die DSK hat dies mit Be- 

tnnedıgung zur Kenntnis genommen. 

4.9 Verwendung von Adreßßdaten für Werbezwecke 

Gelegentlich offenbaren Eingaben an die ISK ein recht merkwurd g entwickeltes Datenschutzbewußtsein, wie folgender Fall 
ragt: 

Fın Burger war empört, daß er von eıner karitativen Organisation eınen Spendenaufruf für dıe Afrıkahilfe erhielt, dem eın vor- 

beresteter Bankuberweisungsauftrag beigetugt war. Außer dem Namen und der Anschrift enthielt der Uberweisungsauftrag die 

Ziffern — Buchstabenkombination „12 A“. Der Petent hielt dies fur die Kennzeichnung seiner Besoldungsgruppe, der er als 
Lehrer angehört. Er bezeichnete dıes als vıne Ungeheuerlichkeit, die ganz entschieden dem Bundesdatenschutzgesetz wider- 
spreche, und forderte die DSK auf, den Vorgang zu klaren. 

Die DSK erlauterte ın ihrer Antwort an den Petenten die vielfältigen Möglichkeiten, Adreßdaten für Werbezwecke zu ge- 
winnen: Auswertung von Stadtadress- und Fernsprechbüchern, Lehrerhandbücher, Übermittlung durch die Deutsche Post- 

reklame GmbH. Übermittlung durch das Kraftfahrtbundesamt und viele andere Stellen. Sıe bat um Verständnis, daß wegen der 

Moglichkeit, aus öffentlich zuganglichen (Juellen dıe Adressdaten und ın manchen Fällen auch den Beruf zu entnehmen, keine 
gezielte Recher.he durchgefuhrt werden könne, zumal ıhr eıne Prufung beim Absender des Werbebriefs wegen der fehlenden 

ortlschen und sachlichen Zuständigkeit nıcht möglich war 

Der Petent war mıt dieser Antwort nıcht einverstanden. „Unter Datenschutz stelle ich mir vor“ so schrieb er „daß die bestehen- 

den staatlichen Institutionen in der Lage sein müssen festzustellen, wer sogar schon Besoldungsgruppen öffentlich anwenden 
darf!“ Diese Krıtik an der Beantwortung der Eingabe veranlaßte die DSK-Geschäftsstelle, noch eınmal darüber nachzudenken, 

auf welche Weise ım konkreten Falle wohl die Anschrift und, was vom Petenten besonders beanstandet wurde, die Besoldungs- 

gruppe ın Frfahrung gebracht werden konnte. Eın Blick ins Fernsprechbuch gab hierfur eine denkbare Erklarung, denn außer 

dem Namen war auch dıe Berufsbezeichnung „Konrektor“ eıngetragen. Der Petent selbst hatte mit der Berufsangabe im Fern- 
sprechbuch die besoldungsmaßıge Einstutung fur jeden, der auch nur über Grundkenntnisse im Besoldungsrecht verfügt, zu 

13
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uinem ottenkundigen Datum gemacht Die DSK teilte dem Petenten mit, daß es sicherlich werug konsequent ıst, einen Be- 

amtentitel ıns Fernsprechbuch schreiben zu lassen 'ınd sıch dann zu wundern. wenn dies zu einer Bewertung des Finkommens 
und zur Gewinnung von Adreßmatersal fur Spendeuautrufe genutzt und 

5 Datenschutz im Sicherheitsbereich 

5.1 Spurendokumentationssysteme 

5.11 Entwicklungen, Forderungen an den Gesetzgeber 

Über die Notwendigkeiten eınes wirksamen Datenschutzes bei der Anwendung von Spurendokumentationssvstemen — ın 

Rheinland-Pfalz POLDOK — wurde bereits ım achten und neunten Tatigkeitsbericht (Tz. 2.3 d und 3.8) berichtet. Die 

Fıgenart dieser Svsteme als freitextliche Erfassungs- und Recherchiet programme mıt der Moglichkeit, die eingegebenen Infor- 

mationen uber alle ım Text vorkommenden Worter als Suchbegriffe von den verschiedensten Fragestellungen und Kombinatio- 
nen her wieder abzurufen, hat sıch auch ın der Berichtszeit ım besonderen Maße als notwendiger Schwerpunkt datenschutz- 

rechtlicher Überlegungen erwiesen. 

Obwohl das System ursprunglich entwickelt worden ıst, um die polizeiliche Arbeit bei umfangreichen Ermittlungsverfahren 

zu erleichtern und wırksamer zu gestalten, hat sich ın der Zwischenzeit herausgestellt, daß es jetzt auch haufiger auf dem Ge- 

biete der Gefahrenabwehr angewendet wird. Nach den vorliegenden Frkenntnissen ist das System sowohl beı der Sıcherung 

von Veranstaltungen als auch bei der Vorbereitung polizeilicher Maßnahmen gegen mögliche größere (organisierte) Störungen 

verwendet worden. Als weiteres Anwendungsgebiet zeichnet sıch die Nutzung als Falldater ab Dabei dient das treitextliche 
System dem Versleich noch ungeklarter Straftaten untereinander ın umfassender und detaillierter Form sowie der Zuordnung 
ungeklarter Straftaten zu bereits ermittelnden Tatverdachtigen. 

Insbesondere an den zur vorbeugenden Bekampfung von Straftaten eingerichteten — „praventiven“ — Spurendokumentations- 

systemen hat sıch die Kritik in der Offentlichkeit entzundet Einer der Hauptpunkte dieser Krıtık war die Aufnahme der Daten 

sogenannter „anderer Personen“, die weder Beschuldigte noch Verdächtige sınd. Es handelt sıch hierbei um Personen, die ent- 
weder verdachtig sind oder als potentielle Storer in Frage kommen. Nach den einschlägigen Richtlinien geht es um die Auf- 

nahme personenbezogener Daten, „wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß dies zur 
Aufklarung oder vorbeugenden Bekampfung schwerwıegender Straftaten, zur Ergreifung von zur Festnahme gesuchten Perso- 

nen oder zur Abwehr einer ım einzelnen Fall bestehenden erheblichen Gefahr erforderlich ıst“ (KpS-Richtlinien Ziffer 2 2.11; 

Dateienrichtlinien des BKA Ziffer 4.2.11) Darüber hinaus hat dıe mogliche Aufnahme de: personenbezogenen Daten von 
Hınweisgebern und Zeugen zu Diskussionen über die datenschurzrechtliche Zulässigkeit gefuhrt (s. Parlamentarische Diskus - 

sıon um dıe Arbeıtsdatei „POLDOK-Herbst“, Plenarprotokoll 10/9 des Landtags Rheinland-Pfalz vom 14. Oktober 1983). 

Aus datenschurzrechtlicher Sicht wırd ın der Diskussion weiterhin die abstrakte Gefahr gesehen, daß die verfassungsrechtlich 
gebotene Zweckbindung der gespeicherten Informationen jedenfall» dann durchbrochen wırd, wenn Daten aus POLDOK’ 

SPUDOK-Verfahren in andere Dateien übernommen oder wenn mehrere Dateien der genannten Art miteinander abgeglichen 
werden (s. dritter Tatigkeitsbericht des Hamburgischen DSB 1985. Ziffer 3.8.2.2, D. 72). Dann nämlich geht der Sachzu- 

sammenhang mit dem sachlichen Grund der einzelnen SPUDOK/POI DOK-Datei verloren Aus anderen Grunden stellt dıe 

Verarbeitung personenbezogener Daten ın den genannten Dateien dem Grunde nach eınen Eingriff dar, der sıch durch seıne 
besondere Intensıtat von der übrigen polizeilichen Datenverarbeitung abhebt. 

In den aus der Arbeıt „Enquete-Kommıssion zur Informationsbeschaffung und Informationsverarbeitung im Sıcherheitsbe- 

reich“ hervorgegangenen Gesetzentwürfen zur Änderung des Polizeiverwaltungsgesetzes (Entwurf der Fraktion der CDU 
— Drucksache 10/1487 — sowie Entwurf der Fraktion der SPDD — Drucksache 10/1548 —-) sınd keine speziellen und ausdruck- 

lichen Regelungen für dıe Zulassigkeit und die Durchfuhrung von Spurendokumentationssystemen vorgesehen. Demgegen- 
uber macht jedoch schon die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Normenklarheit eine Speralregelung unumganglich, 

wıe sıe auch von den Datenschutzbeauftragten in ıhrem Forderungskatalog „Anforderungen an Datenschutzregelungen ım 
Polizeirecht“ vom 24. Januar 1985 (II Pkt. 2.1, 5. 5) gefordert wırd. 

Dabei erscheint es weder als zweckmaßig nuch als realıstisch, das in der Praxis bereits bewahrte polızeiliche Mittel des Spuren- 
dokumentationssystems erwa nur fur repressive Zwecke zuzulassen, fur Zwecke der Gefahrenabwehr hingegen verbieten zu 

wollen Das Spurendokumentationssystem ıst eine automatısierte Anwendung, die ın besonderem Maße auf solche Falle zuge- 
schnitten ist, beı denen es um die Bewaltigung großerer Mengen von Sach- und Personendaten geht. Nachdem sıch gezeigt hat, 

daß auch gerade beı der Gefahrenabwehr Daten ın vergleichbaren Mengen anfallen, würde ein Verbot sogenannter pravenuver 
SPUDOKS/POT DOKS wahrscheinlich zu eıner so gravierenden Frschwerung der Arbeit der Polizei fuhren, daß der An- 
spruch des Burgers auf Sıcherheit ernsthaft gefahrdet seın konnte. 
Bei realistischer Betrachtungsweise wırd es daher nur darum gehen konnen, beı grundsätzlicher Zulässigkeit beider Arten von 
Spurendokumentationssystemen begleitende Sıcherungsregeln zu finden und zu normieren, die eıne Handhabung ım Sinne 
rechtsstaatlicher Erfordernisse sicherstellen. Dabeı muß es zunachst um dıe Gewährleistung des hervorstechendsten Unter- 
scheidungsmerkmals zu anderen Dateien gehen, namlıch der absoluten zeitlichen Befristung der einzelnen Anwendungen. In
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den Fırıchtungsanordnungen mussen für jede Datei dıe Speicherungsvoraussetzungen im Hinblick auf den vorgesehenen An- 

wendungsbereich so speziell wıe mogl'ch geregelt werden, ınsbesondere der Zweck der Datei ıst klar und deutlich abzugrenzen. 
Aus rechtsstaatlichen Grunden sollten dıe einzelnen Voraussetzungen bestimmt sein. Insbesondere ist darauf zu achten, daß 

die Speicherung wegen des Zutagetretens einer bloßen Gesinnung auf jeden Fall vermieden werden muß. Weiterhin muß dafür 

gesorgt werden, daß personenbezogene Daten „anderer Personen“, sowie diejenigen von Anzeigeerstattern, Hinweisgebern, 
Zeugen und Geschadıgten als solche gekennzeichnet werden, damit ıhre Spe'cherung im Zusammenhang mit dem Zweck der 

Datei nicht zu falschen Schlussen ruhren kann, Dieser Forderung wı:d ınzwischen vom Innenministerium entsprochen. 

3 12 .\nmeldeptaxıs 

Nach$ 10 Abs TundAbs 21, )arG melden die Behorden der Polizei bei der DSK die dem Datenschutz unterliegenden Dateien 

in eıneı verkürzten Form an, die sıch auf eine Übersicht über Art und Verwendungszweck der gespeicherten personenbezoge- 
nen Diten beschtankt. Das Innenministerium hatte in einer toımellen Anmeldung vom September 1981 das System POLDOK 
vorgestellt und steht seitdem wut dem Standpunkt, daß jede weitere Mitteilung uber ein neu eingerichtetes POLDOK-Ver- 
tahren keine Anmeldung tur sıch, sondern eine Ergänzung der bereits erfolgten grundsätzlichen Anmeldung sei. Die DSK hat 

dieser Autfassung von Anfang an w ıdersprochen, weil Gegenstand einer Anmeldung nicht ein System, sondern nur die konkret 
beabsichtigte Nutzung bestimmter personenbezogener Daten ım Rahmen eıner Einzelanwendung sein kann. Nur damit kann 

auch sıchergeste It werden, daß entsprechend der Forderung des Gesetzes dıe jeweilige Anmeldung so rechtzeitig vorge- 
nommen wırd, daß die DSK vo: der ersten Speicherung ıhrer Überwachungspflicht nach $ 17 I DatG nachkommen kann. 

Soweit bei Einzelanwendungen im Bereic} der Strafverfolgung eine Dateı unverzüglich eingerichtet werden muß, kann es 
genugen, wenn dıe Anmeldung zum frühesimöglichen Zeitpunkt nachgeholt wird 

Jeder Anmeldung einer POLDOR -Dateı ıst eine ausführliche Errichtungsanordnung beizufügen, aus der eine moglıchst 

prazise Beschreibung des betrutfenen Personenkreises, der Art der zu speichernden personenbezogenen Daten und der 

Speicherungsdauer sowie der Rechtsgrundlage u. a. hervorzugehen hıt. Fin Vergleich der vom Innenministerium der Enquete- 

Kommission vorgelegten Autstellung uber manuelle Karteien und automatisierte Verfahren bei der Polizei mit den der DSK 
vorgelegten verkurzten Anmeldungen nach $ 10 Abs. 2 LDatG ergab. daß mehrere POLDOR-Dateıen und auch einige 

manuelle Dateien der DSK nicht bekannt waren 

Beı den richt angemeldeten POI DOK-Anwendungen handelte es sıch ausschließlich um Dateien im Bereich der Strafver- 
folgung, die wegen der Notwendigkeit ihier unverzüglicher Finrichtung und aufgrund der oben dargestellten Rechtsauf- 

Fassung des Innenministerium » nıcht angemeldet warden sind 
Alle Dateien wurden auf Anturderung der !JSK unverzuglich nachgemeldet und auf ıhre Vereinbarkeit mit datenschutzrecht- 

Iıchen Vorschriften uberpruft Sıe gaben die sbezuglich keinen Anlaß zu Beanstandungen. 

Der Vorgang zeigt unabhängig von der rechtlichen Beurteilung die dringende Notwendigkeit der Anmeldung jeder einzelnen 

POIDOK Anwendung. 

513 POIDOK „Herbst“ 

Gegen Beginn des Berichtszeitraumes meldete das Innenministerium eine POLDOK Arbeıtsdatei „Herbst“ zur praventiv 

polizeilichen Aufklärung ım Zusammenhang mit erwarteten Störungen gegenüber US-Einrichtungen durch militante Gruppie- 

rungen ım Rahmen einer fur den Herbst 1983 vorgesehenen Kampagne an. Storvorbereitungen und Störabsichten sollten recht- 

zeitig erkannı werden, um angemessene polizeiliche Gegenmaßnahmen konzipieren zu können. Hierfür war es vorgesehen, 
personenbezogene Daten von Störern. Anscheinsstörern, Notstandspflichtigen, Hinweisgebern, Zeugen, Tatverdächtigen und 
Anzeigenerstattern zu speichern und mit Hilfe des freitextlichen Recherchier- und Abfragesystems zu den entsprechenden 

Fıkenntnissen zu gelangen. 
Die DSK ließ dıe ım Aufbau befindliche Datei im Landeskriminalamt überprüfen. Dabei ergab sich eine relativ weite Fassung 
des Kıeıses der betroffenen Personen. was seitens der DSK auf eıne ungenaue Formulierung in der Errichtungsanordnung zu- 

tuckgetuhrt wurde. So wurden dıe Namen von Veranstaltern und Anmeldern von Veranstaltungen als „Hinweisgeber“ aufge- 
nommen, die nur sehr bedingi mıt dem eigentlichen Zweck der Dateı ın Verbindung gebracht werden konnten. 

Die DSK machte daher dem Innenministerrum zur Auflage, die in der Errichtungsanordnung aufgezählten Speicherungsvor- 

aussetzungen im Hinblick auf den vorgesehenen Anwendungsbereich spezieller zu regeln. Dabei wurde gefordert, die einzel- 
nen Voraussetzungen aus rechtsstaatlichen Gründen so bestimmt wıe möglıch zu formulieren. Es müsse insbesondere darauf 

geachtet werden, daß auch kunftig die Speicherung wegen des Zutagetretens einer bloßen Gesinnung auf jeden Fall zu ver- 

meiden sei. 
Zusatzlich wurde gefordert, alle Spescherungen, die den neugefaßten Voraussetzungen nicht entsprechen, unverzuglich zu 
loschen und einen gegenüber der ursprünglichen Planung wesentlich früheren Zeitpunkt für die allgemeine Löschung der Datei 
vorzusehen,
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Auf die Forderung der DSK hın wurde die Errichtungsanordnung ıntsprechend geandert und hinsichtlich der Daten „anderer 
Personen“, die nıcht Storer, Anscheinsstörer, Zeugen oder Hınw cisgebei sind, vorgesehen, daß eine Speicherung nur dann cı 

folgen kann. wenn tatsachliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß dıe Erfassung zur Abwehr einer ım Finzelfall 
bestehenden erheblichen Gefahr erforderlich ıst Soweit Daten nıcht mehr zur weiteren polizeilichen Aufgabenertu' ung be- 
notigt wurden, sollten sıe bereits vor dem allgemeinen Loschungstermin für die Datei ım einzelnen Fall unverzüglich geloscht 

werden. 

Bei einer Sitzung ım Januaı 1984 uberzeugten sich Mitglieder der I3SK durch stichprobenartige Abtragen von der Überein- 
stimmung der Datei mit der moditizıerten Errichtungsanordnung 

Die Dates wir daruber hınaus Gegenstand einer Beratung ım Pıenum des Landtag (s. Plenaiprotokoll 1% 9 vom 14 Okta 

ber 1983) 

5.1.4 Arbeıtsdatei POLDOK „Hunsrusk“ 

tFın lebhaftes Presseecho fand im Mai 1984 die Absicht des Innenministeriums, eine POLDOK -Arbeıtsdatcı wegen erwarteter 

Storungen ım Raum Hasselbach, Hunstuck, einzurichten. Anlaß waren polizeiliche Erkenntnisse über beabsichtigte Storungen 

ım Zusammenhang mıt der Stationierung amerikanischer Marschflugkorper vom Typ „Cruise Missile“. Die vorgelegte Errich- 

tungsanordnung enthielt auf der Basıs der datenschutzrechtlichen Diskussionen um „POT DOK-Herbst“ einige positive 
Konkretisterungen, so u. a. die Anordırung, daß die erfaßten Daten von Zeugen und Hinweisgebern sowie anderer Personen 

als solche besonders zu kennzeichnen seien. Die Verwirklichung dieser datenschutzrechtlichen Forderung sollte angesichts der 
durchaus problematischen Speicherung dieser Daten bewirken, daß dıe Intensität des damıt verbundenen Eingriffs durch 

konkrete Nennung des Speicherungsgrundes herabgesetzt wird. Durch diese Kennzeichnung sollte nach Möglichkeit erreicht 
werden, daß die ın Frage kommenden Betroffenen ın einer Dateı von dem Bereich eines bestimmten politischen Extremismus 

deutlich abgegrenzt werden. 

Die DSK hat die Grunde fur die beabsichtigte Frrichtung der Dateı ebenso wie deren Inhalt eingehend untersucht und mit Ver- 

treteın des Innenministeriums besprochen. Das Ministerium wurde aufgefordert, in Beachtung des vom Bundesverfassungsge- 

richt ım Volkszahlungsurteil konkretisserten Gebots der Zweckbindung beı der Erhebung und Verarbeitung personenberoge- 

ner Daten dıe in der Einleitung der Errichtungsanordnung enthaltene Zweckdarstellung genauer zu fassen. Außerdem wurde 
gefordert, an gecigneter Stelle festzulegen, daß keine Einspeicherung ohne Papierbeleg erfolgen solle. Damut galt es sıcherzu- 

stellen, daß die datenschutzrechtliche Begründung jeder einzelnen Finspeicherung jederzeit nachprüfbar bleiben sollte 
Die DSK hielt es auch für erforderlich, daß dıe Prüfung, ob einzelne Daten noch zur weiteren Aufgabenerfüllung benötigt 
werden, ın regelmäßigen Abstanden erfolgt. Bei der Beurteilung der Ertorderlichkeit ist daruber hınaus nach dem Speiche- 

rungsgrund zu unterscheiden. Damit sollte der Überlegung Rechnung getragen werden, daß Daten von geringerer Bedeutung 
ım Grundsatz auch schneller gelöscht werden konnten. 

Noch ım Verlaut der weıteren Diskussion entschied das Ministerium, dıe Datei nicht einzurichten. 

Der Ablauf des Anmeldeverfahrens fuhrt ım nachhinein zu der Frage, ob die beabsichtigte Maßnahme angesichts des schr punk- 

tuellen Charakters der angenommenen Gefahr überhaupt notwendig gewesen wäre, oder ob hier nicht die zeitweise Einrich 
tung einer manuellen Datei (Handkarteı) hätte ausreichen können. 

Die durch dıe Anmeldung ausgeloste eingehende Diskussion einer Reihe datenschutzrechtlicher Fragestellungen ın der DSK 

zeigt am Beispiel dieser Datei besonders deutlich die Notwendigkeit einer rechtzeitigen Informierung der DSK. Die vom 

Bundesverfassungsgericht geforderte Kontrolle und Beratung durch unabhängige Datenschurzinstitutionen muß ım Gegensatz 

zu der grundsatzlich im nachhıncın ertolgenden Kontrolle durch die Gerichte nach Möglichkeit vor der Durchführung ent- 

sprechender Maßnahmen erfolgen. Nur so kann das Recht auf ınformationelle Selbstbestimmung auch ım Sıcherheitsbereich 
wirksam geschützt werden 

5.2 Polizeiliche Fahndungsmaßnahme „Aktien Gitternetz“ 

Im Zusammenhang mıt der allgemeinen Sicherheitslage zu Beginn der NATO-Nachrustung bestand aufgrund der vorliegenden 

Fikenntmisse der Polizei die Gefahr, daß nach den Sprengstoffanschlägen in Hahn und Bad Ems weitere Sıraftaren dieser Art 

ertolgen wurden Als vorbeugende Maßnahme zum Schutz von Personen und Einrichtungen hat die Polizei an verschiedenen 

Tagen ın den Monaten November und Dezember 1983 ın Absprache mıt dem Generalbundesanwalt, dem Bundeskrıminalamt 

und benachbarten Bundeslandern an Zufahrtsstraßen zu gefahrdeten Objekten eine Reihe von Kennzeichen durchfahrender 

Pu nach bestimmten Vorgaben ın Listen erfaßt. Im einzelnen wurden ın festgelegten Nachtstunden an den Kontrollpunkten 
die Kennzeichen solcher Fahrzeuge notiert, dıe nicht in dem fraglichen Landkreis oder benachbarten Gebieten zugelassen 

waren und ır denen sich mindestens zweı Personen befanden. Die notierten Kfz-Kennzeichen wurden auf losen Zetteln festge- 
halten, die als weitere Rubriken dıe Uhrzeit und die Anzahl de: ın dem Pkw befindlichen Personen enthielten Der ın Listen
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zusammengestellte Inhalı wurde an das Bundeshriminalamt gesandt und dort mit den Dateien „PIOS und INPOL“ abge- 

glichen Der Abgleich erfolgte dergestalt daß anhand de: Listen einzeln die Kennzeichen aus den Dateien abgefragt wurden. 
Eın Band zum Gegenlaufen wurde aus den Lister nicht gefertigt. 

Der Vorging vrurde mehrfach ın der Presse beha: delt und war ebentalls Gegenstand eıner Debatte im Plenum des L.andtags. 

Die DSK, dıe von der Maßnahme zuvor nıcht unterrichtet worden war, hat sich in mehreren Sitzungen mit der Fahndungs- 

aktion betaßt. Dabei ließen sıch die Mitglieder ım Land skriminalamt die Ziele und die Einzelheiten der Durchführung er- 
lautern Im Zuge der Überprufungen wurde ebentalls ım Landeskriminalamt in die noch vorhandenen Listen uber die an den 
Kontrollpunkten vorgenommenen Aufzeichnungen Einblick genommen Es konnte darüber hinaus aufgrund von Befragung, n 

testgestellt werden, daß eine Einstellung der gewonnenen Daten in andere Dateien nicht erfolgt ıst. Die Kontrollisten, die bıs 

zur Überprufung durch die DSK ım Landeskriminalamt verschlossen, verpackt und versiegelt aufbewahrt worden sind, 

wurden unmıttelbar nach der Sıtcung der DSK vernichtet 

Die Überprufungen haben nach Auffassung der DSK keine datenschutzrechtlichen Verstöße ergeben. Die Listen stellten keine 

Dateien ım Sinne des Datenschutzrechtes dar. Fus die Listen und ihre Verwendung zum Datenabgleich beim Bundeskriminal- 

amt mıt den Dateien „INPOL-Sachfahndung“ und „PIOS“ bestand keine Anmeldepflicht gegenüber der DSK. Der vorge- 
nommene Abgleich lag ım Rahmen der Zweckbestimmung der angemeldeten Dateien INPOL und PIOS. 

Wenn die Maßnahme im Hinblick auf dıe Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes auch keinen Anlaß bot, im formalen 

Sinne eine Anmeldungnach $ 121 DatG beider DSK vorzunehmen, so hat che spätere offentliche Diskussion doch gezeigt, daß 
eine vorherige Finschaltung der DSK zuın Zwecke einer eingehenden Beratung datenschurzmäßiger Aspekte sich als zweck- 
maßlıg hatte erweisen konnen. Hierbei hätte zumindest der Versuch unternommen werden konnen, ın Anwendung des Grund- 

satzes der Ver! altmısmafligkeit den Umtangder Maßnahme - es wurden über 75 000 Kennzeichenanfragen bearbeitet — auf die 
tatsachhichen pohzeilichen Frrtordernisse so eng wıe möglich eınzugrenzen 

5.3 Forderung nach ergänzenden Durchführungsrichtlinien für den Kriminalaktennachweis (KAN) 

Bei dem Krimmmalaktennachweis (KAN) handelt es sıch um ein Aktenauffindungssystem Mit Hilfe des KAN kann nachgefragt 

werden, ob uber eıne bestimmte Person bei einer Pohrzeibehorde Krımınalakten geführt werden. Der KAN wird beım Bundes- 
krımınalamt als Verbunddate: fur schwere und überregional bedeutsame Straftaten gefuhrt. Daneben bestehen in den einzelnen 

l.andern Landes-KAN fur regionale Strafzaten. Zur Zeit stehen das BKA, der BGS, das Saarland und die Lander Niedersachsen, 

Bayern, Berhn, Nordrhein-Westtalen ur d Flessen ım Terminalverbund oder ım Rechnerverbund zum KAN beim BKA. In 

Rheinland-Pfalz und in Schleswig-Holstein steht der Anschluß gegen Jahresende an. 

Die Datenschi tzbeauftragten haben am 18. Januar 1984 den Erlaf erganzender Durchfuhrungsrichtlinien ın den Ländern ge- 
tordert, um eınen Abschichtungskatalog «on Kriterien für dıe Aufnahme ın den KAN, insbesondere aber für die Übermittlung 
von Daten ın den Bundes-K AN aufzustellen. Außerdem sollten Entscheidungsmerkmale für Einzelfallentscheidungen, die von 
der Norm abw.cıchen, prazısert werden. Erganzende Richtlinien wurden daraufhin im Saarland, in Nordrhein- Westfalen und 

ın Hamburg erlassen. In Bayern erging eıne Errichtungsanordnung ungefahr gleichen Inhalts. 

Die DSK hat schon im Februar 1984 das Innenministerium um den Erlaß von Durchführungsrichtlinien für den KAN gebeten. 
Ihr ging es dabeı darum, eıne im Einzeltall extensive, dem allgemeinen KAN-Konzept zuwiderlaufende Auslegung der Ab- 
schichtungskriterien zu vermeiden und eine gleichmäßige Handhabung der Aktenauswahl sicherzustellen. Das Ministerium hat 

auf eine erneute Anfrage ım Juni dıeses Jahres dıe Errichtung von KAN-Rıchtlinien abgelehnt. Die DSK hat jedoch noch vor 

wenigen Wochen beschlossen, daß sie derartige Richtlinien für unerlaßlich kalt und das Innenministerium um Überprüfung 

seiner Entscheidung gebeten. 

5.4 Speicherung von Daten über Suizidversuche im polizeilichen Informationssystem 

Wıe das Innenministerium auf cıne Anfrage der DSK ım Sommer vergangenen Jahres mitteilte, werden auch in Rheinland-Pfalz 

bei den Polızeidienststellen Daten uber Selbstmordversuche, soweit sie im Rahmen polizeilicher Einsätze bekannt werden, 

durch Erganzung oder Anlage von kriminalpolizeilichen Akten festgehalten und dementsprechend auch im polizeilichen Infor- 

mationssystem INPOL gespeichert Die Polızeı wırd auch von Verwandten, von unbeteiligten Dritten sowie unter bestimmten 

Umstanden auch von Arzten über Suizidversuche unterrichtet. 

Die datenschutzrechtliche Zulässigkeit dieser Speicherungen, dıe auch in anderen Bundeslandern vorgenommen werden, wird 
allgemein unterschiedlich be urteilt. In Rheinland-Pfalz ist das Innenministerium der Auffassung, daß Erkenntnisse uber Selbst- 

mordversuche erforderlich seien, um eine mogliche erneute Selbstgefahrdung des Betroffenen zu verhindern, seine situations- 

gerechte Behandlung bei notwendigem polızeilichem Finschreiten sıcherzustellen und ggf. zielgerichtete Fahndungsmaß- 

17
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nahmen ım Lalle des Vermißtseins zu gewahrleisten. Di die Polizei nach $ 14 Abs. I Nr. IPVG berechtigt sei, eine Person, die 
Selbstmord begehen will, zum Schutz gegen eine Getahr fur I cıb «der Leben (Selbstgefahrdun,g) ın Gewahrsam zu nehmen, ser 

die Speicher ıng von Selbstmordversuchen eine notm endige polizeiliche Maßnahme ım Sırne der allgemeinen Zugritts generil- 
klausel{$ 9 \bs 1 PVG) 

Demgegenuver hat bereits der Arbeitskreis Sicherheit der Datenschurzbeauftragten erhebliche Bedenken gegen die Speiche 
rung der Surzidversucheerhoben Die pauschale Speicherung wırd insbesondere aus erfassungsrechtlicher Sıcht fur bedenklich 

gehalten, weil sie den Innenraum der Persönlichkeit eines Menschen tangıere Es sei davon auszugehen, daß unter Berucksich- 
tigung der besonderen psvchischen Schwierigkeiten selbstmordgetahrdeter Personen dıe polizeiliche Datenspeicherung von 

shnen als zusatzliche Selbstwertkrankung und Beschädigung empfunden werden könne. Die Zulässigkeit der Speicherung beur- 

teilt sich naca $ 5 Abs. 11 DatG. Danach ıst das Speichern personenbezogener Daten zulassıg, wenn es zur rechtmaßuigen Auf 

gabenerfullung erforderlich ist. Die Anwendung der polizeilichen Geneıalklausel setzt das Vorliegen eıner Gefahr im Finzel- 
fall, also eıner konkreten Polızeigefahr voraus. Hierzu muß davon ausgegangen werden, daß es sıch bei der möglichen Wieder- 

holungsgefahr bei einer Person. die bereits einen Suizidversuch unternonmen hat, um eıne sogenannte latente Getahr handelt, 

also eine solche Gefahr, die nıcht tür sich allein sondern erst durch den Hınzurritt ne er Umstände zu einer ıkuten Gefahrdung 

tuhren kann Es ıst sehr dıe Frage, ob damıt schon eine konkrete Gefahr ın dem Sinne angenommen werden kann, der polizcı- 

liche Eıngrifismaßnahmen nach der Generalklausel rechtferugen konnte 

Im Zusammenhang mit der Rechtsprechung des Bundesvertassungsgerichtes zum Volkszahlungsgesetz ıst davon auszugehen, 
daß dıe Speicherung eines Selbstmordv ersuches eine besondere personliche Bloßstellung bewirkt, weıl allgemein bekannt ıst, 

daß Selbstmordversuchen ın aller Regel nıcht unerhebliche psvchische Störungen vorausgehen. Es handelt sıch bei dieser 
Speicherung mıt Sıcherheit um dıe Aufnahme besonders sensibler personlicher Daten, mit der ın nıcht unerheblicher Weise ın 

die Personlı hkeitsphare des Einzelnen eingegriffen wırd. 
Die DSK ıst daher der Auffassung, daf die Speicherung von Daten uber Suizidversuche nur bei Hınzutreten besonderer Um 

stande als zulassıg angesehen werden kann. Auf jeden Fall erscheint ıhr die pauschale Speicherung jedes der Polizei bekanntge- 
wordenen Sclbstmordversuches aus datenschutzrechtlicher Sicht zumindest als stark bedenklich. 

Die DSK ha' sıch deshalb ım Herbst vergangenen Jahres an das Innenministerium mıt der Bitte gewandt, dıe bestehende Praxıs 
unter Berücksichtigung der dargestellten Gründe zu überprufen, sowie die zum Ausdruck gebrachten Bedenken beı den Vor- 

bereitungen tur eine Novellierung des Polizeiverwaltungsgesetzes zu berucksichtigen 

In der Zwischenzeit wurde die Praxıs insoweit geändert als dıe Polizeibehörden- und -dienststellen des Landes angewiesen 

wurden, bekanntgewordene Selbsttotungsversuche nur beim Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ın die Krıminalakten auf 
zunehmen. 

6 Justiz 

Gemaß $ 24 Abs. 11DatG ıst die DSK zur Überwachung der Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften ım Bereich der 
rechtsprechenden Gewalt grundsarzlich nicht zuständig. Soweit datenschutzrechtliche Fragen ım Bereich der Justizverwaltung, 

eine Rolle spielen, besitzt die DSK eine Kontrollfunktion. Unabhangıg davon hat sie jedoch auch für den Bereich der Recht- 
sprechung die Aufgabe, das Datenschutzregister zu führen. 

6.1 Automatisierte Führung der Grundbücher 

Zur Entlastung der Grundbuchamter wurde ein automationsunterstutztes Grundbuchverfahren entwickelt, durch das dıe 
Fuhrung des Grundbuchs erleichtert w erden soll. Das Grundbuch selbst besteht nach wıe vor ın Papıerform, automatonsun- 

terstützt werden Eintragungen, Anderungen, versandfertige Eintragungsmitteilungen, Veranderungslisten für die Kataster- 
bzw Vermessungsamter, Grundpfandrechtsbriefe und Schreiben an Beteiligte gefertigt. Bedeutsam ist, daß nach Abschluß der 

automatıonsunterstutzten Schreibgutei stellung keine Speicherung mehr ın automatisierter Form erfolgt. Schon dadurch ıst eine 
datenschutzrechtliche Gefahrdungslage kaum gegeben Außerdem sınd umfangreiche Schutzvorkehrungen getroffen, die den 
Antorderungen der Datensicherung gerecht werden. Unbefugte haben zu den entsprechenden Anlagen keinen Zugang. 

Zwischenzeitlich sind 20 Amtsgerichte an dieses sogenannte „Mainzer automatıonsuntersrützte Grundbuchverfahren“ ange- 

schlossen. Beschwerden aus dıesem Bereich sind bislang noch nıcht an dıe DSK gelangt. 

6.2 Löschung von Grundbucheintragungen 

Autgrund eıner Eingabe hatte sıch die DSK mıt folgender Frage zu befassen: 

Im Grundbuch war der Antrag auf Durchfuhrung eines Zwangsversteigerungsvertahrens eingetragen worden. Vor Anbe- 

raumung eines Termins und ahnlıcher weiterer Schritte konnte der Betroffene dıe Loschung des Vermerks erreichen. Dies ge- 
schieht regelmaßig ın der Form, daß de Eintragung gerotet wird, d h , daß sierot unterstrichen wırd Der Betroffene befurch-
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tete, daß aucı Jiese geloschte Eintragung seine Kredirwurdigkeit bei kunftigen Verhandlungen beeinträchtigen konnte. Er 
fragte an, ob vs eine Moglichkeit gabe, die geloschte Eintragung vollig unkenntlich zu machen. 

Die Uherprutung durch die DSK ergab, daß die Grundbuchordnung dıe vollige Unkenntlichmachung einer Eintragung grund- 
satzluhnichticrsieht Diesistnun fürden Fall erreichbar, daß eu neues Grundbuchblatt angelegt wırd, auf das gelöschte Eın- 

trayungen nıcht mitubertragen werden ($45 Abs. 2 Grundbuchordnung} Ein neues Grundbuchblatt ıst jedoch nach der bishe- 

ngen Rechtsligenur dann anzulegen, wenn das ılte Grundbuchblatt unubersichtlich geworden ıst ($ 28 Abs 1 Grundbuchver- 
tugung,, wenn es fur Neueintragungen keinen Raum mehr bietet ($ 23 Abs 1 Grundbuchverfügung), wenn es durch Umschrei- 
bung wosentl ch vereinfacht wird $28 Abs 2 Grundbuchverfugung) oder wenn ein Grundbuchband ausgeschieden werden 

soll 828 Abs 2 Grundbuchvertugung,. 

Die DSK hat angeregt, zu pruten »b unter dem Gesichtspunkt des intormiationellen Selbstbestummungsrechts Betroffener dıe 

Neuanlage eines Grundbuchblattes auch dann zugelassen werden kann, wenn für den Betroffenen aufgrund der geloschten, 
abır noch erkennbaren Fınttagungen sonst Nachteile nıcht auszuschließen waren. Dieses Verfahren ware aber wohl nur auf- 

grund einer Anderung der Grundbuchverfugung zu erreichen, «ıe als Ausführungsverordnung zur Grundbuchordnung auf 
Bundisebene geandert w erden mußte. Welches Ergebnis diese Prutung haben wırd, kann z Z. noch nıcht gesagt werden. 

6.3 Finsichtsrecht in das Grundbuch 

Im Zusammenhang mıt dem Gtundbuck hatte die DSK sich auch mehrtach mıt der Frage zu befassen, ob bestimmte Personen 
zu Recht Lin scht ın das Grundbuch gerommen haben und ob ihnen ein Anspruch auf die Überlassung von Ablichtungen aus 

dem Grundbuch zustand. 
Die dafur mafigebliche Rechtsgrundlage $ 12 Gıundbuchordnung, stellt auf das berechtigte Interesse des Einsichtbegehrenden 

ab Dieses Ineresse muß gegenuber den Grundbuchamt dargelegt werden. Damıt ıst eınem relatıv großen Kreis von Interes- 
senten der Zugang zum Grundbuch erotfnet 

Fını Überprüfung durch die DSK, ob tatsachlich eın berechtigtes Interesse vorlag, und welche Gründe dargelegt wurden, 

scheiterte haufig aber daran, daß nıcht mehr nachzuvollziehen war, wer wann mit welcher Begrundung Einsicht in bestimmte 

Grundbuchblatter genommen hat Die Grundbuchännter führen daruber keine Aufzeichnungen. Ohne eıne entsprechende 
Aufzcichnungspflicht ıst jedoch hier eine Kontrolle durch dıe aufsichtsführenden Organe kaum moglich. Die DSK hat deshalb 

gegenuber dem Bundesbeauttragten fur Datenschutz angeregt, ın Erörterungen mıt dem Bundesgesetzgeber zu prüfen, ob es 
nıcht sinnvoll wäre, entsprechende Aufzeichnungen anzuordnen. 

6.4 Textautomation im Bereich der Erstellung gerichtlicher Entscheidungen 

Im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarheit ıst das Textbearbeitungssystem „BITSY“ in Gebrauch, in dem Name, Beruf und 

Anschrift der Verfahrensbeteiligten und ıhrer Vertreter ın Verwaltungsstreitverfahren gespeichert werden. Außerdem enthalt 

dieses System Name und Ansıhrift der den Verwaltungsgerichten ın Rheinland-Pfalz zur Ausbildung zugewiesenen Referen- 
dare Mit diesem Textverarbeitungssystem werden beim Erstellen von Voten, Urteilen, Schreiben und Prozeßregısterunter- 

lagen die gespeicherten Daten benutzt. Die Daten der Referendare werden fur Schreiben ım Rahmen der Referendarausbildung 
herangezoger. Angesichts der kurzen I öschungsfristen (Verfahrensbeteiligte werden nach Verfahrensende wieder gelöscht) 

und der datensicherungstechnisch bestehenden Zugriffsbeschränkung (nur durch Mitarbeiter des Schreibdienstes) sind gegen 
dieses System keine datenschutzrechtlichen Bedenken zu erheben. 

Ahnlıches gilt tur das gerichtliche Textverarbeitungssystem „TEXT“, das beı eınıgen Amtsgerichten verwandt wird. Auch hıer 
werden dıe personenbezogenen l)aten von Verfahrensbeteiligten am Tage der Erledigung des Verfahrens gelöscht 

Eine Ausnahme gilt hier für Anschriften, dıc auf Dauer gespeichert werden: Dies betrifft Rechtsanwälte, Behorden und Ver- 
sıcherungstrager. Da zu diesen Personen jedoch keine weiteren Informationen außer Namen und Anschrift ın die Datei aufge- 

nommen werden, sind schutzwurdige Belange von Betroffenen durch dıese Speicherung nicht beeinträchtigt. 

6.5 Nutzung von automatisierter Datenverarbeitung durch Gerichtsvollzieher 

Einige Gerichtsvollzieher nutzen fur ıhre Tätıgkeit Personalcomputer, tur dıe ein spezielles Programm entwickelt wurde. 
Damit konnen die Dienstregistei, die Kassenbücher, sowie dıe Justizauftragslisten der Gerichtsvollzieher automatısıert geführt 

werden. Da mıt diesen Dateıprogrammen eine Vielzahl durchaus sensibler Daten verarbeitet wird (Schuldnernamen, Glaubiger- 

namen) kommt der Datensicherung ın diesem Bereich erhöhte Bedeutung zu. Eine effektive Zugritfssicherung durch Codewort 

etc. ıst aufgrund der geringen Speicherkapazitat der verwandten Hardware kaum moglich. Da die entsprechenden Datenver- 
arbeitungsgerate ıedoch ausschließlich ın den zugangsgesicherten Buros der Gerichtsvollzieher betrieben werden (dıe sich ım 

Regelfall ın der Wohnung der Gerichts olizieher befinden), ist dieser Mangel hinnehmbar. Es sollte jedoch auf mittelfristige 
Sıcht darauf hingewirkt werden, daß auch ın dıesem Bereich dıe Datensicherung den ıhr zukommenden Stellenwert erhält (vgl. 

dazu dıe allgemeinen Ausfuhrungen zu Datensicherungsproblemen bei Mıkrocomputern, Tz. 2).
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6.6 Automationsunterstützte Datenverarheitung bei Notaren 

tn Bereich der Notare werden bereits zur Zeit Date ın geführt, dıe noch ınanuell betrieben sınd, aus denen jedoch nach Aut- 

fassung der DSK Ubermittlungen an andere Stellen vorgenommen wcıden, so daß bereits jetzt cine Anmeldeptil- rt gem 

$ 19 1DatG besteht. Zunehmend werben aber auch ın diesem Bereich Anbieter von spezieller Hard- und Software um 

Kunden. so daß davon auszugehen ıst, daß eıne größere Zahl von Notaren sich bereits der Automation zur Unter stutzung ıhrer 

Taugkeit bedient. Fs bestehen nun bundesweit Meinungsunterschiede zwischen den Beı ufsvertretungen der Notare (Bundes- 
notarkammer, Landesnotarkanımern) einerseits und den Datenschutzbeauftiagten ande. erseits zu der Frage, ob Notare den 

Anforderungen der Landesdatenschutzgesetze unterhegen. 

Die DSK neigt zu folgender Auffassung: 

Die Notare sınd als öffentliche Stellen des Landes Rheinland-Pfalz ım Sınne ges $ 2 Abs. 1 LDatG anzusehen Sie stehen Ge- 
richten nıcht gleich, so daß die Ausnahmevorschrift des $ 24 Abs. 11 DatG nıcht eingreift. Auch dıe Exıstenz einer spezralge- 

setzlichen Verschwiegenhestspflicht ($ 18 Bundesnotarordnung) entbindet dıe Notare nicht von den Anmeldepflichten des 

LDatG 

Das rheinland-pfalzische Ministerium der Justiz hat sıch zu der Frage, die ım Oktober 1984 an das Ministerium herangerragen 

wurde, bislang ne ch nicht inhaltlich geaußert. Fs ha’ jedoch angekündigt, zu dieser Problematik nach Stellung zu nehmen. 

6.7 Aktenanforderung durch Gerichte 

Wiederholt sind an die DSK Antragen gelangt, ın welchem Umfang andere Behorden den Gerichten Akten vorzulegen haben 

Besondere Probleme haben sıch beı Akten von Sozıalleistungsträgern, fur die der Sozıaldatenschut ($$ 67 — 77 SGB X) gilt, 

gestellt 
Unproblematisch ıst es, wenn dıe Vorlage eıner bestimmten, genau bezeichneten Urkunde verlangt wird. Wenn aber mehrere 

Vorgange, etwa.dıe gesamte Akte zu einem Verwaltungsverfahren, erbeten werden, hat die Behorde selbst eine Prufungspflicht, 
ob und inwieweit der Inhalt der traglichen Akte uberhaupt der Gewinnung von Erkenntnissen fur die Führung des anhängigen 

Prozesses durch die Beteiligten dienlich sein kann (BVerwGE 15, 132; vgl. auch BVerfGE 27, 344/350 ff). Die Gerichte mußten 
demnach also ın ıhren Anforderungen Angaben machen, die es der aktenführenden Stelle ermoglicht, zu überprüfen, ob eine 

Otfenbarungsbefugnis bzw. eıne Aktenvorlagepflicht besteht Ähnliches gilt auch für den Bereich, der nicht vom Sozialge- 
heimnis betroffen ıst. Hier hat die Behorde $ 30 Verwaltungsverfahrensgesetz zu beachten: Danach ıst eıne Offenbarung von 

Daten Betroffene nur insoweit zulassig, als «ine Befugnis zu dieser Offenbarung besteht Diese Befugnis widerum laßt sich aus 
den verschiedenen Prozeßordnungen herleiten, die jedoch bestimmte Voraussetzungen aufstellen, unter denen andere Be- 

horden den Gerichten Akten vorzulegen haben. Die Gerichte sind gehalten, den Behörden die Informationen mitzuteilen, dıe 
es den Behorden ermöglichen, das Vorliegen dieser Voraussetzungen zu prüfen. In der Pıaxıs wırd dies häufig recht nachlassıg 

gehandhabt. 

6.8 Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren 

Die Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren (RiStBV) enthalt n datensshutzrechtlich bedeutsame Regelungen uber das 
Akteneinsichtsrecht Dritter in Straf- und Bußgeldakten. Die Datenschutzbeauftragten haben bereits seıt langerem gefordert, 
daß dıese Regelungen Gesetzesqualitat erhalten sollten. 

Inzwischen ıst ein entsprechender bundesgesetzlicher Vorentwurf dusch die Bundesregierung erstellt worden. Dieser Entwurf 

ist den Landesjustizverwaltungen zur Stellungnahme übersandt worden. Die DSK ist zur Zeit damit befaßt, dazu eıne Stellung- 
nahme zu erarbeiten 

Welche Interessen ın der Praxis durch dıese Regelung betroffen sind, wurde in verschiedenen Fallen deutlich, dıe an die DSK 
herangetragen wurden. So zeigte beispielsweise eine Eingabe, daß durchaus berechtigte Interessen privater Dritter daran be- 
stehen konnen, von der Staatsanwalıschaft Auskunfte aus Strafakten zu erhalten. Der Beschwerdefuhrer besaß einen Vollstrek- 

kungsbefehl gegen eine Schuldnerin. Diese war unbekannt verzogen, Nachfragen bei Meldebehorden blieben erfolglos. Gegen 

diese Schuldnerin hatte er selbst Anzeige wegen Betruges erstattet. Gegen sie liefen aber auch eine Reihe anderer Ermittlungs- 
verfahren Als der Beschwerdeführer bei der zuständigen Staatsanwaltschaft um Bekanntgabe der Adresse seiner Schuldnerin 
bat, erhielt er die Antwort, daß „die Erteilung der gewünschten Auskunft aus Gründen des Datenschutzes nicht moglıch seı“. 

Die DSK istanderer Ansicht: Die bislang in Nr. 185 Abs, 4 RıStBV enthaltene Regelung über dıe Möglichkeit der Erteilung von 
Auskunften an Privatpersonen aus Strafakten ıst nach ihrer Auffassung durchaus geeignet, einen angemessenen Interessenaus- 

gleich zwischen dem Betroffenen und anfragenden Dritten herzustellen. Nach dieser Regelung konnen einfache und schnell zu 
eriedigende Auskunfte dann an Privaipersonen erteilt werden, wenn eın berechtigtes Interesse des Privaten an der Auskunftser- 

teilung dargelegt wırd und wenn sonstige Bedenken, insbesondere schutzwurdige Belange des Betroffenen, nıcht entgegen- 

stehen. Im vorliegenden Fall haben nıch Auffassung der DSK die Voraussetzungen einer Auskunftserteilung vorgelegen 

an
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Die DSK ıst weiter der Auffassung, daß eıne entsprechende Regelung ın das zu erlassende Gesetz uber diese Materie eınbezogen 

werden sollt. 

Die zustandıge Staatsanwaltschaft erteilte dem Burger dıe gewunschte Auskunft, nachdem die DSK ihr ihre Rechtsauffassung 
mitgetei't hatte 

6.9 Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen 

Die DSK hatte bereits in hrem 7 Tätigkeitsbericht (Tz 8 1) austuhrlich über die Forderungen der Datenschutzbeauftragen 

zum Bereich der Anordnung uber Mitteilungen ın Stratsachen (MıStra) berichtet. In dieser Anordnung sind die Fälle geregelt, 

ın denen Strafgerichte ıhre Fntscheidungen anderen Stellen mitzuteilen haben. Inzwischen haben die Datenschutzbeauftragten 

des Bundes und der Länder sowie dıe DISK detaillierte Einzelvorschläge zur Neufassung bzw. gesetzlichen Neuregelung der 
MıStra erarbeitet. Die Landerjustisverwaltungen haben mıt Wirkung vom 1 April 1985 (Justızblatt Nr. 5 vom 20. März 1985) 

eine Übergangsfassung veroffentlicht, «lie bis zum Erlaß einer gesetzlichen Regelung dieser Materie in Kraft bleiben soll. Die 

DSK ıst der Auffassung, daß auch diese Übergangsfassung nicht auf die „Mitteilungen“ beschränkt ıst, die im Interesse einer 

ordnungsgemäßen Verwaltung unabdingbar notwendig sind. Mit dieser Auffassung befindet sıch die DSK ın Übereinstimmung 
mit den anderen Datenschurzbeauftragten. 

Aufgrund von Eingaben hat die DSK auch praktische Anschauung dazu erhalten, daß in diesem Bereich nicht nur unabdingbar 
ertorderliche Mitteilungen erfolgen: 

kin Burger war wegen Verstoßes gegen das Betaubungsmittelgesetz arıgeklagt worden, auf Antrag der Staatsanwaltschaft 

wurde er jed sch freigesprochen U'ber cın Jahr nach diesem Freispruch wurde er von dem für ihn zuständigen Gesundheitsamt 

angeschrieben Die doruge Beratungsstelle fü: Drogen- und Alkoholkranke bat ihn, Kontakt aufzunehmen und eınen Ge- 
sprachsterm n zu vereinbaren Als der Betroffene darauf nicht reagierte, tand er eines Tages in seinem Briefkasten die Benach- 
tichtigung, daß er bei einem Hausbesuch leider nıcht angetroffen worden seı, zur Erledigung eınes Auftrages aber ın das Staat- 

liche Gesundheitsamt konımen volle. 

Durch diese Kontaktaufnahme luhlte e: sıch erheblich belastigt 

Die datensch utzrechtliche Uberprufung durch die DSK ergab, daß das Gericht, aufgrund der bestehenden Rechtslage zulässi- 
gerweise, die oberste Behorde des Landes (das Gesundheitsministerium) über das Strafverfahren wegen Verstoßes gegen das 
Betaubungsmuttelgesetz unterrichtet hatte (Nuinmer 50 MıStra) Das Ministerium bat seinerseits über dıe zuständige Bezirks- 

reyserung das Gesundheitsamt informiert. 

Die DSK hat unter verschiedenen Gesichtspunkten Bedenken gegen eıne solche Mitteilungsregelung: 

Es scheint nıcht erforderlich, auch Verfahren, dıe mit Freispruch enden, den Gesundheitsbehörden in personenbezogener 

lorm mitzuteilen. Zunachst aber ıst die Mitteilung personenberogener Informationen an die oberste Gesundheitsbehörde 

ubertlussig: dort wırd nur eine Statıstik der entsprechenden Vertahren gefuhrt. Es würde ausreichen, wenn die jeweils zuständı- 
gen Gesundheitsamter tur den Wohnsitz der Betroftenen unmittelbar unterrichtet werden, das Ministerium dagegen nur stati- 

stısche Angaben ın nıcht personenbezogener Form erhält. Das Ministerrum für Umwelt und Gesundheit hat dieser Auffassung 
der DSK zugestimmt. Es wırd Aufgabe der DSK sein, bei der gesetzlichen Neuregelung der Mitteilungen in Strafsachen auf eine 
Berucksichugung der hıer deutlich gewordenen datenschutzrechtlichen Erfordernisse dem Gesetzgeber gegenüber hinzu- 
wirken. 

6.10 Anordnungen über Mitteilungen in Zivilsachen 

Die „Anordnung uber Mitteilungen in Zivilsachen“ (eine bundeseinheitliche Verwaltungsanordnung) regelt die Mitteilungen, 
die Zivilgerichte an andere Stellen uber zıvilgerichtliche Entscherdungen zu machen haben. Die Datenschutzbeauftragten und 

die DSK haben dazu detaillierte Forderungen erarbeitet, ın denen insbesondere darauf hingewiesen wırd, daß bei eıner Reihe 

von bisher praktızierten Mitteilungen gesetzliche Grundlagen erforderlich seien. Zudem wurden nähere Modalitäten vorge- 

schlagen, unter denen dıese Mitteilungen erfolgen sollten. Der entsprechende Beschluß der Konferenz der Datenschutzbeauf- 
tragıen und der DSK ist ın der Anlage abgedruckt (zu weiteren Einzelheiten vgl. Tz 8 5 des 9. Tätigkeitsberichts der DSK). 

6.11 Schuldnerverzeichnis 

Die DSK hatte bereits ın ihrem 8 Tätigkeitsbericht (Tz. 5.25) über die Problematik der Schuldnerverzeichnisse (die gem. $ 915 

ZPO gefuhrt werden) berichtet und dıe dazu erhobenen datenschutzrechtlichen Forderungen dargestellt. Zwischenzeitlich 

legt ein Entwurf zur Änderung gesetzlicher Vorschriften über das Schuldnerverzeichnis des Bundesjustzministeriums vor, 
desgleichen ıst der Entwurf einer Verordnung über die Frteilung von Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis durch den 

Bundesjustizminister verfaßt worden. 
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Die darın vorgesehenen Konkreusierungen (z. B. Löschung der Eintragungen nach dreı Jahren ohne Antrag des Betroffenen, 
Regelung des Auskunftsverfahrens ete ) sınd grundyatzlich unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zu begrußen Eınıge 

noch offene Wunsche aus datenschutzrechtlicher Sılıt (ausführliche und deutliche Unterrichtung der Betroffenen eindeutige 

Identifikation der Betroffenen durch Angabe des Geburtsdatums, Fingrenzung des Fmptangerkreises von Schul 1erlisten 
u a )werden noch ım laufenden Rechtsetzungsverfahren erörtert. 

7 Kultusbereich 

7.1 Datenschutz im Schulbereich 

7.1.1 Datenschutzrechtliche Regelungen ım Schulgesetz 

Die Sıtuation im Schulbereich ıst ın datenschutzrechtlicher Hinsicht dadurch gekennzeichnet, daß zunehmend Schuler- und 
Lehrerdaten automatisiert mit Kleinstcomputern (PC's) verarbeitet werden, wobei haufig sowohl für dıe Betreiber dıeser auto- 

matisserten Datenverarbeitung wıe für dıe Betroffenen keine eindeutige Klarheit über dıe rechtlichen Grundlagen sowıe über 
die sıch daraus ergebenden Grenzen der Datenverarbeitungsmoglichkeiten besteht. Auch bısher ım Rahmen der tradıtıonellen 

Verarbeitung von Schüler- und Lehrerdaten gab es sıcherlich das Bedurfnis, großere Klarheit uber den Umfang der zulassıger- 

weıse zu erhebenden und zu speichernden Daten zu gewinnen. Dieses Bedurfnis ist mıt der Zunahme der automatisierten 
Datenverarbeitung erheblich gewachsen. Besonders werden klarere Regelungen über die zulässigen Verwendungszwecke der 

Daten, ıhre Speicherungsdauer sowie die urforderlichen Maßnahmen der Datensicherung vermißt. Daneben tauchen immer 
wieder Fragen auf, ın welchem Umfang Daten an andere Stellen ubermittelt werden dürfen 

Die DSK hat sıch darum bemuht, diesem Anliegen sowohl beı der Neufassung der Schulordnungen des Landes wıe beı der 
Novellierung des Schulgesetzes gerecht zu werden Vorschläge der DSK beruglich des Inhalts der Schulordnungen ın daten- 

schutzrechtlicher Hinsicht konnten jedoch nicht mehr berücksichtigt werden, weil deren Veröffentlichung unter padagogı- 
schen Gesichtspunkten vordringlich erschien. 

Die DSK konntt jedoch erreichen, daß ın die Novellierung des Schulgesetzes eıne Reihe son datenschutzrechtlich bedeutsamen 

Regelungen aufgenommen wurde, dıe dıe Grundlage fur weitergehende detaslliertere Regelungen auf der Ebene von Rechtsver- 
ordnungen bzw Verwaltungsanordnungen bilden sollen. 

Erhebung und Verarbeitung von Daten ın und durch Schulen 

Daber ıst zunachst der neu eingefugte Abschnitt „I rhebung und Verarbeitung von Daten“ ($ 54 a Schulgesetz) zu wurdigen. 

Danach konnen Schuler-, Eltern- und Lehrerdaten dann erhoben und verarbeitet werden, wenn dies fur die Erfüllung der durch 

Rechtsvorschrift zugewiesenen schulischen Zwecke erforderlich ıst. Diese Grundregel gilt unabhängig davon, ob die Speiche- 

rung automatistert oder in herkömmlicher !-orm (in Schulerakten u. a.) erfolgt. 

Zur Frfullung schulbezogener Aufgaben dürfen derartige Daten auch an andere schulische Stellen ubermittelt werden. 

Der zentrale Begriff der Erforderlichkeit ist sicherlich ınterpretationsbedurttig, andererseits kann auf einen derartigen unbe- 
stimmten Rechtsbegriff nıcht verzichtet werden, um die Erfüllung der vielfaltigen schulischen Aufgaben nicht zu behindern. Es 
ıst ein wichtiger Teil der padagogischen Verantwortlichkeit aller an der Schule beteiligten Personen, dieses Merkmal der „Er- 

torderlichkeit“ jeweils im Einzelfall konkret auszufullen. Mit der Entscheidung für das Erforderlichkeitsprinzip ist aber auch 
klargestellt, daß die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht alleın auf das Interesse der Verwaltung an ratıoneller Auf- 

gabenerfüllung gestutzt werden kann, sondern daß stets eine Beschränkung auf das zur Erfüllung der schulischen Aufgaben 
unerlaßliche Minimum erfolgen muß. An die Erforderlichkeitsprüfung sınd strenge Maßstäbe anzulegen. 

Der vom Gesetzgeber verwandte Begriff der „Verarbeitung“ entspricht der Definition in $ 1 Abs. 1 LDatG (danach ist Daten- 
verarbeitung die Speicherung, Übermittlung, Veränderung und Löschung von Daten). 

Eur die Übermittlung an außerschulische Stellen enthalt $ 54 a Abs. 2 Schulgesetz eine Sonderregelung. Danach ist eıne Über- 
mittlung nur zulässig, wenn der Empfänger aufgrund eıner Rechtsvorschrift berechtigt ist, die Daten zu erhalten. und dıe 
Kenntnis der Daten zur Erfüllung der dem Empfanger obliegenden Aufgaben erforderlich ıst Außerdem besteht eine absolute 
Ubermittlungsschranke: Die Übermittlung darf dem Auftrag der Schule nıcht widersprechen. Im Einzelfall denkbare Konflikt- 
sıtuationen sind also zugunsten der Erfüllung der schulischen Aufgaben zu losen. 

Die Übermittlung von Schüler-, Eltern- und Lehrerdaten an Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs (also an private Stellen 
bzw. an Privatpersonen) ıst nur unter noch weıter eingeschränkten Voraussetzungen moglich: Sıe ıst nur zulässıg, wenn der Be- 
troffene eıngewilligt hat oder wenn eın rechtliches Interesse des Empfangers gegeben ist und schutzwürdige Belange des Be- 
troffenen nicht beeintrachtigt werden Ein rechtliches Interesse des I.mpfangers setzt im Regelfall eın durch Rechtsnormen ge- 
stutztes Interesse voraus, beispielsweise die Geltendmachung von Rechtsansprüchen gegen betroffene Schüler u a.
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re Frage, unter welchen Voraussetzungen andere als schulische Stellen ın der Schule Daten selbst erheben durfen, regelt $ 54 a 

Abs. 3 Schulgesetz. Durch dıe hier gewahlte Formulierung ist klargestellt, daß grundsatzlıch nur Stellen ın der Schule personen- 

bezogene Daten erheben durten, die diese zu padagogısch- wissenschaftlichen oder gleichwertigen Zwecken verwenden wollen. 
Andere Interessen - etwa wırtschattlicher Artu.ä. konnen einekrhebung von Daten in der Schule grundsätzlich nicht recht- 

terugen Dre Prutung dieser Voraussetzung obliegt der obersten Schulbehorde (also dem Kultusministerium), die für die Er- 

teılung einer entsprechenden Genchmigung zustandig ıst. Außerdem ıst weitere Voraussetzung der Datenerhebung durch dıe 
genannten Stellen ın der Schule, daf dıe Bettoffenen ım Finzeltall einwilligen. Fur die Einwilligung gilt $ 5 Abs. 3 LDatG ent- 
sprechend te bedart der Schrittorm 

Die Besonderheiten der automatisierten Datenverarbeitung ın Schulen machen es erforderlich, detailliertere Regelungen zu 

schatfen, dıe im Schulgesetz selbst keinen Platz mehr finden konnen Dementsprechend enthalt $ 54 a Abs. 4 eine Vorschrift, 

die den Kultusminister ermachtigt und gegebenenfalls verpflichtet, Regelungen uber die zulassigen Verwendungszwecke beim 

Einsatz automatisserter Verfahren sowie dıe dabe: erforderlichen Datensicherungsmaßnahmen und Aufbewahrungsfristen 
durch Rechtsverordnung zu schatten Gleichermaßten sollen dıe beı der Aufnahme in dıe Schule, beim Schullaufbahnwechsel 

und bei vergleichbaren Anlassın zu erheben.Jlen oder zu übermittelnden Daten durch Rechtsverordnung bestimmt werden. 

Mit dem Abschn tt uber Erhebung und Verarbeitung von Daten ım Schulgesetz ıst eın erster Schritt getan, um die schulische 

Datenverarbeitur g aut eine eindeutige bereichsspezitische Rechtsgrundlage zu stellen, die den verfassungsrechtlichen Anforde- 

rungen entsprich „ wie sie das Bundess erfassungsgericht in seinem Volkszahlungsurteil klargestellt hat. 

Schularzthiche Untersuchungen 

%52 Abs 2 Schulgesetz stellt klar, daß im Rahmeıı der Schulgesundheitspflege nicht ın die korperliche Unversehrtheit der 

Schuler eingegrifien werden dart. L bermitrlungen von Daten, die nur aus Anlaß von schulgesundheitspflegerischen Unter- 
suchungen gewonnen worden sind, durten grundsatzlich n.cht erfolgen Dies fulgt bereits aus dem Grundsatz der ärztlichen 

Schweigepflicht, Jer auch aut solche Schulgesundheitsuntersuchungen anzuwenden ist. 

Soweit die schulaı ztliche Untersuchung beı der Einschulung auch der Feststellung der Schulreife dient, beruht dıe Pflicht der 
Konder, ucheine entsprechenden Untersuchung za unterzichen, aut $ 52 Abs. 3 Schulgesetz: Soweit es zur Vorbereitung von 

Maßnahmen, die für die schulische Entwicklung de: Kinder besonders bedeutsam sınd, erforderlich ist, haben sıch die Kinder 

schularzuhch, sonderpadagogisch bzw schulpsy chologısch untersuchen zu lassen. In diesem Bereich sind Übermittlungen zu- 

lassıg: Ps sind den Schulen jedoch nur dıe tur ıhre Maßnahmen und T’ntscheidungen erforderlichen Untersuchungsergebnisse 
mutzuteilen Die Eltern sind vorher uber Untersuchungen und Testserfahren zu ınformieren. Es ıst ıhnen Gelegenheit zur Be- 
sprechung der Figebnisse und Einsicht in cıe Unterlagen zu geben. Verwandte Testvertahren müssen wissenschaftlich aner- 

kannt und vom Kultusminister zugelassen worden sein ($ 52 Abs. 3 Schulgeset2). 

Schulpsschologische Beratung 

Ba der schulpsy holosıschen Beratung konnen sensible personenbezogene Daten entstehen, dıe besonders schützenswert 
sind. Dementsprechend ıst in $ 15 Abs. 3 Schulgesetz vorgesehen, daß eıne Übermittlung entsprechender Daten vom Schul- 

psychologischen Dienst an andere Stellen, etwa an die Schule, nur mıt Einwilligung der Betroffenen erfolgen darf. Eine Aus- 
nahme, eine Ubeımittlung ohne Einwilligung, sollnur dann moglich sern, wenn dies mit den schutzwürdigen Belangen der Be- 

troffenen vereinbar ıst und wenn dıes tur die Ertullung der Aufgaben der Schulen oder des Schulpsychologischen Dienstes er- 

torderlich ıst 

Die Intormatıon Jder Betroffenen bei der Entstehung der entsprechenden Daten ist dadurch gewährleistet, daß $ 15 Abs. 2 vor- 
sieht, bei der Schulpsychulogischen Beratung Tests und sonstige Untersuchungen nur mit Einwilligung der Betroffenen durch- 

zufuhten Esistselbstverstandlich, daß Voraussetzung eıner wirksamen Einwilligung auch eine ausreichende Information über 

Inhalt und Zweci der beabsichtigten Tests und Untersuchungen ıst 

Mit diesen Regelungen sınd die Rechte der Betroffenen deutlich gestarkt worden; damit ıst ein bedeutsamer Schritt zur Ge- 
wahrleistung des ınformationellen Selbstbestimmungsrechts im Schulbereich fur Schuler und Eltern getan. 

? 1.2 Fınzeltalle us dem Problembereich der schulischen Datenverarbeitung 

Anwesenheit des Schulleiters beı schularztlichen Untersuchungen 

Durch Gespräche mit Schularzten hat dıe DSK erfahren, daß teilweise - wenn auch nur noch in geringem Umfang — Schulleiter 
an der Finschulunigsuntersuchung der Kinder teılnchmen, das heißt, daß sie bei dieser Untersuchung anwesend sınd. Den El- 

tern war bislang nur eın Widerspruchsrecht gegen dıese Anwesenheit eıngeraumt. 
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Dre DSK halt diese Verfahrensweise, die ır einem gemeinsamen Friaß vom kultusministerrum und Soztalmınisterium festgelegt 
worden ist, nicht fur befriedigend Sıe ıst der Auffassung, daß sowohl unter dem Gesichtspunkt des Arztgeheimnisses wie unter 

dem Gesichtspunkt der inzwischen in $ 52 Abs 3 yatz +4 Schulgesetz enthaltenen Regelung die Anwesenheit von Schuibe 
diensteten ber der Einschulungsuntersuchung nıcht zulassıg ist. Fs konnte inzwischen in diesem $ınne Übereinsum sung mit 

den beteiligten Ressorts erzielt werden 

Wissenschaftliche Untersuchungen an Schulen 

Im Berichtszeitraum hat sıch die Haufigkeit wıssenschattlicher Untersuchungen an Schulen, die bei der DSK angemeldet 

wurden, gegenuber den vorigen Berichtszeitraumen verringert. Entsprechende Anmeldungen sınd von der DSK insbesondere 

daraufhin uberpruft worden, ob die Beteiligung der Betroftenen in wirksamer Form sichergestellt war: dazu gehort ın erster 

Linie die mfomıerte Einwillung der Betroffenen. Die volljahrıgen Schuler oder die Eltern minderjahriger Schüler und dıe Schu- 
ler selbst (entsprechend ihrern Entwicklungsstand) sınd über Zweck, Art und Ulmfang der beabsichtigten Befragungen zu ınfor- 

mieren. 

7.2 Datenschutzfragen im Hochschulbereich 

7.2.1 Wıissenschaftliche Befragungen durch Hochschulen 

Die Zahl der angemeldeten wissenschaftli hen Betragungen durch Hochschulinstitute bzw. einzelne Hochschullehrer und ıhre 

Doktoranden hat sich im Berichtszeitraum deutlich erhoht. Problematisch war in diesem Bereich - wıe in der Vergangenheit — 

zunachst die Frage, ob dıe erhobenen Daten personenbeziehbar waren (vgl dazu den 8. Tätigkeitsbericht, T7. 4.2) 

Auch dıe Gestaltung der erforderlichen Einwilligungserklarung der Betroffenen, die einzuholen war, wenn die erhobenen 
Daten als personenbeziehbar anzusehen waren, gab häufig Anlaß zu Verbesserungsvorschlagen bzw. Beanstandungen durch 

die DSK (zu Form und Inhalt der ertorderlichen Einwilligung der Betroffenen seı auf Tz 4.4 und 4.5 des 8. Täuıgkeitsberichts 

verwiesen). 

Hervorzuheben ıst, daß sıch dıe Kooperationsbeieitschaft der betroffenen Wissenschattler mit der DSK deutlich verbessert hat 

und nahzu ausnahmslos einvernehmliche Losungen der anstehenden Probleme gefunden werden konnten. 

7.2.2 Datenverarbeitung durch Studentenwerke 

Die Fingabe de» Vaters eines Studenten gab der DSK Anlaß, sich mit der Datenerhebung und Verarbeitung durch ein Studenten 

werk zu befassen. 
Der Beschwertdefuhrer rügte, daß seın Sohn in dem Aufnahmeantrag fur ein Studentenwohnherm nicht nur Angaben über das 

eigene Fınkommen und das seiner Ehefrau machen, sondern auch das Einkommen und das Vermögen seiner Eltern beziffern 
sollte. 

Die DSK konnte zunachst bewirken, daß das betroffene Studentenwerk diejenigen Regelungen klarer formulierte, dıe die Be- 
deutung sozualer Kriterien bei der Aufnahme normieren. Sie konnte auch cıne Vereinfachung des Verfahrens insoweit anregen, 

als ın den Fällen, ın denen dıe Antragsteller Bezieher von Ausbildungsforderung sind, der Forderungsbescheid zur Grundlage 
der Bewertung der sozialen Lage der Betroffenen gemacht wurde. 

Das grundsätzliche Problem jedoch konnte die DSK nicht losen: Wenn einerseits staatliche Leistungen (zu denen die Gewah- 
rung von Wohnraum an Studenten gehört) von sozialen Kriterien abhangig gemacht werden sollen, um soziale Gerechtigkeit zu 

verwirklichen, so kann andererseits der Staat nicht darauf verzichten, dıe Informationen zu erhalten, die erforderlich sind, um 

eıne Reihenfolge nach sozialen Gesichtspunkten zu bestimmen. 

7.3 Archivgesetz 

Trotz dringlicher Forderungen der Datenschutzbeauftragten und der DSK an dıe jeweiligen Landesregierungen sind die Vor- 

arbeiten zum Frlaß von Landesarchıvgesetzen nıcht wesentlich vorangeschritten (zur Begründung der Erforderlichkeit eines 

Landesarchivgesetzes s. den 8. Tätigkeitsbericht -- Tz. 5.18 — sowıe den 9. Tatigkeitsbericht - Tz. 9 —). Die Landesregierun- 
gen verweisen cınhellig darauf, daß das Bundesarchıvgesetz, das dıe Verfahrensweise bei Bundesarchiven regeln soll, noch nicht 
erlassen seı. 

Nach Auffassung der DSK ıst die Verzahnung zw ischen Bundesarchivgesetz und Landesarchivgesetz jedoch nicht so eng, daß 
nicht bereits aufgrund des vorliegenden Entwurfs eines Bundesarchns gesetzes eın Landesarchıvgesetz erlassen werden konnte. 
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7.4 Datenverarbeitung durch Bibliotheken 

Mıt der Zunahme der automatısıerten Datenverarbeitung ım Bibliothek sbereich ıst besondere Aufmerksamkeit geboten, damit 

die anfallenden sensiblen Daten nur zweckgebunden genutzt werden. Datenschutzrechtliche Überlegungen beginnen hıer be- 
seits bei der Frage, welche Angaben uber den Bibliotleksbenutzer fur den Aufbau des entsprechenden Stammdatensatzes er- 
torderlich sind. Fraglich ist, ob der Berut sowie die Seriennummer des Personalausweises des Benutzers anzugeben sınd. Insbe- 

sondere gegen die Speicherung der Seriennummer des Personalausweises hat die DSK Bedenken geäußert. Die Erforderlichkeit 
der Speicherung die,er Angabe wurde ıhr bislang nıcht uberzeugend dargelegt. Auch dıe Angabe zum Beruf des Benutzers, die 
fur statistische Zwecke benotigt wırd, sollte so verschlusselt werden, Jaß sie jedenfalls in automatisierten Systemen nicht in 

personenbezogener Form abgerufen werden kann. Bei der automatisierten Verarbeitung von Ausleihvorgangen sollten abge- 
rufene Intormationsinhalte (z. B. Buchtitel) nıcht gespeichert werden. Das System der Gebührenerhebung sollte vielmehr so 

organısıert werden, daß sich die Berechnung alleın auf quantitative Gesichtspunkte stützt, z. B. auf die Zahl genutzter In- 

tormanons- oder Zuiteinheiten 

8 Wirtschaft und Verkehr 

8.1 Karteider Gewerbeanmeldungen 

81.1 Bereichsspezifische gesetzliche Übermittlungsregelung 

Von den Gemeinden werden gemaß $ It Gewerbeordnung Karteien der gewerbetreibenden Personen geführt. Im Zuge der 

Novellierung der G>werbeordnung war ursprunglich beabsichtigt, auch die Übermittlung von Daten aus diesen Karteien zu 
regeln ($ 14 Abs 5 des Entwurts eines Gesetz s zur Änderung des Tıte!s Il der Gewerbeordnung und anderer gewerberecht- 

licher Vorschriften, Bundesratsdrucksache 440 83). Eine entspıechende Forderung hatte die DSK bereits seit langerem erhoben 

vgl. 6 Tatigkeitsbericht, Tr 9) 

Intolge des Volkszahlungsurteils hat jedoch der Bundesminister fur Wirtschaft angeregt, von einer Änderung des $ 14 Ge- 
werbeordnung zunachst abzusehen, da es zweifelhaft geworden seı, ob der ursprungliche Entwurf nunmehr aufrecht erhalten 

blaben konne Frechlug vor. eine entsprecher de Übermittlungstegelung ın dıe Novelle zum Bundesdatenschutzgesetz einzu- 

beziehen 

Entsprechend hat der Bundestag im dann erlassenen Gesetz zur Anderung der Gewerbeordnung (vom 25. Julı 1984, BGBl. I, 
S 1008) che ursprünglich vorgesehene Regelung nıcht mit aufgenommen. 

Dadurch ısı fur Rheinland-Ptalz cine rechtlich schwierige Lage beibehalten worden. Soweit die Gewerbekarteien auf automatı- 
sıerte Vertahren umgestellt werden sollten, darf aus ihnen gemäß $ 7 Abs. 1 1.DatG an Stellen außerhalb des öffentlichen Be- 

reichs nur dann übermittelt werden, wenn dıes gesetzlich zugelassen ıst oder wenn der Betroffene mit der Übermittlung einver- 

standen ist. Da eine bereichsspezitische gesetzliche Regelung der Auskunftserteilung an Private nunmehr also nicht geschaffen 
wurde, ıst es grundsatzlich ohne schriftliche Einwilligung der Betroffenen unzulässig, Informationen aus automatisiert ge- 

tuhrten Gewerbekarteien an Private (etwa an Adreßbuchverlage, Glaubiger u. ä.) weiterzugeben. Dies dürfte haufig auch dem 

Interesse der betroffenen Gewerbetreibenden nicht entsprechen. Zur Zeıt ist der DSK zwar noch keine automatisierte Ge- 
werbekarteı bekannt, sıc hat jedoch davon Kenntnis, daß einige Städte ihre Gewerbekartei automatisieren wollen. Fs bleibt des- 

halb ein Anliegen der DSK, hıeı eine bereichsspezifische Übermittlungsregelung zu erreichen. 

81.2 Auskünfte au» der Gewerbekartei 

Auskuntte an Stellen ınnerhalb des öffentlichen Bereichs 

Finige Antragen betrafen dıe Zulassigkeit von Auskunften aus der Gewerbekartei an andere gemeindliche Stellen (z. B. das 

Fremdenverkehrsamt). Häufig war eıne Übermittlung schon deshalb unzulässig, weil die Erforderlichkeit der erbetenen Infor- 

mationen zur Aufgabenerfullung der anfordernden Stelle nicht genugend dargelegt wurde. Dabeı ist auf die datenschutzrecht- 
lich maßgebliche Bedeutung des Erforderlichkeitsbegriffs hinzuweisen: Danach ist eine Angabe nur dann erforderlich, wenn 
die Empfangerstelle ohne die fraglıche Angabe die ihr obliegenden Aufgaben nıcht erfüllen kann. Es reicht in aller Regel nicht 

aus, daß die erbetenen Angaben nur zur Erleichterung der behördlichen Aufgabenerfüllung dienen. 

Übermittlung aus der Gewerbekartei an Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 

Zu den rechtlichen Grenzen bei der Auskuntterteilung aus automatı ert gefuhrten Gewerberegistern wurde bereits oben 

Stellung genommer 
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Bes Gewerbekaiteien, dıe ın herkommlicher Weise geführt werden, sina die Voraussetzungen des $ 7 Abs 21 DatG zu beach- 

ten. Die DSK ist dabei davon ausgegingen, daß bei Auskunften lediglich un: Namen, betriebliche Anschrift und angemeldet, 

Tatıgkeiten eines einzelnen Gewerbetreibenden ın der Regel an dıe Glaubbattmachung cınes berechtigten Interesses keine be 

sonderen Anforderungen zu stellen sind. 

Gruppenausküntte uber eıne Vielzahl von Gewerbetreibenden sollten grungsätzlich nur mıt Zusuummung der betroffenen Ge 

werbetreibenden erteilt werden. In Ausnahmefällen hat dıe DSK es auch tur ausreichend erachtet, daß den Betrotfenen eın 

Widerspruchsrecht cıngeraumt wurde. Dabeı war jedoch mindestens sicherzustellen, dat die jeweiligen Gewerbetreibenden 

ausreichend über die beabsichtigte Übermittlung und ihr Widerspruchsrecht ınformiert wurden 

Die DSK halt im ubrıgen dıe Interpretauonshilfen ın Nummer 6.2 der „Erlauterungen fur die Behandlung von Anzeigen und 

den Vollzug.der $$ 14 und 55c Gerwerbeordnung“ (Mitteilungen des Gemeinde- und Stadtebundes Rheinland-Pfalz, 

Nr. 1781980 vom 26. September 1980) tur zutreifend. 

8.2  Schornsteinfegerdateien 

Die Bezirksschornsteinfegermeister des Landes Rheinland-Pfalz haben eine Reıhe von Buchern zu führen, in denen Anschrif- 

ten der Kıgentümner der kehr- und uberprufungspflichtigen Hausgrundstucke sowie Daten uber die entsprechenden Anlagen zu 

sammeln sınd (Kehr- und Arbeıtsbucher u. a ). Ca. 80 Bezirksschornsteinfegermeister des Landes Rheinland-Pfalz bedienen 

sich zur Fuhrung dieser Bucher inzwischen der automatisierten Datenverarbeitung. Die Speicherung erfolgt ım Wege der Auf- 

tragsdatenverarbeitung durch den „EDV-Dienst der Schornsteinfegerinnungen des Landes Rheinland-Pfalz“. 

Daß auch ın dıesem Bereich datenschutzrechtliche Probleme entstehen konnen, ergab sıch aus einer Anfrage des Ministeriums 

fur Wirtschaft und Verkehr. Danach haben die Unteren Wasserbehörden des I andes gebeten, einen Abgleich mıt den Karteien 

der Berirksschornsteinfegermeister durchtühren zu konnen. 
Hintergrund dıeses Wunsches ıst, daß die Unteren Wasserbehörden des 1 andes zur Überwachung von Behaltern, dıe wasserge- 

fahrdende Stoffe (z. B. Heizol) enthalten, zuständig sind. Sıe wollten überprüfen, ob diese Behalter beı ihnen vollstandig erfaßt 

sınd 

Die DSK hat gegen einen derartigen Datenabgleich jedoch Bedenken erhoben. Sıe hat dabeı durchaus die Gewichtigkeit der 

otfentlichen Aufgaben anerkannt, dıe dıe Unteren Wasserbehörden wahrzunehmen haben Sıe hat aber Zweitel, ob der beab- 

sichtigte Abgleich mıt den ausdrücklichen Regelungen des Schornsteinfegergesetzes vereinbar ıst. Danach unterliegt das Zu- 
trıttsrecht der Bezirksschornsteinfegermeister einem klaren Zweckbindungsgebot. Dieses Zweckbindungsgebot dürfte sıch 

auch auf die anlaßlich des Zutritts gewonnenen Informationen erstrecken Außerdem haben dıe Bezirksschornsteinfeger- 
meister eine ausdrückliche, eng beschränkte Aufgabenzuweisung, dıe nıcht erweiterbar ıst. Deshalb kommt nach ihrer Auffas- 

sung auch der Gesichtspunkt der Amtshilte in Form der Informationshilfe hıer nicht zum Tragen 

Fine Umfrage bei den anderen Landesdatenschutzbeauftragten ergab, daß dıesc das Problem mehrheitlich ın gleicher Weise be- 

urteilen. 

83 _ Datenschutz im Bereich der Kreditwirtschaft, insbesondere Bankauskünfte 

Da dıe DSK fur dıe offentlich-rechtlichen Kreditinstitute des Landes (die Sparkassen und dıe Landesbank) datenschutzrecht 

liche Kontrollbefugnisse besıtzt, war sie auch mit der Frage befaßt, ın welchem Umfang Bankauskünfte uber Bankkunden an 

Dritte erteilt werden durfen. 

Anlaß der zu dieser Frage entstandenen Diskussion war die Neufassung der allgemeinen Geschäftsbedingungen tur Banken und 
Sparkassen, die zum I Januar 1984 ın Kraft treten sollten. Ursprunglich sollte die entsprechende Klausel der „AGB Spar- 

kassen“ wıe folgt lauten: 

Nummer 7 AGB Sparkassen — Rat und Auskunft — 

„Die Sparkasse steht dem Kunden ım Rahmen ihrer Geschäftstatigkeit für bankübliche Auskunfte und Ratschläge nach bestem 

Wissen zur Verfugung Soweit nıchts anderes vereinbart ist, kann sıe im gleichen Rahmen Auskunfte auch über den Kunden 
geben Bei mundlichen Auskunften über Kreditwürdigkeit und Zahlungsfahigkeit hält sich dıe Sparkasse eine unverzugliche 

schriftliche Bestatigung vor, deren Inhalt sodann maßgeblich ist... “ 

Viele Bank- un ! Sparkassenkunden haben daraus die Befürchtung abgeletet, daß ohne ıhr Wissen Informationen, deren Inhalı 
tur sıe nicht erkennbar sei, weitergegeben werden könnten.
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Um diese Befurchtungen geg.nstandslox werden zu lassın, wurde ın mehreren Gesprachen zwischen der Kreditwirtschaft und 

den Datenschutzbehorden tolgende Regelung des Bankauskunttsverfahrens vereinbart: 

1 Die Bank ıst berechtigt, uber jursstisc 1e Personen und Gewerbetreibende (Geschättskunden) Bankauskünfte zu erteilen, so- 
tern ıhr keine anderslautende Weisung des Kunden vorliegt 

m Bankauskuntte über alle sonstigen Personen und Vereinigungen (Privatkunden) erteilt die Bank nur dann, wenn diese allge- 

mein oder ım Finzelfall ausdrucklich zugestimmt haben 

w Bankauskunfte sınd allgemein gehaltene Feststellungen und Bemerkungen über dıe wırtschaftlichen Verhältnisse des 

Kunden, fur seine Kreditwurdigkeit und Zahlungsfahigkeit; betragsmäßige Angaben uber Kontostände, Sparguthaben, 
Depot- oder sonstige der Bank ınver-raure Vermögenswerte sowie Kreditinanspruchnahmen werden nicht gemacht. 

4. Bankauskunfte erhalten nur eigene Kunden sowie andere Kreditinstitute für deren eıgene Zwecke und die ıhrer Kunden; sie 
werden nur dann erteilt, wenn er Anfragende eın berechtigtes Interesse an der gewünschten Auskunft darlegt. 

Abgeschen von diesem Bankauskunftsverfahren werden auch im Rahmen der Mitgliedschaft der Banken ın der „Schutzgemein- 
schaft fur allgemeine Kreditsicherung“ (SCHUFA) Kundendaten weitergegeben. Die Datenschutzbeauftragten haben ange- 

regt, daß dıe Kunden auch uber das SCHUFA-Verfahren ausführlicher und deutlicher unterrichtet werden sollen Die Daten- 

schutzbehorden sınd der Ansıcht, daß e'ne Datenübermittlung an die SCHUFA ein Bankverhältnis mit kreditorischem Risiko 
voraussetzt. Sie folgern hieraus, daß fur die Eröffnung eines Giro-Kontos, das nur auf Guthabenbasis geführt werden soll, die 

Unterzeichnung der SCHUF A-Klausel nıcht verlangt werden darf. 

Fin Ioınvernehmen ın diesem Punkt konnte mır der Kreditwirtschaft noch nicht erzielt werden. In diesem Zusammenhang 
durfte aber das kurzlich ergangene Urter! des BGH bedeutsam sein, wonach eıne Interessenabwagung im Einzelfall Vorausser- 

zung von Datenübermitlungen ın die SCHUFA ıst (Urteil vom 19 September 1985, Az.: III ZR 213/83). 

8.4  Datenverarbeitungsklausel der Landesbausparkasse 

Eın Burger hıtte dıe Absicht. mıt der Landesbausparkasse einen Bausparvertrag abzuschließen. Er war aber nicht bereit, die 

„Frklarung zum Datenschutz“ ‚u akzeptieren und zum Bestandteil des Vertrages zu machen. Nach dieser Erklärung ist der 

Bausparer damıt einverstanden, „daß meine ım Bausparvertrag oder ım Wohnungsbaupramıenantrag gemachten persönlichen 

Angaben über Kınder unter 18 jahren, vorhandenes Wohneigentum, Pramiensparvertrag, Vertrage mit anderen Bausparkas- 

sen, ggf. Dienststelle und Status, Bankverbindung ım Sinne des Datenschutzgesetzes erfaßt und den zuständigen 1.BS-Außen- 

dienstmitarbeitern für Beratungs wecke übermittelt werden“. 

Die ] BS weigerte sich jedoch, ohne die Zustiminung zu dieser Fı klärung einen Bausparvertrag abzuschließen. 

Die DSK mußte aufgrund der geltenden Rechtslage dem Petenten mitteilen, daß es der LBS nicht versagt werden kann, den Ab- 

schluß eınes Bausparvertrages abzulehnen, wenn der Antragsteller die entsprechende Datenverarbeitungsklause] nicht unter- 

zeichnen will Sie hat jedoch gleichzeitig festgestellt, daß es unbefriedigend ist, in einem Bereich, ın dem staatliche Leistungsge- 
wahrungen (hier. Steuervorteile oder Prämiengewährungen) ım Zusammenhang mit dem Vertragsabschluß stehen, alleın auf 

den Grundsatz der Vertragsfreiheit abzustellen Sıe halt es tur sinnvoll, durch Änderung der Rechtslage eine Situation zu schaf- 
fen, ın der der Bertroffene nur die Datenübermittlungen hinnehmen muß, die zur Durchführung des Vertrages erforderlich 

sind. 

Im Zusammenhang mıt der oben zitierten „Erklärung zum Datenschutz“ der LBS hatte sich dıe DSK aufgrund einer anderen 
Fingabe mır der Frage zu befassen, welche Datenubermittlungen ınfolge dieser vertraglichen Bestimmung zulässig sınd. Der 

Petent hatte sıch dagegen gewandt, daß der Mitarbeiter einer Kreissparkasse ihn konkret nach Zuteilungsreife seines bei der LBS 
abgeschlossenen Bausparvertrages angesprochen und ıhm Kredite angeboten hatte Der Bausparer war der Auffassung, hier 

habe de: Mitarbeiter der Kreissparkasse nıcht als „LBS-Außendienstmitarbeiter“ gehandelt, sondern ım Interesse der Kreis- 

spirkasse Kreditvermittlung betreiben wollen. Zu diesen Zwecken hätten seine Daten jedoch nıchrübermittelt werden dürfen. 

Dre DSK ıst zur Zeit noch mit der sachlichen und rechtlichen Prufung der Angelegenheit befaßt. 

8.5 _ Zutrittsrechte von Energieversorgungsunternehmen 

Aufgrund eıner Fingabe hatte sıch die DSK mit folgender Problematik zu befassen: 

Der Beauftragte eines Elektrizitatsversorgungsunternehmens verlangte, das Haus der Beschwerdeführerin betreten zu dürfen 
und die Raumlıchkeiten zu besichtigen Er wollte insbesondere Zahl und Nutzung der Räume sowie die jeweils bestehenden 
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Verbrauchsstellen selbst ın Augenschein nehmen. Zur Begrundung wurde angetuhrt, dıes seı zur Überprufung der tarıflıchen 

Einstutung ertorderlich. 
Die datenschutzrechtliche Wurdigung durch die DSK ergab, daß tar dieses Verlangen eıne Rechtsgrundlage ın $ 16.de Verord 

nung uber allgemeine Bedingungen tur «ie Flektrizitatsversorgung von Tarifkunden (vom 21. Junı 1979, BGBL. I, » 684) ın 

Verbindung mir den allgemeinen Geschaftsbedingungen des Energiesersorgungsunternehmens bestand. Nach dessen allge 
meinen Tarıfen wırd der Tarıf einerseits durch den Arbeıtspreis (maßgeblich: der Verbrauch), andererseits durch den Grund- 
preis bestimmt Der Grundpreis wiederum besteht zu einem Teil aus dem Bereitstellungspreis, der sıch an der Anzahl und de: 

Nutzung der Raume orientiert 

Der DSK erschien an dieser rechtlichen Sıtuation bedenklich, dafi hier ein relativ bedeutsamer Eingriff ın das informationelle 

Selbstbestimmungsrecht (unter Beschränkung des Rechts auf Unverletzlichkeit der Wohnung) durch das Bedurfnis eines 
Unternehmens nach Uberprufung von Abrechnungsgrundlagen ausgelost werden kann. Ihr schien das Verhaltnismaßigkeits- 

prinzip hier nıcht ausreichend gewahrt zu sein. Entsprechend regte sıe gegenuber dem Bundesbeauftragten fur den Datenschutz 
an, auf eıne Abanderung des $ 16 der oben genannten Verordnung hinzuwirken. Dabei schlug sıe vor, ın Fallen, ın denen 

Zweifel uber Jıe tarıfliche Einstufung entstehen und der Kunde den Zurritt nıcht gestatten wolle, dem Versorgungsunter 
nehmen zu ermoglichen, dıe ungunstigere Tarıtstufe zugrundezulegen, ohne aber dem Versorgungsunternehmen cınen An- 

spruch auf Besichtigung einzuraumen. 

Eine Rundfrage beı den anderen Datenschutzbeauftragten ergab, daß ın anderen Bundeslandern teilweise bereits entsprechend 

vertahren wird 

Der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz hat diese Anregungen seinerseits unterstutzt und dem Bundesminister tur Wirt- 

schaft ubersandt. Dieser hat vorgeschlagen, dem Kunden des Versorgungsunternehmens anstelle der Gestattung des Zutritts zu 
ermoglichen, anderweitig eınen Nachwe ıs über die tarıflichen Bemessungsgrundlagen vorzulegen oder ın Zweifelsfallen einer 

fur ıhn ungunstigeren Einstufung zuzustimmen 

Damıt ware im Ergebnis dem Anlıegen der DSK Rechnung getragen 

8.6 Befugnisse der Handwerkskammern bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit 

In einer Pressemitteilung erklarte eıne Handwerkskammer, das Datenschutzgesetz stelle ın vielen Fällen eın erhebliches 

Hindernis dar, das der Zusammenarbeıt verschiedener Institutionen beı der Bekampfung der Schwarzarbeit ım Wege stche 

Die DSK nahın dies zum Anlaß, um mit den zustandıgen Ressorts zu klären, welche Datenubermittlungen an die Handwerks- 

kammern zulassig sind, die der Bekämptung der Schwarzarbeıt dıenen konnen. Sıe kam dabeı zum Ergebnis, daß jeweils be- 

reichsspezifische Vorschriften ım Sozialgesetzbuch ($$ 67 bis 77 5GB X) sowie ın der Gewerbeordnung ($ 139 b) die zulassige 

Weitergabe von Informationen in diesem Bereich regeln. 
So hatte dıe Handwerkskammer als wünschenswert bezeichnet, etwa Auskunfte über das gemeldete Einkommen von Mitglie- 

dern bzw. Gemeldeten des Gemeindeuntallversicherungsverbandes, der Berufsgenossenschaft sowie der Krankenkassen zu er- 

halten Diesem Wunsch setzt $ 68 SGB X eine enge Schranke: Danach darf nur eın eıngeschrankter Datenkatalog übermittelt 

werden, zu dem das Entgelt nıcht gehört 

Die Gewerbcaufsichtsamter wiederum. die auch als mogliche Informationsquelle von der Handwerkskammer genannt 
wurden, sind zur Datenweıtergabe nur an die Stellen verpflichtet und berechtigt, die fur die Verfolgung und Ahndung von Ver- 

stoßen gegen das Schwarzarbeıtsgesetz zustandig sınd. Dies sind jedoch nur die Kreisverwaltungen bzw. Stadtverwaltungen, 

nıcht jedoch dıe Handwerkskammern. 

Als Frgebnis war daher festzustellen, daß die beklagten Erschwernisse nıcht auf das Landesdatenschutzgesetz zurückzufuhren 
sind. 

8.7 Ermittlungsbefugnisse der Handwerkskammern zur Führung der Handwerksrolle 

Der Inhaber cınes Handwerksbetriebes hatte eınen neuen Betriebsleiter eingestellt. Daraufhin wurde er von der zustandigen 
Handwerkskammer aufgetordert, den Arbeitsvertrag des Betriebsleiters vorzulegen, dazu cıne beglaubigte Kopie seines 

Mcısterbriefes, eine Anmeldebestätigung zur Krankenkasse sowic eıne sogenannte „Betriebsleıtererklärung“, eın Fragebogen 

zum berutlichen Werdegang und zum Verdienst des Betriebsleiters, der auch eine Ermächtigung für dıe Handwerkskammer 
enthielt, „sıch erforderlichenfalls bei der Krankenkasse, beim Arbeitsamt oder bei anderen in Frage kommenden Behorden vom 

ordnungsgemaßen Bestehen des Betriebsleiterverhaltnisses zu vergewissern“ 

Der befragte Inhaber sowie sein Betriebsleiter vertraten die Auffassung, das Verlangen der Handwerskammer nach Auskünften 
ın diesem Umfang gehe zu weit
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Die DSK hat die Angelegenheit nıch Erorterung mit dem zuständigen Ministerium wie folgt beurteilt: 

Da die Handwerkskammern »erptlichter sınd, die Handwerksrolle zu fuhren und dıe Voraussetzungen von Loschungen aus der 
Handwerksrolle zu uberprufen, sınd sie auch berechtigt, alle diejenigen Ermittlungen anzustellen, die zur Erfüllung dieser ge- 
setzlıs hen Autgabe erforderlich sınd (dies folgt aus $$ 24 und 26 Verwaltungsvertahrensgesetz sowıe $ 17 Handwerksordnung). 

Dementsprechend waren die Fragen. die aufeıne Überprutungabzielten, ob tatsächlich cın Betriebsleitertätig war, grundsatzlich 

zulassıg. Bedenken hatte die DSK jedoch gegen die in dem Vordruck „Berriebsleitererklarung“ vorgesehene Einverständnis- 
erklarung, beider Krankenkasse, beim Arbeitsamt oderbei anderen ın Frage kommenden Behörden Auskünfte einzuholen. Sieist 

der Auffassung, daß eıne Finverstandnwerklärung ın diesem Umfang grundsätzlich nıcht erforderlich ıst, durch die weite 

hassung aber auch zu unbestimmt und deshalb unwırksaın sein durfte. Die inzwischen vorliegende Neufassung der „Betriebs- 

leitererklarung“ tragt diesen Bedenken Rechnunz. 

8.8 Automation der Fahrzeugzulassung 

Das Innenminsterıum hat eın landeseinteitliche« Verfahren „Automation der Fahrzeugzulassung“ entwickelt Zur Zeit sind 

landesw ent an diesem Verfahren 16 Kfz-Zulassungsstellen beteiligt 

Daheı werden Halter-, Fahrzeug sowie Versichcrungsdaten gespeichert. Zu den Halterdaten gehören neben Geburtsdatum, 

Geburtsort, Kohnadresse und Staatsangehorigke ıt auch der Beruf und dıe Angabe, ob der Halter selbständig tätig ıst. 

Im Rahmen des automatisierten Verfahrens werden die taglıch von Jen Ktz-Zulassungsstellen erfaßten Daten an das Landes- 
rechenzentrum ubermittelt, das seinerseits tägliche Meldungen an das Kraftfahrtbundesamt, an die Oberfinanzdirektion 

Koblenz zu K'7 Steuerzweiken sowie an die entsprechenden Krafttahrzeugversicherer weıtergibt. Für diese Übermittlungen 
bestehen ausrerchende gesetzliche Grunolagen, so daß duenschutzrechtliche Bedenken dagegen grundsatzlich nicht erhoben 

wurden 

Die DSK hat s <h jedoch mit der Frage befaßt, ob die Berufs oder Gewerbeangabe beı der Kfz-Zulassung erforderlich ıst. 

Die ın diesem Zusammenhang getuhrten Gesprache haben ergeben, daß dıe Angabe des Berufs für eine etwaige Inanspruch- 

nahme des Kfr-Hakters nach dem Bundesleistungsgesetz erforderlich ıst Auch ım Zusammenhang mit der Neufassung des 
Straßenverkehrsgesetzes isı geplant, dieses Merkinal ın den Katalog der zu erhebenden und zu speichernden Daten mit aufzu- 

nehmen. 

Die Datensicherungsmaßnahmen, die im landeseinheitlichen System getroffen sind (u. a. Paßwortschutz, Plausibihtäts- 
kontrolle, funktionsbezogene progı ammyesteuerte Prufung der individuellen Zugriffsberechtigung) sind nach Auffassung der 

DSK ausreichind. 

Unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten war weıterhin erorterungswürdig, ob und in welchem Umfang die Polizei- 

dienststellen auf dıe örtlichen automatisiert gefuhrten Fahrzeugregister durch eigene Bıldschirmgeräte zugriffsbefugt sein 
sollten (Zulass gkeıt von sogenannten „On-Iıne-Anschlussen“ der Polizei) 

Zur Zeit ıst ein derartiger Direktzugriff der Polizei nur bei einer Zulassungsstelle im I ande möglıch. Der vorliegende Entwurf 
eines Straßen: erkehrsgesetzes sieht vor, daß On-line-Zugriffe der Polızeı auf Kfz-Zulassungsregister unter genau definierten 
Finschränkungen zulassig sein werden. Danach werden voraussichtlich folgende Voraussetzungen einzuhalten sein: 

— Der Zweck der Abrufe wırd auf die Kontrolle, ob Fahrzeuge einschließlich ihrer Ladung sowie die Fahrzeugpapiere vor- 
schriftsmäfüg sınd, sowie auf die Verfolgung von Straftaten und auf dıe Abwehr von Gefahren für dıe öffentliche Sicherheit 

oder Ordnung beschrankt sein. 

- Abgefragt werden dürfen Personen ın ıhrer Eıgenschatt als Halter von Fahrzeugen, Fahrzeuge eines Halters oder Fahrzeug- 

daten. Der Abruf darf nur unter Verwendung von Fahrzeugdaten erfolgen. 

= Weiterhin muß gewahrleistet sein, daft die zum Abruf bereitgehaltenen Daten ihrer Art nach fur den Empfänger erforderlich 
sınd und ihre Übermittlung durch sotortigen Abruf unter Berücksichtigung der schutzwürdıgen Belange des Betroffenen 

und der Autgabe des Empfängers angemessen ıst, sowie, daß die zur Sicherung gegen Mißbrauch erforderlichen technischen 
und organısatorischen Maßnahmen eıgriffen werden, ınsbesondere durch Vergabe von Kennungen an dıe zum Abruf be- 
rechtigten Dienststellen und die das Datenendgerät bedienenden Personen. 

— Schließlich muß die Zulassigkeit der Abrufe kontrolliert werden konnen. Zu dıesem Zweck sind entsprechende Aufzeich- 
nungen uber dıe Abrufe zu ferıgen. 

Die DSK hält diese Anforderungen für angemessen, um datenschutzrechtlichen Gefährdungen durch derartige Direktzugriffe 

zu begegnen 
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Vergleichbare Voraussetzungen sind ıhrer Ansıht nach ertordeiluh um den Direktzugriff von Polizeidienststellen auf 
Bestande des Krafttahrtbundesamtes zu ermoglhen Auf dıese Bestände erfolgt z. Z. noch kein Direktzugriff rhemland 

pfalzıscher Polrzeidienststellen (auch aut Wunsch der DSK, da dıe entsprechende gesetzliche Grundlage noch tehlt, diese 
Zuruckhaltung hebt sıch gegenuber anderen Landern positiv ab, wo bereits seit langerer Zeit entsprechende Dirck zugrifte 
prakuziert werden) Nach Inkrafttreten der Novellierung des Straßenver kehrsgesetzes werden derartige Zugritie auch ın 

Rheıinland-Pfal/ erfolgen konnen und tatsachlıch eingerichtet werden Dann werden aber dıe geschilderten Beschrankungen 

des Zugriffs sowie dıe entsprechenden Sıcherungsmaßßnahmen gelten. wodurch eine wırksame Überwachung auch durch die 

DSK ermöglicht wırd 

Ursprunglich war beabsichugt, den Kfz-Zulassungsstellen den Dis ktzugritf aut Daten des Linwohnerintormauonssystems 74 
ermoglichen, um das Zulassungsvertahren zu beschleunigen. Dadurch ware es entbehrl’ch geworden, von den Kfz-Haltern beı 
der Anmeldung eıne Meldebestätigung vorlegen zu lassen. Dieses Vurhaben ıst jedoch zwischenzeitlich aufgegeben worden, da 

sıch herausgestlIt hat, daß dieser Drektzugriff nicht unbedingt erforderlich ıst 
Als Nachweis der Wohnanschrift rescht normalerweise der Personalausweis aus Nur Auslander, ın deren Paß alleın dıe 

Heimatanschritt eingetragen ıst, mussen eine gesonderte Meldebestatigung vorlegen. Dies erscheint jedoch als zumutbar. 

8.9. Das zentrale Kraftfahrzeugregister beim Kraftfahrtbundesamt 

Das zentrale automausıert getuhrte Krafttahrzeugregister beim Kraftfahrtbundesamt (Zentrales Verkehrsinformauionssvstem, 
„ZEVIS“) soll durch Anderung des Straßenverkehrsgeserzes (eınes Bundesgesetzes) auf eıne einwandfreie, bereichsspezifische 

Rechtsgrundlage gestellt werden, ın der I rhebung und Verarbeitung von Kfz-Halter-Daten ın der erforderlichen Dichte ge 

regelt werden. 

Die DSK ıst mit dieser Gesetzesnox elherung mittelbar insofern befaßt, als die Landesregierung im Bundesrat dazu Stellung, 
nehmen muß, und dıe DSK es als Teil ıhrer gesetzlichen Beratungs wtgabe ansıeht, die Landesregierung auch an dıesem Punkt 

uber ıhre Auffassung zu ınformieren. 

Bezüglich der gesetzlichen Regelung des „ZEVIS“ besteht noch an eınem wichtigen Punkt ein grundsatzlicher Dissens 

zwischen Datenschutzbeauttragten einerseits und den Obersten Polzeibehorden andererseits. Diese halten es für unentbehr- 
lıch, beim zentralen Verkehrsregister sog „Personenabfragen“ durchzufuhren: Das heißt, es soll moglich seın, unter der An- 

gabe des Namens einer Person alle über dıese Person ım „ZEVIS“ gespeicherten Daten abzufragen. Die dagegen gerichteten Be- 
denken der Datenschutzbeauftragten gründen sich hauptsachlich darauf, daß damıt eine Art von „Bundesadressregister“ ge- 

schaffen werden wurde: Ca. ein Drittel der Bundesbürger sınd Halter von Kraftfahrzeugen. Ihre persönlichen Daten wıe Ge- 
burtsdatum, Anschrift, Beruf und Informationen uber alle von ihnen gehaltenen Krafttahrzeuge stünden den angeschlossenen 

Pohzeidienststellen bundesweit zur Verfugung. Die Datenschutzbeauftragten sınd der Auffassung, daß die Erforderlichkeit 

derartiger Abfragemöglichkeiten nıcht ausreichend dargelegt wurde 

8.10 Finzelfragen bezüglich der Datenübermittlung durch Kfr-Zulassungsstellen 

Verschiedene Kf7-Zulassungsstellen haben bei der DSK angefragt, ın welchem Umfang Auskuüntte aus ıhrem Regıster zulassıg 

seien. So hatte die GEMA um Auskunfte uber den Halter eines Onınıbusses gebeten (seıt wann eın bestimmter Bus zugelassen 

worden seı etc.). Die DSK hat die Auffassung vertreten, daß der GE.MA als privatrechtlicher Organisation Auskunfte nur dann 
erteilt werden durfen, wenn diese eın berechtigtes Interesse im Sinne der Straßenverkehrszulassungsordnung geltend machen 

kann ($ 26 Abs. 5 StVZO). Ein berechtigtes Interesse kann sıch danach jedoch nur aus einem verkehrsbezogenen Sachverhalt 
ergeben. Der für die GEMA maßgebliche Sachverhalt war nicht verkehrsbezogen, sie erbat die Auskünfte, um ihre Ver- 

wertungsanspruche durchsetzen zu konnen. 

Der Sudwestfunk hatte sich an eine Kfz-Zulassungsstelle gewandt, um Auskunfte uber Halter zu erhalten, ın deren Pkw eın 

Autoradio ınställıert war. Auch hier war als Rechtsgrundlage $ 26 Abs. 5 StVZO heranzuziehen. Der Südwestfunk ıst als Be- 

hörde anzusehen, insofern kann er unter erleichterten Voraussetzungen Auskunfte erhalten. Die DSK hat jedoch entscherdend 
darauf abgestellt, ob hıer eine Auskunft „ım Einzelfall“ begehrt wurde. Nur dann nämlich gibt $ 26 Abs. 5 StVZO einen ent- 
sprechenden Auskunftsanspruch. Wenn entsprechende Anfragen nıcht nur aus besonderem Anlaß, sondern regelmäßig als 
ständiger Teil der Aufgabenerfullung des Südwestfunks erfolgen sollten, um den Gebuhreneinzug zu überwachen und sicher- 
zustellen, wurde es sich nicht mehr um ein Einzelfallersuchen handeln. Dann wäre nach Auffassung der DSK eine gesetzliche 

Normierung ertorderlich, die diese Zusanımenarbeit ausdrücklich für zulässig erklaren mußte. 

8.11 Datenerhebung im Rahmen von Verkehrsordnungswidrigkeitenverfahren 

Die DSK wurde aufgrund einer kıngabe mıt der Frage befaßt, welche Angaben dıe Polizeibehorden ım Zusammenhang mıt 
Verkebrsordnungswidrigkestenvcrfahren erheben durten. Die DSK hat dıe einheitlichen Anhorungsbogen vor F rstattung eıner 

je &
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Verkehrsordnung«widrigkeiten Anzeige, dıc ın Rheinland-Pfalz landesweit Verwendung finden, daraufhin uberprüft, ob die 
enthaltenen } ragen dem Ertorderlichkeitsgrundsatz entsprechen, und ob dem Betroffenen ın ausreichender Klarheit deutlich 
wird, zur Beantwortung welcher Fragen er gesetzlich verpflichtet ist, und welche Antworten ihm freistehen, Das Innenminıste- 
rıum hat ım Rahmen der anstehenden Neufassung de: Formblatter zugesichert, den Anregungen der DSK Rechnung zu tragen. 

8.12 Automatisiertes Ordnungswidrigkeitenverfahren 

Seit 1989 nutzen verschiedene Bußgeldstellen ım Land die Unterstützung durch ein automatisertes Verfahren zur Bearbeitung 
von Verwarnungs und Bußgeldverfahren ını Zusammenhang mit Verkehrsordnungswidrigkeiten. Zwischenzeitlich sind alle 
tunf Polreiprasidien des Landes dıesem Verfahren beigetreten, vier Polizeidirektionen (Worms, Landau, Pırmasens und 

Speyer) sınd bereits angeschlossen. drei weitere (Frankenthal, Zweibrücken und Neustadt) werden bis Ende des Jahres am 
landeseinheitlichen Verfahren teilnehmen. Schließlich sind auch zweı Kreisverwaltungen (Mayen-Koblenz und Ahrweiler) an 

dieses Verfahren argeschlossen. 

Das Landesrechenzentrum fuhrt dıe Datenverarbeitung durch, die angeschlossenen Bußgeldstellen besitzen Bildschirm- 

Terminals (die klernen Bußgeldstellen je einen, die großen — etwa das Polizeiprasidıum Mainz — vier), über die die Dateneın- 

gabe ertolgt. Dabei werden im automatisierten Verwarnungsverfahren zunachst das Kfz-Kennzeichen sowie Schuldvorwurf 
und Hohe des Verwarnungsgeldes eingegeben. Im automatisierten Bufßgeldverfahren trıtt anstelle der Höhe des Verwarnungs- 
geldes die Hohe der Geldbuße. Das L.andesrechenzentrum ermittelt aufgrund des Kfz-Kennzeichens zentral im Wege des 
Datentrageraustausches mit dem Krafttahrtbundesamt Flensburg Namen und Adresse des Halters. Im weiteren Verfahren 

werden dann dıe Anhorungsbogen vor Erstattung einer Ordnungswidrigkeiten-Anzeige automatisıert erstellt. Wenn im Ver- 
warnungsverfahren keın Zahlungseingang zu verzeichnen ıst, wird auch hıer ein Anhörungsbogen gefertigt, da das Ver- 

warnungsverfahre ı dann ın eın Bußgeldverfahren übergeleitet wird. Schließlich werden auch die Bußgeldbescheide automati- 
siert ausgedruckt. Der jeweils zustandige Sau hbearbeiter der Bußgeldstelle kannı das Verfahren grundsätzlich jederzeit beein- 

flussen. Die Daten werden nur kurzfristig gespeichert, entweder bıs zur Bezahlung des Verwarnungsgeldes bzw. des Bußgeldes 

oder bis zum sonstigen Abschluß des Verfahrens. Die maxımale Speicherungsdauer beträgt zwei Jahre. 

Unter dem Gesichtspunkt des Personlichkei:sschutzes der Betroffenen sind mıt diesen Verfahren keine erhöhten Gefahrdun- 
gen verbunden. Abfragen unter dem Namen der Betroffenen sind nicht moglich, sıe mussen jeweils unter dem Aktenzeichen 

ertolgen. Datenubermittlungen erfolgen nur ın den gesetzlich vorgeschriebenen Fallen an das Verkehrszentralregister beim 
Krafttahıtbundesamt sowie an Gerichte und Staatsanwaltschaften, wenn die Bußgeldverfahren in gerichtliche Verfahren über- 

geleitet werden. 

Die Zugangssicherung zu den Terminals verschiedener Bußgeldstellen wurde von der DSK noch nicht überprüft. Es ist beab- 
sichtigt, hier stichprobenweise ortliche Feststellungen durchzuführen 

Bemerkenswert is‘ aber, daß auch hier Jandeseinheitlich eın neues System eıngeführt wurde, das zu eınem zentralen Datenpool 

fuhrt, auf den zwar aufgrund rechtlicher Regelungen nıcht zentral zugegriffen werden darf, das aber aufgrund der Ausweitung 
des Verfahrens zu einer umfangreichen Sammlung sensibler Daten hührt. Demgegenüber stehen die kurzen Speicherungs- 

trısten, die dıe praktische Zugritfsmoglichkeit einschränken. Mit diesem System ıst jedoch eine Stärkung der zentralen Instanz 

(hier des Landesrechenzentrums und mittelbar des dafür zuständigen Ministeriums) verbunden Im Zusammenhang mit der 

Frage, ob die automausıerte Datenverarbeitung zu Kompetenz- und Gewichtsverlagerungen zwischen staatlichen Instanzen 

fuhrt, sollte dıes nicht ubersehen werden. 

8.13 Datenschutzrechtliche Einordnung des TÜV 

In vorangegangenen Tatigkeitsberichten hat die DSK ausgeführt (8. Tatıgkeitsbericht, Tz. 5, 21;9. Tatigkeitsbericht, Tz. 12.1), 
welche Meinungst erschiedenheiten über dıe Kontrollkompetenz der Datenschutzbeauftragten bezüglich des TÜV bestehen. 

Inzwischen konnte sowohl mır dem Ministerium für Wirtschaft und Verkehr wıe mit dem Technischen Überwachungs-Verein 

Rheinland Einigkeit dahingehend erzielt werden, daß der Technische Überwachungs-Verein insoweit der Kontrollkompetenz 
der Datenschutzkommissıon unterliegt, als er hoheıtliche Tätigkeiten ausubt, also ım Bereich der Kfz-Kontrolle. 

Die DSK hat entsprechende ortliche Feststellungen beım TUV Rheinland, Prüfstellen in Mainz, durchgefuhrt. Datenschutz- 

rechtliche Fragen, die sich dabei aufgrund der automatisierten Erfassung und Übermittlung von Kfz-Daten im Rahmen einer 
automatısıert betriebenen Prufstelle ergeben haben, sind inzwischen gegenstandslos geworden, da die automatisierte Führung 
dieser Prufstelle w ıeder ın manuelle Pruftätigkeit umgewandelt wurde.
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9 Gesundheitswesen 

9.1. Angabe des Arbeitgebers auf Krankenscheisen und Verordnungsblättern 

Autgrund der als Anlage zum „Bundesmantelvertrag - Arzte“ veroftentlichten Vordruckvereinbarung ın der Fassung vom HI April 1983 wird aut Krankenscheinen und Verordnungsblattern außer dem Namen und Vornamen des Versicherten, dem Geburtsdatum und der Anschritt auch der Arbeitgeber cıngetragen Gegen dıese letztgenannıe Angabe außerten eine Reihe von 
Datenschutzbeauftragten und auch dıe DSK Bedenken, denn es sınd Falle bekanntgeworden, ın denen als Arbeitgebei „Arbeitsarıt“ bzw. „alu“ (diese Abkurzung steht für Arbeıtslosenunterstutzung) oder auch unmittelbar der Hinweis „arbeits los“ eingetragen war. 

Dei fur Rheinland-Pfalz zustandıge Verband der Ortskrankenkassen ın Lahr/Schwarzwald teilte der DSK mit, daß die Angabe des Arbeitgebers verbindlich sei: eine Begründung hıerfur konnte indessen nıcht genannt weıden. 

Eine Umfrage des Bundesbeauftragten tur den Datenschutz ergab, daß dıe beteiligten Krankenkassen die Angabe des Arbeitge bers auf den ın Frage stehenden Vordiucken überwiegend nicht tur erforderlich halten. Andere Verbande wiesen indessen dar- auf hın, daß dıe Angabe des Arbeitgebers einer Plausibilitätskontrolle diene, die ın einem gegliederten Krankenversicherungs- system unverzichtbar seı, denn es musse verhindert werden, daß dıe Kasse mit Kosten belastet werde, fur deren Übernahme eine andere Kasse zustandig seı Die Erfahrung habe gezeigt, daß es sıch auch beı größter Sorgfalt nicht vermeiden lasse, daß eın Arzt hın und wieder unzutreffende Versicherungsträger ankreuze. Wenn sich beispielsweise auf eınem Krankenschein die Ein- tragung „AOK“ befinde, als Arbeitgeber aber eın Betrieb mit firmeninterner Berriebskrankenkasse genannt sei, liege eın Fehler vor, der nur wegen der durch die Angabe des Arbeitgebers ermöglichten Plausibiltätskontrolle erkannt werde. Im übrigen seı die Angabe des Arbeitgebers schon deshalb unbedenklich, weil sıe ausschließlich der Information des Arztes dıene. 

Zur Verdeutlichung der datenschutzrechtlichen Problematık mag das folgende Zitat aus einer Eingabe dienen, das einer Stel- lungnahme des Bundesbeauftragten tur den Datenschutz an dıe Bundesverbande der Krankenversicherungen entnommen ıst: „Ich habe ex selbst eınmal durchgemacht und war erstaunt, wer alles mich daraufhin ansprach, teils mıtleidig, teils schadentroh. Sprechstundenhilfe beim Hausarzt; Hausarzt; Apothekenangestellte; Apotheker; Masseur. Taxifahrer beı Krankenfahrt; Krankenhausaufnahme, Schule durch arztliche Bescheinigung fur Fehlen. Man konnnte ebensogut eın Inserat ın dıe ortliche Zeitung setzen: Ich bın arbeitslos.“ 

Unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten ıst zu beklagen. daß Schutzvorschriften des Sorialgesetzbuches, dıe beispiels- weise die Orfenbarungen des Vorliegens einer Arbeitslosigkeit durch das Arbeitsamt und andere Sozialleistungstrager nur unter engen, ım Gesetz genau bestimmten Voraussetzungen zulassen, unterlaufen werden, wenn der Betroffene aufgrund eıner Ver- einbarung zwischen Dritten taktısch gezwungen wird, Außenstehenden seine Arbeitslosigkeit bekanntzugeben bw. dıe Be kanntgabe zu dulden. 

Wie inzwischen bekannt wurde hat die AOK-Krankenschein-Rommission beschlossen, beı der Durchführung der Kranken- scheinheftaktion 1986 ın dem Feld „Arbeitgeber“ keinen Ausdruck mehr vorzunehmen, der auf eın Versicherungsverhalınıs nach $ 155 Arbeıtsforderungsgesetz hınweisen könnte. 

9.2 Krankenversicherung der Studenten 

Ihe Betrerung von der Versicherungspflicht nach $1734RVO vırd von den Trägern der Krankenversicherung auf einem Vor- druck bestatigt, dessen Inhalt durch eine Anlage zur Meldeverordnung tur dıe Krankenversicherung der Studenten exakt be- 
stmImEL st. 

Autgrund einer Eingabe w urde der DSK bekannt, daß von eıner Innungskrankenkasse Vordrucke verwendet wurden, die von dem amtlıch vorgeschriebenen Muster abwıchen. Das Versicherungsunternehmen begrundete dıes damit, daß fur die korrekte weitere Bearbeitung der Grund des Nichteintritts der Versicherungspflicht nach $ 165 Abs. I Nr. 5 RVO bekannt sein sollte. Im ubrıgen werde der Vordruck seıt langerer Zeit ohne Beanstandung auch von anderen Kassen verwendet. 

Das Ministerium für Soziales und Famılıe, das als oberste Aufsichtsbehorde eingeschaltet wurde, bestätigte die Auffassung der DSK, daß dıe zusätzlichen Angaben nicht erforderlich sınd und dıe Verwendung des Vordrucks nıcht den gesetzlichen Bestim- mungen entspricht. 

9.3 Perinatologische Basiserhebung 

Im Rahmen des Ertahrungsaustauschs zwischen den Datenschutz institutionen erhielt die DSK Ende 1984 erstmals Kenntnis von eınem Projekt mıt der Bezeichnung „Perinatologische Basıserhebung ‘, zu dessen Durchführung Daten über den Gesund- heitszustand von Schwangeren und den Verlaut von Entbindungen erfaßt und ausgewertet werden. Auf Antrage bestatigte das 
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Ministerium tur Soziales, Gesundheit und Umwelt, daß auch in Rheinland-Pfalz eine solche Untersuchung durchgeführt 
weide. Die Arztekammer Rheinland-Pfalz habe mit den vier Kassenarztlichen Vereinigungen schriftliche Vereinbarungen ab- 
geschlossen, die am 1. Januar 1985 ın Kraft treten sollten 

Die DSK kam nach einer Überprutung des Fragebogens zu dem Ergebnıs, daß trotz des Verzichts auf die Erhebung von Adreß- 

daten fur die mit der Untersuchung verfolgten Zwecke von einer Personenbezichbarkeıt im datenschurzrechtlichen Sinne aus- 

gegangen werden musse. Beı dieser Beurteilung wurde berucksichtigt, daft außerordentlich empfindliche Daten über den Ge- 
sundhettszustand der Schwangeren und den Verlauf der Lntbindung, über Schwangerschaftsabbrüche, über Drogen- und 

Alkoholabhängigkeit und uber psychosoziale Belastungen erhoben und ausgewertet werden sollten, und daß trotz des Ver- 
zıchts auf Adıeßdaten cıne Reihe von Identifikatoren wıe Geburtsdatum des Kındes, Postleitzahl des Wohnortes, Beruf des 

Ernahrers, Fanılenstand, Schulbildung usw. dıe Deanonvmisierung ermoglıchten. Sıe kam zu dem Ergebnis, daß nach $ 5 

Abs. 2 1.DatC und nach anderen gesetzlichen Besummungen zur Wahrung des Patientengeheimnisses die Datenspeicherung 

wegen des Fehlens einer durch Rechtssorschrift ıngeordneten Auskunttsptlicht nur mit der schriftlichen Einwilligung der Be- 
troftenen zulassıg seı 

Wenige Tage spater war ın einer Tageszeitung zu lesen, daß den Patienten eın absolut sıcherer Datenschutz garantiert werde. 
Und wortlich „Die Trager der Erhebung, also die Landesarztek immer und die Kassenarztlichen Vereinigungen, hatten die 

Datenschutzk anımission des Landtags informiert. Auch noch so große wıssenschaftliche Neugier beı den Auswertungen der 

Frhebung habe sıch diesem Prinzip des Datenschutzes freiwillig untergeordnet, ohne daß dadurch der Wert der wissenschaft- 

Iıchen Aussage geringer geworden wäre.“ 

Die DSK stellte durch eine Mitteilung an dıe Presse klar, daß sie weder von der Landesarztekammer noch von der Kassenärzt- 

lichen Vereinzung uber die Durchführung der I rhebung informiert worden war, daß vielmehr das Ministerium für Sozıales, 
Gesundhen und Umwelt aut Anfrage nahere Einzelheiten mitgeteilt hatte Im ubrıgen wurde dıe Rechtsauffassung der DSK 
dargelegt 

Im weıteren \ erlauf konzentrierten sich die Bemühungen auf das Problem, eine ım datenschutzrechtlichen Sinne akzeptable 

Vertragsgestaltung und, durch den Verzicht auf dıe Erhebung identifizierender Merkmale, eine hinreichende Anonymisıerung 
herbeizuführen. Da das Projekt bundesweite Bedeutung erlangt hatte, faßte die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Lander am 10 Maı 1985 folgenden Beschluß: 

1 Die Verarbeitung von Patientendaten fur die Perinatalstudie erfolgt bei der Kassenarztlichen Vereinigung/Ärztekammer 
fe nach Land unterschiedlich) im Auttrag der beteiligten Klınık. 

Sie geschieht nach Weisung der auftraggebenden Klinik. Die Daten dürfen nur ım Rahmen der Zweckbestimmung der 

Perinatalstudie verwendet und verarbeitet werden. Fine Verknüpfung mit anderen Datenbeständen der auftragnehmenden 

Kassenarztlichen Vereinigung/Arziekammer ıst auszuschließen. Die Auftragnehmerin hat in einem Datensicherungs- 
konzept darzulegen, auf welche Weise dıe perinatologischen I)aten von den übrigen Datenbeständen in technischer und 

organısatorsscher Hinsicht getrennt gespeichert und verarbeitet werden 

2 Grundsatzlich dürfen an andere als dıe jeweils auftraggebende Klınik nur aggregierte Daten bzw. anonymisierte Mikro- 

datensatze weitergegeben werden. Die Regelauswertung ist die klinikspezifische Statistik ohne personenbezogene Einzel- 
angaben vo ı Patienten bzw. Kindern 

3 Im Hinblick auf dıe Gestaltung bzw. Ausfullung des E.rhebungsbogens wird empfohlen: 

3 1 die Geburtsnummer nach Abschluß der maschinellen Plausibilitatsprufung zu löschen, 

3.2 nur die beiden ersten Stellen der Postleitzahl zu erheben, 

3.3 fur die Nationalitat und fur die Schulbildung Zusammenfassungen ın großeren Gruppen vorzunehmen, 

3.4 auf die spezifizierte Benennung dcs Berufs des Ernährers zu verzichten und statt dessen eine Gruppenklassifikation vor- 
zunehmen, 

3.5 dıe Entbindungseinrichtungen/Kliniken darauf hinzuweisen, daß Freitextangaben ın den letzten Zeilen des Vordrucks 

nicht an die auftragnehmenden Stellen KV/ÄK übermittelt werden dürfen. 

Die fur die Durchführung ın Rheinland-Pfalz federfuhrende Kassenarztliche Vereinigung sah den wissenschaftlichen Wert des 
Prosekts insbesondere durch Einschränkung bei der Erhebung der Postleitzahl gefährdet. Gerade dieses Merkmal ındessen ıst 

tur eine Identifizierung besonders geeignet. Die DSK sah daher keine Moglichkeit, in dieser Frage von dem Konferenzbeschluß 
abzugehen. 
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Die DSK beurteilt das Projekt ın Übereinsummun;, mıt den Initiatoren als ın hohem Maße forderungswurdig. Sie muß gleich 

wohlm Fotschiedenheit dafur eintreten, daß die Personlichkeitsrechte der Patienten gewahrt bleiben Da eine Einwilligung 

der Patienten aus verschiedenen durchaus akzeptablen Grunden nich: eingeholt werden kann, muß angesichts der ! mptindlich 

keit der auszuwertenden Daten eine hinreichende Anonymisierung gewahrleistet sein. 

Line wesentliche Voraussetzung hierfür ıst der Verzicht auf dıe durch dıe Postleitzahl ermöglichte Bildung von Kleinregionen. 

Die DSK verkennt nicht, daß dıe von ıhr geforderten Maßnahmen zu einer Finschrankung der Aussagefähigkeit der Unter- 

suchung fuhren konnen Eine Rechtsguterabwagung muß indessen auch berucksichtigen, daß die Rechtsordnung dem Schutz 

des Patientengeheimnisses einen besonders hohen Stellenwert beimikt 

9,4 Warnmeldev erfahren für Tbc-kranke Nichtseßhafte 

Bei der ortlichen Überprüfung dei Sozıalabteilung ın einer Kreisverwaltung stellte die DSK fesı, daß das Landesamt fur Jugend 

und Soziales ein unter datenschutzrechtlichen und arztrechtlichen Gesichtspunkten bedenkliches Warnmeldeverfahren fur 

Tbc-kranke Nichtseßhafte eıngefuhrt hatte Die örtlichen Sozıalhilfetrager wurden durch Rundschreiben uber Fınzelfalle ın- 
formiert und um Benachrichtigung des Landesamtes beim Bekanntwerden des aktuellen Aufenthaltes einer erkrankten Person 

gebeten 

Das Ministerium fur Soziales, Gesundheit und Umwelt vertrat ın Übereinstimmung mit der DSK dıe Auffassung, daß Warn- 
meldungen ın dıeser Form kein geeignetes und angemessenes Mittel seien, dıe Bevölkerung vor Ansteckung zu schutzen. Die 
Streuung von entsprechenden Informationen an eine Vielzahl von Stellen finde ın den bestehenden gesetzlichen Besummungen 

{in Betracht konımen Vorschriften des Bundesseuchengesetzes, Vorschriften uber die Wahrung des Patientengeheimnisses, 

Vorschriften des Sozialgesetzbuches) keine Rechtfertigung. 

Lediglich eine gezielte Information bestinnmter anderer Stellen, bei denen mit gewisser Wahrscheinlichkeit angenommen 

werden konne, daß eın Erkrankter sıch dorthin wende, konne im Einzelfall zulassıg sein 

9.5 Patienten-Fragebogen der European Dialysis and Transplant Association (EDTA) 

Mit besonderer Autmerksamkeıt vertolgen die Datenschutzinstitutionen den grenzüberschreitenden Datenverkehr, der an 

Umfang standig zunımmt. Das Schwergewicht liegt im Bereich der Arbeitnehmerdaten; aber auch personenbezogene medizı- 

nische Daten werden übermittelt 

Aufgrund des Informationsaustauschs mit dem Datenschutzbeauftragten eınes anderen Bundeslandes wurde bekannt, daß 

Krankenhauser ın öffentlicher und privater Trägerschaft im Lande Rheinland-Pfalz unter Verwendung eines sehr detaillierten 
I ragebogens medizinische Angaben über namentlich genannte Dialvsc-Patienten an die E.D T.A übermitteln. Die Einwilh- 

gung der Patienten, die nach $ 2 Abs. 7 der Ärztlichen Berufsordnung dıe Voraussetzung eıner Datenübermittlung für wıssen- 

schaftliche Zwecke bildet, wurde nıcht eingeholt. 

Das Ministerium für Umwelt und Gesundheit, das uber den Sachverhalt unterrichtet wurde, unterstutzte das Anlıegen der DSK 

und ıntormierte dıe beteiligten Krankenhauser über dıe rechtlichen Vorausserzungen der Datenübermittlung. 

10  Sozialleistungsbereich 

10.1 Amtshilfe 

u Sotern ın Soznalleistungstallen, fur dıe das Landesamt fur Jugend und Sozıales als überortlicher Sozialhilfetrager zustandig 

ıst, Gutachten und Stellungnahmen einzuholen sınd, geschah dıes ın der Vergangenheit jeweils unter Beteiligung des ort- 

lichen Tragers, in dessen Zustandigkeitsbereich der Sozialleıstungsempfanger wohnt oder — beispielsweise bei Anstalts- 
unterbringung - zuletzt wohnte Diese Verfahrensweise hat eıne Rechtsgrundlage ın $ 2 b der Vierten Landesverordnung 
zur Durchführung des I andesgesetzes zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes. Das Verfahren brachte es zwangs- 
lautıg mit sıch, daß an dıe Kreisverwaltungen, dıe ım ubrıgen keinerlei Zuständigkeiten fur diese Sozıalleistungsverfahren 

hatten, Sozialdaten offenbart wurden. Fraglich ıst, ob dıe zitierte Vorschrift der Vierten Landesverordnung eıne hın- 
reichende Rechtsgrundlage im Sinne des $ 69 Abs. I Nr. 1SGBX darstellt. 

Abgesehen von dieser ungeklärten Rechtsfrage stellte sıch auch dıe Frage der Erforderlichkeit einer Beteiligung des ortlichen 

Sorualhilfetragers Die gepruften Stellen mußten einräumen, daß die Gutachten und Stellungnahmen auch ohne dıe zeıt- und 
arbeitsaufwendige Beteiligung der ortlichen Sozialleıstungstrager unmittelbar hatten eingeholt werden können. 
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Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Umwelt teilte dıe Auffassung der DSK, daß schon aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung eını große Zahl von Gutachten und Stellungnahmen vom Landesamt fur Jugend und Sozıales unmittel- 
bar ohne Einschaltung der orrlichen Trager der Sozialhilfe hatten eingeholt werden konnen. 
Fs torderte das Landesamt schriftlich aut, $ 2 Buchst b der Vierten Landesserordnung zur Durchführung des Landesge- 
setzes zur Austuhrung des Bundessozialhiltegesetzes nucht mehr anzuwenden 

b) Die Kreisverw altungen als zustandige Trager der Sozialhılfe nehmen nach $ 21 des Ausführungsgesetzes zum Bundessozial- 
hiltegesetz dic kreissangehonigen Gemeinden und Verbandsgemeinden zu Amtshiffeleistungen beı der Antragstellung in An- 

spruch. Die DSK stellte be: ortlichen Prufungen fest, daß den Gemeinden und Verbandsgemeindeverwaltungen haufig die 
Entscheidungen durch Lbersendung eınes Abdruckes der Bewilligung oder des Ablehnungsbescheids bekanntgegeben 

wurden. Die Jamıt verbundene Öttenbarung von Sozialdaten ıst nach 835 SGB Iı. V m. $$. 67 ff SGB X unzulassıg, da sie 
nicht zur Frtullung einer gesetzlichen Aufgabe ertorderlich ist. 

Das Ministerum fur Sozıales, Gesundheit und Umwelt hat dıe Rechtsauffassung der DSK anerkannt und die örtlichen 

Trager der Sorualhilfe dusch Rundschreiben um kunftige Beachtung gebeten. 

10.2 Offenbarurg von Sozialdaten an Versicherungsvertreter 

Nicht selten wenden sıch Burger ın Eingaben an dıe DSK gegen das Vorgehen von Versicherungsvertretern, dıe bei Hausbe- 

suchen ın unzulassıger Weise für den Abschluß von Versicherungsverträgen werben, indem sie den Eindruck erwecken, sie 

vurden ın amtlicher Eigensch ıft tatıg odeı es seien ıhnen von eınem Rentenversicherungstrager Informationen in der Absicht 
zur Verfügung gestellt worden, ıhre auf den Abschluß eine- Zusatzyersicherung gerichteten Werbemaßnahmen zu unterstut- 

zen 

Nach den strengen Offenbarungsbestimmungen des Sorialgesetzbuches ware eıne Offenbarung durch Trager der Rentenver- 
sicherung — wıe ıuch durch andere $oziallıstungsirager — nur mıt schriftlicher Einverständniserklärung des Betroffenen zu- 
lassıg Line andere Ottenbarungsbetugnis besteht rıcht. Nach dem Irgebnis von Recherchen bestehen keıne Zweifel, daß dıe 
Versicherungstrager Jie Öttenbarungsvorschriften genau beachten. 

Die Landesversicherungsanstalt Rheinland-Pfalz wıes in diesem Zusammenhang darauf hin, daß ıhr das oftmals unzulässige 
Vorgehen von Versicherungssertietern durchaus bekannt ıst. Verschiedentlich seien sogar falsche Dienstausweise vorgelegt 

worden Nach Einsichtnahme ın die Unterlagen der Versicherten sei ıhnen autgrund von „Rentenberechnungen“ von den Ver- 

sıcherungsvertretern nahegelegt worden, zur Sıcherung ihrer Altersversorgung zusätzliche private Versicherungsverträge ab- 
zuschließen 

Die DSK nimmt die Darstellung ım Tatıgkeitsbericht zum Anlaß, auch ıhrerseits vor derartigen Praktiken zu warnen 

10.3 Fragebogen in Sozialleistungsverfahren 

Sozialleistungstrager sind beı der Bearbeitung von Anträgen auf Gew ihrung von Sozialleistungen und bei der Überprüfung des 

Fortbestehens der Leistungsberechtigung auf eine T ülle von Daten aus dem personlichen Lebensbereich der Betroffenen ange- 
wiesen. Üblicher weise werden solche Daten unter Verwendung von Vordrucken erhoben. 

Die Differenzierung der Sozialleistungen zwingt zur Verwendung von Fragebogen mit unterschiedlichem Inhalt; ınnerhalb der 

einzelnen Sozialleıstungsbereiche geht das Bestreben dahin, Vordrucke zu verwenden, die sich für eıne Vielzahl von Fallgestal- 
tungen cıgnen. Häufig handelt es sich bei den Vordrucken um Eigenentwicklungen der Sozialleistungsträger (insbesondere im 

Sozialhilfebereich}, deren Verwendung dementsprechend aut den ıeweiligen Zuständigkeitsbereich beschrankt ist. Andere 
Sozualleıstungstrager bedienen sıch der von Vordruckverlagen entwickelten Formulare in der Erwartung, daß dıese ın besonde- 
rem Maße den fachlichen Anforderungen entsprechen 

Mehrere Beschwerden an die DSK richteten sıch gegen den Inhalt von Vordrucken, der als zu weıtgehend, unverhältnismäßig, 

dem jeweiligen Hılfebegehrenden nıcht angemessen, angesehen wırd. Die Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Be- 
binderte e V ubersandte eıne ganze Sammlung von Sozualhılfevordrucken, dıe den gesetzlichen Anforderungen nicht ent- 
sprachen. 

Haufig wurden die Vorschriften des $ 79 SGB X ı. V. m. $ 9 Abs. 2 BDSG nicht beachtet, die den Sorialleistungstrager ver- 

pflichten, auf die Rechtsvorschrift hinzuweisen, dıe der Datenerhebung zugrundeliegt, oder aber, sofern eine solche Rechts- 

vorschritt nicht exıstiert, den Betrotfenen uber die Freiwilligkeit seiner Angaben zu informieren. Von den Sozialhilfeträgern 
wird haufig ubersehen, daß fur den Antragsteller keine Auskunftspflicht im Sinne einer bußgeldbewehrten Rechtspflicht - wie 

beispielsweise nach $ 116 BSHG — existiert. Er hat nach den $$ 60 ff. SGB I nur Mitwirkungspflichten mit dem rechtlichen 
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Charakter von Obliegenheiten Dies bedeutet, daß bei der Beantragung von Sorialleistungen eine Auskunftserteilung treiw ıllıg 
ıst. Der Antragsteller, der die fur die Hılfegewahrung ertorderlichen Ang ıben ım Rahmen seiner Mitwirkungspflicht mieht 

preisgıbt, hat allerdings die ın $ 66 SGB I beschriebenen Folgen zu tragen 

Die DSK emptahl, den Hilfesuchenden über dıese Zusammenhange 7weckmaßigerweise durch Aushandigung eines Frlaute 

rungsblattes zu ıntormieren, auf das ım Antragsformular verwiesen wırd 

Die Uberprutung von Vordrucken hat nıcht selten zum Frgebnis, daß ıhre Verwendung zur Erhebung von Informationen 

dient, die tur eine Sozralhilfegewahrung ırıelevant, also unter keiner denkbaren Fallkonstellation erheblich sınd Die DSK hat 

ın solchen Fallen darauf hingewirkt, daß entsprechende Fragen ım Vordruck eliminiert werden Andere Fragen konnen zwar, 

was den Hılfesuchenden selbst angeht, durchaus notwendig sein, sınd aber fur Haushaltsangehorige, deren persönliche Ver- 

haltnısse ebenfalls erfragt werden, nıcht gerechtfertigt. Erlauterungen sind auch deshalb ertorderlich, weil Sozialhilfefrage- 
bogen fur mehrere Arten und Formen deı Hilfe nach den BSHG sowie fur die unterschiedlichsten Fallkonstellauonen ver- 

wendet werden Vordrucke enthalten folglıch auch Fragen. die nicht in allen Fallen beantwortet werden mussen. Nur eine mog- 

Iichst genaue Aufklarung versetzt den Hiltesuchenden in die Lage, sein ınformatıonelles Selbstbestimmungsrecht, wie es vom 

Bundesverfassungsgericht ın dem Volkszahlungsurteil formuliert wurde, wahrzunehmen 

Hautig sınd Vordrucke für Einw ıllıgungserklarungen, dıe von der I ınhaltung des Bankgeheimnisses, der arztlichen Schweige- 

ptlicht oder des Sozialgeheimnisses entbinden, zu pauschal und inhaltlich und zeitlich zu unbestimmt. Sozıalhilfeträger fordern 
solche Einwiligungserklarungen nıcht selten bei jeder Antragstellung — gewissermaßen als Blankovollmacht — und prüfen 

nicht, ob dafur ım konkreten Falle ein Bedurfnis besteht. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn solche Finwilligungserkla- 

rungen mıt dem Antragsvordruck verbunden sınd. 

$60 Abs INr 18SGB fordert, daß auf die Besonderheit des Einzelfalls abgestellt wırd, der Sachbearbeiter also uberlegt, ob 

und ın welchem Umfange dıe Einholung eıner Einwillungserklarung erforderlich ıst, und deren Inhalt darauf abstellt. 

Der Klarstellung bedarf ın diesem Zusammenhang auch, daß eıne allgemeine Information im Merkblatt über dıe Folgen fehlen- 

der Mitwirkung eine schriftliche Einzelbenachrichtigung nach $ 66 Abs. 3SGB I nıcht ersetzen kann. 

Fın unter der Federtuhrung des Landkreistages Rheinland-Pfalz gebildeter Arbeitskreis „Sozualhilferecht“ hat sich ın dankens- 

werter Weise zur Aufgabe gesetzt, Vordrucke für den Sozialhilfebereich zu entwickeln, die den in datenschutzrechtlicher Hin- 

sicht zu stellenden Anforderungen entsprechen und auf dıe allgemeine Eintuhrung dieser Vordrucke hinzuwirken. Die DSK 
war an der Überarbeitung der Vordrucke beteiligt, ıhre Verbesserungsvorschläge wurden weitgehend realisiert. 

In der Diskussion um dıe datenschutzgerechte Vordruckgestaltung wurde der Forderung der DSK nach Beschrankung auf dıe 

tur die Fallbearbeitung erforderliche Datenerhebung entgegengehalten, daß der Rechnungshof ın einem sehr weitgehenden 
Umfange den prufungsfähigen Nachweis von Anspruchsvoraussetzungen durch Fertigung von Ablichtungen von Beweisur- 

kunden - beispielsweise vollstandige Sparbücher, Scheidungsurteile usw. - verlange. Dabei sei es unvermeidlich, daß Infor- 
mationen ın dıe Akten gelangten, dıe ım datenschutzrechtlichen Sinne nıcht erforderlich und damit nicht zulassıg seien 

Der Rechnungshof hat hierzu wıe folgt Stellung genommen: „Die Forderung der Datenschutzkommission auf Beschränkung 
des Aktenınhaltes unter Berucksichtigung des Erforderlichkeitsprinzips wırd vom Rechnungshof grundsätzlich unterstützt. 

Pur die Rechnungsprüfung mussen lediglich prüfungsfähige Nachw eıse für diejenigen Daten vorhanden sein, welche dıe Not- 

wendigkeit und den Umfang der bewilligten Leistungen begründen. Dahe: sind z B. Ablichtungen aus Scherdungsurteilen, 
Sparbuchern usw. auf diejenigen Textstellen zu beschranken, die fur die Entscheidung des Sozialleistungsträgers entschei- 

dungserheblich sınd Bei dieser Handhabung laßt es sich durchaus vermeiden, daß Informationen ın dıe Akten gelangen, die im 

datenschutzrechtlichen Sinne nicht ertorderlich sınd.“ 

10.4 Verwaltungsvorschrift über die Ausstellung von Jugendgruppenleiterausweisen 

Von den Jugendamtern werden nach den Bestimmungen eıner Verwaltungsvorschrift vom 16. September 1980 (MınBl $. 679) 

Jugendgruppenleiterausweise ausgestellt. Der Zweck dieser Ausweise istin Nr. I der Verwaltungsvorschrift wıe folgt beschrie- 
ben: „Der Jugendgruppenleiterausweis ermöglicht in Verbindung mit dem Antragsformular der Deutschen Bundesbahn die 
Gew ıhrung von Fahrpreisermaßıgungen fur Gruppenreisen im Rahmen der außerschulischen Jugendbildung (Jugendpflege).“ 

Nach Nr. 3.3 der Verwaltungsvorschrift pruft das Jugendamt den Antrag, trıfft erforderlichenfalls weitere Feststellungen 
17. B Führungszeugnis nach $ 29 des Bundeszentralregisters, amtsarztliches Gesundheitszeugnis) und entscheidet uber den 

Antrag 
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Dadıe DSK Zweifel harte, ob fur den angegebenen Zweck eine so intensive Prufung unter Beiziehung eines Führungszeugnisses 
und eınes amtsärztlichen Gesundheitszeugnisses als verhältnismäßig anzusehen ıst, bat sie das Ministerium für Soziales und 
t amilıe um eine Stellungnahme. Dheser war zu entnehmen, daß der eigentliche Zweck der Verwaltungsvorschritt - Gewährung 

von hahrpreisermaßsgungen fur Gruppenreise - aufgrund einer Änderung der Tarifbestimmungen der Deutschen Bundesbahn 

schon ım Jahre 1981 entfallen ıst Von eine: Aufhebung oder Anderung der Verwaltungsvorschrift wurde indessen abgesehen, 
weil der Gruppenlerterauswers als amtliche, Dokument eine Bedeutung erlangt hatte, die uber den eigentlichen Zweck weit hin- 
ausreichte. Er diente als Ausweispapier zur Erlangung von Ermafigungen beim Besuch von Jugendgruppen in Schwimm- 
badern, Theatern, Museen und anderen oftentlichen Einrichtungen sowie alı Beleg fur das amtliche Vertrauen in die Eignung 

des Ausmeisinhabers als Jugendgruppenleiter. 
Diese Nebenzwucke rechtfertigten es nach Auffassung des Ministeriums, außerordentlich empfindliche Datenübermittlungen 

ın Gang zu setzen. Der Nachteil des Fuhrungszeugnisses, nur bestimmte, besonders schwerwiegende Eintragungen im 

Bundeszentralregister nachzuweisen, wurde ın einem der DSK bekanntgewordenen Fall dadurch aufgehoben, daß eıne örtliche 

Pobreidienststelle Auskunfte aus den Kriminalakten erteilte. Außerdem wurde die Staatsanwaltschaft um Einsicht in die Er- 
mittlungsakten gebeten. 

Dem Ministerium kann ın der Argumentation, daß die Verhaltnismäßigkeit der Datenübermittlung deshalb zu bejahen seı, weıl 
sie neben den ir der Verwaltungsvorschtift genannten Zwecken mehreren nıchtgenannten Zwecken diene, nicht gefolgt 

werden Das Ministerium selbst halı diese Argumentation wohl kaum für stichhaltig, denn ın der Stellungnahme wird weiter 
daraut hingewiesen, daß die Verwaltungsvorschritt aufgrund der Bereinigungsanordnung der Landesregierung vom 20. No- 

vember 1979 mit Ablauf des Jahres 1985 außer Kralt treten werde und eıne Verlängerung der Gultgkeitsdauer nıcht beabsich- 

tigt se 

Die DSK erwartet, daß der endgultige Wegfall der Verwaltungsvorschtitt zur Abschaffung des Gruppenleiterausweises fuhrt 

und Datenuberruttlungen zu dieseın Zweck kunftız unterbleiben. 

10.5 Suchblatt des Deutschen Instituts für Vormundschaftswesen 

Fine Verbandsgemeinde erbat dıe Stellungnahme der DSK z u einer Dienstleistung besonderer Art, die das Deutsche Institut für 

Vormundschaftswesen seıt langerer Zeit für Sozialleistungstiager, treıe Wohlfahrtsverbande, das Deutsche Rote Kreuz und 
andere Finrichtungen erbrachte: In eıner Beilage zu der Fachzeitschrift „Der Amtsvormund“ wurden Namen, Geburtsdatum 

und Geburtsort von Personen veroffentlicht, deren aktuelle Anschritt nıcht bekannt war und auch unter Inanspruchnahme der 

üblichen Informationsmoglichkeiten nicht ın Erfahrung gebracht werden kornte. Die Bezieher der Zeitschrift wurden ersucht, 
he Beilage an das örtliche Einwohnermeldeamt weiterzugeben mıt der Bıtte, eınen Abgleich mıt dem Melderegıster vorzu- 

nehmen und die Anschritten dabei ermittelnder Personen an die ebenfalls in dern Suchblatt benannten offentlichen oder nicht- 

oftentlichen Stellen zu melden 

Verschiedene zur Stellungnahme aufgeforderte Jugendämter im Lande Rheinland-Pfalz, die an dem Suchverfahren beteiligt 
waren, vertraten dıe Auffassung, daß dıe Tıtıgkeit des Jugendamtes auf dem Gebiet der Amtspflegschaft/Amtsvormundschaft 

nicht als Sozialleıstungsgewahrung bezeichnet werden könne und auf die in Wahrnehmung dieser Aufgaben an das Institut 
übermittelten Daten nıcht dıe Offer:barungsbestimmungen des Sozialgesetzbuches anwendbar seıen. 

Die DSK beurteilt diese Rechtstrage in Übereinstimmung mit dem Ministerium für Sozıales, Gesundheit und Umwelt anders. 
Sie geht davon aus, daß die Tätigkeit des Jugendamtes als Amısvormund/Amtspfleger nach den $$ 37 ff. des Jugendwohlfahrts- 

gesetzesi. V m, Art I$1Nr 16$GB Ieıne gesetzliche Aufgabe des Jugendamtes nach dem Sozialgesetzbuch darstellt. 

keine vollstandıge Übereinstimmung war zu erzielen ın der Frage der Oftenbarungsbefugnis nach den Bestimmungen der 
6867 11 SGB X Zwar war dem Ministerium zu folgen in der Auffassung, daß es die Aufgabe des Jugendamtes sei, durch ge- 

eıgnete Maßnahmen den Wohnsitz oder Aufenthaltsort desjenigen zu ermitteln, der als Vater oder Unterhaltsschuldner in 

I-rage komme. Das Ministerium raumte auch eın, daß die Veröffentluhung ım Suchblatt nur als eine subsidiäre Maßnahme in 

Betracht kommt, wenn alle anderen Möglichkeiten. wie z. B. direkte Anfragen an die Einwohnermeldeämter, ergebnislos aus- 
geschoptt wurden. Im Grundsatz hielt dıe oberste Aufsichtsbehörde aber die einer Veroffentlichung in dem Suchblatt voraus- 
gehend« Übermittlung personenbezogener Sozıaldaten durch dıe Jugendämter an den Verlag nach $ 69 SGB X für zulässig. 

Die DSK wıes darauf hin, daß die Aufnahme in das Suchblatt kaum zu einem Sucherfolg fuhren kann, wenn dırekte Anfragen 

an das Finwohnermeldeamt ergebnislos geblieben sind. Das Suchblatt soll nach seiner Zweckbestimmung der Recherche durch 
dıe Meldeamter dienen. Voraussetzung für den Sucherfolg ist demnach, daß der Gesuchte seiner Meldepflicht nachgekommen 
ıst. Hat er diese: gesetzlichen Pflicht genugt, so ertährt die früher zustandige Meldebehörde entweder im Rückmeldeverfahren 

($ 17 MRRG und $ 20 MG Rheinland-Pfalz) oder durch Abmeldung dıe neue Anschrift. Selbst bei mehrmaligem Wohnungs- 
wechsel über die Landesgrenzen hınweg, Iıßt sich also — vorausgesetzt die Meldepflichten wurden erfullt - die aktuelle An- 

schrift durch Ruckfragen beı den Meldebehorden, denen jeweils außer der fruheren Wohnung ın ıhrem Zustandigkeitsbereich 
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auch die neue Wohnung oder der weitere Verbleib bekannt ıst, ın Ertahrung bringen. Um eınen Wohnungswechsel ohne An- 
meldung zu erschweren, enthalten die Meldegesetze Vorschriften uber die Mitwirkungspflicht des Wohnungsgebers. 

Sofern eine von einem Sozalleistungstrager gesuchte Person ım Lande Rheinland-Pfalz eıne neue Wohnung genomm n hat, ıst 
die Recherche durch dıe Fınwohnermeldeamter im ubrigen dadurch erleichtert, daß sıe die aktuelle Anschrift fast allcı rhein 

land-pfalzısı hen Einwohner ım On-line-Zugriff haben 

Die DSK ging also davon aus, daß die Ausschreibung ın Suchblattern ın solchen Fallen entbehrlich ıst, ın denen der Gesuchte 

seiner Meldepflicht nachgekommen ıst, denn in diesen Fallen fuhren auch dırekte Anfragen bei Meldebehorden zum Frfolg Ist 

es dem Gesuchten indessen gelungen, eine Wohnung unter Umgehung der Meldepflicht zunchmen, kann die Auswertung von 

Suchblattern durch dıe Meldebehorden zu keinem Ergebnis fuhten 

Mit den geringen Erfolgsaussichten einer Ausschreibung im Suchblatt ıst wohl das Ergebnis einer Umfrage der DSK bei 21 
rheinland-ptalzischen Meldeamtern zu erklären. Nur dreı Meldebehorden waren das Suchblatt und seine Funktion uberhaupt 

bekannt, von einem Sucherfolg wußte keines dieser Meldeämter zu berichten. Von dem LfD des Saarlandı s wurde mitgeteilt, 

daß das Suchblatt von den dortigen Jugendämtern wegen Erfolglosıgkeit nicht zu Ausschreibungen ın Anspruch genommen 

und lediglich von den Sachbearbeitern zu den Akten gelegt würde 

Abgesehen von diesen praktischen Mangeln des Suchverfahrens sah die DSK aber auch ın den Vorschriften der $$ 69 und 74 

SGB X keine Rechtsgrundlage fur die Offenbarung. Sıe vertrat dıe Auffassung, daß die Maßnahme nicht erforderlich ıst und 
dem Grundsatz der Verhaltnismaßigkeit, dem Verfassungsrang zukommt, widerspricht Die ım Belieben einer Behorde oder 

sonstigen Stelle stehende, an keinerlei besonderen Zulässigkeitsy oraussetzungen oder Prufungsverfahren gebundene offent- 
Ihe Bekanntmachung von Personen, die zum Zwecke der Feststellung der Vaterschaft oder zur Geltendmachung von Unter- 

haltsanspruchen gesucht werden, kann kein angemessenes Mittel zur Frreichung des mit der Herausgabe des Suchblattes ver- 

tolgten Zweckes darstellen. Dabeı war uch zu berucksichtigen, daß die Ursache der Ausschreibung der gesuchten Personen ın 

keinem rechtsformlichen Verfahren festgestellt wurde. 

Die Herausgabe des Suchblattes durch das Deutsche Institut für Vormundschaftswesen wurde mit Ablauf des Jahres 1984 cın- 

gestellt. 

10.6 Warnmeldungen vor Unterstützungsschwindlern 

Der Landeswohlfahrtsverband Hessen gab als zentrale Koordinserungsstelle ın Rundschreiben an dıe Spitzenorganisationen 

aller Sozialhılfeträger Meldungen aus verschiedenen Bundesländern — so auch Rheinland-Pfalz — über sogenannte Unterstüt- 

zungsschwindler weiter. Diese Rundschreiben enthielten Namen, Vornamen, Anschrift sowie den Grund der Warnung: 
7. B Unterstutzungsschwindler, gesucht wegen Tbc etc. 

In einer von der DSK angeforderten Stellungnahme teilte das Ministerium für Soziales und Familie mit, daß auf eıne ent- 
sprechende Initiative des Landesamtes fur Jugend und Soziales Rheinland-Pfalz die Bundesarbeitsgemeinschaft der uberort- 
lichen Träger der Sozialhilfe bereits ım Oktober 1978 ihren Mitgliedern empfohlen habe, zukunftig auf Warnungen vor soge- 
nannten Unterstützungs- oder Krankenhausschwindlern zu verzichten. Nachdem trotz dieser Empfehlung noch Warn- 

meldungen uberortlicher Trager der Sozialhilfe eingingen, wurde die Empfehlung erneuert. Im übrigen, so teilte das Minıste- 
rıum weıter mıt, stand nach früheren Frfahrungen der durch entsprechende Maßnahmen verursachte Verwaltungsaufwand ın 

keinem Verhaltnis zum Erfolg. 

Der Landeswohlfahrtsverband Hessen hat zwischenzeitlich den Warndienst eingestellt. 

11 Landwirtschaft, Weinbau und Forsten 

In diesem Bereich sınd der DSK zwei automatisierte Verfahren bekannt, die kurz erwahnt werden sollen 

11.1 Automationsunterstützte Qualitätsweinkontrolle 

Die Prufstelle tür Wein der Landwırtschaftskammer betreibt ein automatısiertes Verfahren, mit dem dıe Antrage aut Qualıtats- 

weinprufung bearbeitet und uberprüft werden und mıt der dıe Zuteilung der allgemeinen Prufnummern erfolgt. Außerdem 

werden Erntemeldungen nach der Herbstordnung des Landes damit automatisiert gespeichert Alle weinabfullenden Betriebe 
werden mıt diesem System erfaßt. Dabeı werden die Betriebsnummer, die beantragte Bezeichnung eines jeden vorgestellten 

Weines, die analytischen Werte, die abgefüllte Litermenge, das Abfülldatum, das ursprüngliche Mostgewicht, Angaben zur 
Erntemeldung und Verschnittanteile gespeichert. Im Zusammenhang mıt der automatisierten Frntemeldungserfassung werden 

die Quahtätsstufe, der Jahrgang, das ursprüngliche Mostgewicht, dıc geographische Herkunft, die Rebsorte, Flaschengröße 
und Erntemenge gespeichert. 
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Terminals zur Erfassung dieser entsprechenden Daten befinden sıch beı den Stationen der Landwirtschaftskammer Rheinland- 
Pfalz ın Koblenz, Bernkastel, Trier, Bad Kreuznach, Alzev und Neustadt/Weinstraße. Die Datenverarbeitung wırd beim 

Landesrechenzcentrum ın Mainz durchgefuhrt Durch dieses System ıst eine effektive Aufgabenerfullung gewahrleistet. Auf- 
grund der Beschränkung der Zugniffsberechugung durch die einzelnen Stationen auf die jewerls von dort erteilten Prüf- 
nummern sowie die dort ertaßıen E rntemeldungen ısı eıne zentrale Zugrifismoglichkeit nıcht gegeben 

Beschwerden aus diesem Bereich hatte die DSK bislang nicht zu verzeichnen. Eine ortliche Überprufung der Station 
Bad Kreuznach der Landwirtschaftskammer hat zu keinen Beanstandungen gefuhrt. 

11.2 Gesamterntemeldung und EG-Erntemeldung der Winzer 

Aufgrund der zur Zeit geltenden Rechtslage haben die Winzer insgesamt ca. acht verschiedene Meldepflichten zu erfüllen, die 
reweils durch Aufzeichnungen zu bestimmten Terminen oder ınnerhalb bestimmter Fristen zu erfüllen sind. Zum 15. Dezem- 
ber sınd alleın drei verschiedene Meldungen zu erstatten: dıe Gesamterntemeldung nach $ 4 Abs 2 Weingesetz und $ 9 a 

Herbstordnung. die EG-Erntemeldung nach Artıkel 1 und 5 EG-VO Nr. 2102/84 sowie die Erzeugungsmeldung EG nach 

Artikel 2 und 5 dieser EG-VO. Es lag nahe, diese Meldungen moglichst zusammenzulegen, mindestens einheitliche Formulare 
zu benutzen, um die Inanspruchnahme der Winzer möglichst gering zu halten. Dies schien zunächst an der zitierten EG-VO 

zu scheitern, denn diese enthalt eine eindeutige Zw eckbestimmung der erhobenen Daten. Die Angaben auf den EG-Meldungen 
durten nur zu statistischen Zw ecken sowie für die Durchführung zweier ausdrucklich genannter EG-Verordnungen verwendet 

werden (Artıkel 10 EG-VO 2102/84) Um die doppelte Meldung der gleichen Daten zu vermeiden, hat die DSK sich mit einem 

inderen Verfahren einverstanden erklärt: Danach können dıe nach der rheinland-pfälzischen Herbstordung zu erstattenden 

Frntemeldungen auf Formblattern abgegeben werden, deren Durchschriften gleichzeitig der EG-Erntemeldung dienen. Das 
Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten hat eine entsprechende Anderung der Herbstordnung zwischenzeitlich 
erlassen, die auf Anregung der DSK uch eine abschließende Aufzahlung der Daten enthält, die vom Winzer anzugeben sınd. 

Gegen das nunmehr durchgeführte Verfahren bestehen keine datenschutzrechtlichen Bedenken. 

11.3 Datenübermittlungen im Genehmigungsverfahren nach dem Grundstücksverkehrsgesetz 

Aufgrund der Fingabe eines Maklers hat die DSK sıch mıt dem Genehmigungsverfahren nach $ 19 Grundstücksverkehrsgeserz 
befaftt Der Petent hatte gerugt, daß die örtlichen Bauernschaften Kenninis von Kaufvertragen erhalten hatten, die er vermittelt 

habe 

Nach dem Grundstucksverkehrsgesetz bedürfen die rechtsgeschäftliche Veraußerung und der schuldrechtliche Vertrag bezüg- 

lich land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke der Genehmigung Gemäß $ 19 Grundstucksverkehrsgesetz hat die Genehmi- 
gungsbehorde vor der Entscheidung dıe land- und forstwirtschaftliche Berutsvertretung zu horen Dies ist in Rheinland-Pfalz 

die Landwirtschaftskammer. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß die 
Veraußerung zu einer ungesunden Verteilung des Grund und Bodens führen würde. Entsprechend sah die beteiligte Landwirt- 
schaftskammer ıhre Aufgabe auch darin, herauszufinden, ob ein Haupterwerbslandwirt ernsthafte Kaufabsichten hat, wenn an 

dem vorgelegten zur Genehmigung anstehenden Vertrag ein Nichtlandwirt oder eın Nebenerwerbslandwirt als Erwerber betei- 

hgt ıst Teilweise wurden bislang die ortlichen Bauernschaften einbezogen, und zwar sowohl durch die Landwirtschafts- 
kammer bzw. ıhre Kreisstellen wıe durch die Land- und Stadtkreise, dic als Gehemigungsbehörde tungieren: dıe Befragung der 

ortlchen Bauernvereinsvorsitzenden sollte dazu dienen, herauszufinden, ob dıesen ein Haupterwerbslandwirt als Kaufınteres- 

sent bekannt ist 

Der Umfang de: Informationen, dıe ın diesen Fallen weitergegeben wurden, ıst unterschiedlich. Eine einheitliche Regelung be- 

stand bislang nicht. 

Auf Anregung der DSK erwagt das zustandige Ministerium, cıne landeseinheitliche Regelung zu schaffen, die sich mit folgen- 
dem Inhalt abzeichner: 
Der Grundstücksverkehrsbeauftragte der Landwirtschaftskammer soll weiterhin den vollen Vertragsinhalt zur Kenntnis er- 
halten, da er nur mıt diesen Kenntnissen eıne sachgerechte Stellungnahme abgeben könne. Er soll aber keine Übermittlungen 

an Dritte vornehmen dürfen. 
Um erwerbsinteressierte Landwirte als Kaufkonkurrenten für Nichtlandwirte oder Nebenerwerbslandwirte ermitteln zu 
konnen, wırd erwogen, das Grundstucksverkehrsgeschäft ın den Verbandsgemeindeblättern oder durch Aushang offentlich in 
der betroffenen Gemeinde bekanntzumachen. Bei dieser allgemeinen Bekanntmachung wären lediglich grundstucksbezogene 

Daten wie Gemarkung, Lage, Nutzungsart und Große des Grundstücks anzugeben. Beı Nachweis eines berechtigten Erwerbs- 
ınteresses wären. anschließend von der unteren Landwirtschaftsbehorde weitere Daten wie Name des Verkäufers und Käufers 
sowie der Kaufpreis des Grundstücks anzugeben, da diese Daten fur dıe Entscheidung der Land- und Forstwirte über ihr 

weiteres Erwerbsinteresse notwendig sınd 

Eine Weitergabe von Daten an andere Stellen oder Personen ıst auch nach Auffassung des Ministeriums nıcht erforderlich. 
Mit diesem Vertahren wäre jedentails eine erhebliche Verbesserung des bestehenden ungeregelten Zustandes verbunden. 
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12 Steuern und Finanzen 

12.1 Stand der Automationsunterstützung bei den Finanzämtern 

Die automausierte Datenverarbeitung fur Aufgaben der Finanzverwaltung ertolgt diech die zentrale Datenverarbeitung der 
Finanzverwaltung (ZDFin), eine selbstandige Gruppe der Besitz und Verkehrssteuerabteilung der Obertinanzdirektion 

Koblenz. Die Steuerbescheide werden mıt Hilfe des automatısıerten Verfahrens ın der Form erstellt, daß dıe einzelnen Fınanz- 

amter die Steuererklarungen bearbeiten und anschließend sınen sogenannten „Fingabew.ertbogen“ austullen, der Grundlage 

der automatisierten Speicherung bei der ZDFin ıst. Dort werden dıe gespeicherten Daten automatisiert ausgewertet, so daß als 
Frgebnis eın Steuerbescheid ausgedruckt werden kann. Dieser wird von den einzelnen Finanzamtern an die Betroffenen ver- 

sandt. Die entsprechenden Vorgange lauten ım Wege der Stapelve: arbeıtung ab, eın Dialogverfahren ım Bereich der Steuerfest- 
setzung ıst zur Zeit noch nıcht moglıch, aber mıttel- bis langfristig geplanı 

Dennoch gıbt es im Bereich der Finanzverwaltung Bildschiırm-Terminals, die ım Wege des On-Iıne-Anschlussesmit der ZDF ın 

verbunden sınd. Aufdiesem Wege sınd jedoch nur Abrechnungsdaten des „Steuerkontos“ der Steuerpflichtigen abzurufen. Aut 

dem Bildschttm konnen also durch dıe jeweiligen Finanzamter dıe festgesetzten Steuerberräge sowie die daraut geleisteten 
Zahlungen fur die zu ihrem Zustandıigkeitsbereich gehörenden Steuerpflichtigen abgelesen werden. 

Es stellen sıch auch ın diesem Bereich sıcherlich Probleme der Datensicherung. So war es bislang moglich, dıe entsprechenden 
Terminals beı den einzelnen Fınansamtern ohne ınterne Zugriffskontrolle zu nutzen. Dies ıst aufgrund einer zwischenzeitlich 
konzipierten Programmanderung verbessert worden, so daß künftig dıe entsprechenden Sachbearbeiter nur mıt einer speziellen 

Zugriftsberechtigung Abfragen ın diesem Bereich durchtuhren konnen. 

Obwohl dıe I andesfinanzbehorden gemaß $ 10 Abs. 2 1.DatG nur verkurzte Meldungen der automatısıerten Datenverarbei- 
tung ıım Anwendungsbereich der Abgabenordnung zu machen brauchen, dıe sıch auf eıne Übersicht uber Art und Ver- 

wendungszweck der gespeicherten personenbezogenen Daten beschränken, wırd die DSK auch diesen Bereich weıterhin 
krıtısch beobachten. Die hier verarbeiteten steuerlichen Daten der Betroffenen und das Steuergeheimnis ertordern eine be- 

sonders sorgfältige Anwendung datenschutzrechtlicher Grundsätze. 

12.2 Novellierung der Abgabenordnung 

Autgrund des Volkszahlungsurteils sınd auch ım Geltungsbereich der Abgabenordnung Rechtspositionen, die bereits seit 
langerem von den Datenschutzbeauftragten vertreten wurden, mıt eıner erhöhten Verbindlichkeit versehen worden. Dement- 

sprechend hat dıe Bundesregierung eınen Entwurf zur Novellierung der Abgabenordnung vorgelegt, der ın einigen Punkten 

den von Seiten der Datenschutzer geäußerten Wunschen entspricht. So soll darin das Kontrollmitteilungsverfahren der Finanz- 

verwaltung auf eine gesetzliche Grundlage gestellt werden. Dies soll ın der Form geschehen, daß in $ 93 Abs. 7 Abgabenord- 
nung eıne Rechtsgrundlage für den Erlaß einer Rechtsverordnung geschaffen wırd, die ihrerseits die Übersendung von Kon- 

trollmitteilungen detailliert regeln soll. Aus datenschutzrechtlicher Sıcht ware es wünschenswert, daß zumindest in der vorge- 
sehenen Verordnung die Unterrichtung der von Kontrollmitteilungen betroffenen Dritten durch dıe ubersendenden Stellen 
vorgeschrieben wırd. 

Außerdem soll dıe Regelung des Steuergeheimnisses den besondeien Bedingungen der automatısıerten Datenverarbeitung an- 

gepaßt werden. So soll klargestellt werden, daß bereits der unbefugte Abrut der ın einem automatisierten Verfahren gespeicher- 
ten Daten eın Verstoß gegen das Steuergeheimnis darstellt. Die zustandigen obersten Tınanzbehorden sollen durch allgemeine 

Verwaltungsvorschriften nahere Regelungen uber die Art der Dat«n treffen, deren Abruf ın automatisierten Verfahren zulassig 
ist, sowie uber den Kreis der Amtstrager, die zum Abruf solcher Daten berechtigt sınd, und uber dıe erforderlichen technischen 

und organısatorıschen Maßnahmen 

Diese Regelungen sınd nach Auftassung der DSK zu begrüßen. Bedenken hat sıe Jedoch gegen dıe vorgesehene Anderung des 

$ 93 Abs. 1 AO: Danach soll die Erstbetragungspflicht der Finanzbehorde, dıe zunächst den Betroffenen befragen soll, fur ver- 
schiedene Falle außer Kraft gesetzt werden. In Übereinstimmung mıt dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz hat dıe 

DSK gegenüber dem rheinland-pfalzischen Ministerium der Finanzen angeregt, diese vorgesehene Änderung zu beschranken. 

Bedauerlich ısı, daß dıe datenschutzrechtlichen Konkretisierungen der Abgabenordnung noch nicht vom Gesetzgeber verab- 
schiedet worden sind. Diese Anderungen waren ursprunglich Bestandteil des Steuerbereinigungsgesetzes 1985, sıe wurden 
dann aber zuruckgestellt und sollen ım nıchsten Jahr austührlich neu beraten werden. 
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12.3 Datenübermittlungen durch Finanzämter im Zusammenhang mit Fremdenverkehrsbeiträgen 

Die Gemeinden konnen aufgrund des Kommunalabgabengesetzes und besonders erlassener Satzungen Fremdenverkehrsbei- 
trage erheben. Der Fremdenverkehrsbeitrag A soll auf den Vorteilen beruhen, dıe Gewerbetreibende aus dem Fremdenverkehr 

erzielen Zur Berechnung dieser Vorteile wırd ım allgemeinen der Gesamtjahresumsatz der Beitragspflichtigen herangezogen. 

In verschiedenen Eingaben wurde von betroffenen Gewerbetreibenden gerügt, daß die ortlichen Finanzämter die Gesamtum- 
satz zahlen aus den jeweiligen Umsatzsteuererklarungen an dıe Gemeinden weitergegeben haben. 

Grundsatzlich ıst eine derartige Vertahrensweise gemaß $ 31 AO moglich: danach sınd dıe Finanzbehörden berechtigt, Be- 

steuerungsgrundlagen an andere Korperschaften des öffentlichen Rechts mitzuteilen, die zur Festsetzung solcher Abgaben 

dienen, dıe an diese Besteuerungsgrundlag« n anknupfen. 

Die DSK hat dennoch Bedenken gegen dıe voraussetzungslose Weitergabe der entsprechenden Jahresumsatzzahlen geäußert. 
Diese grunden sich darauf, daß auch die Gemeinden als fremdenverkehrsbeitragserhebende Stellen $ 93 AO anzuwenden 

haben Danach gılt der Grundsatz der „Eistbefragungspflicht“: Erst wenn dıe Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten 

nıcht zum Ziele tuhrt oder keinen Erfolg verspricht, sollen andere Stellen zur Auskunft angehalten werden. Das Innenministe- 

rium hat dieser Auffassung zugestimmt und die Gemeinden angewiesen, bei der Erhebung von Fremdenverkehrsbeiträgen zu- 

nachst dıe betrotfenen Bürger zu einer Erklärung uber dıe für die Beitragserhebung maßgeblichen Tatbestände aufzufordern. 

Irst wenn dıes kemen Erfolg haben sollte, sollen Daten von den Finanzbehörden angefordert werden. 

12.4 Erforderlicher Inhalt ärztlicher Atteste, die bei den Finanzbehörden vorzulegen sind 

Zur Frlangung cıner Reihe steuerlicher Vorteile sınd beı den Finanzbehorden arztliche Atteste vorzulegen. So werden erwa an 
die Frforderlichkeit einer Kur, an die Schwerbehinderung und an Behandlungskosten für schwere Krankheiten steuerliche 

tolgen geknüpft, die fur den Betroffenen gunstig sınd. 

Aufgrund einer Eingabe hat dıe DSK überprüft, in welchem Umfang die Finanzämter über die gesundheitliche Situation des 

Steuerpflichtigen zu informieren sınd, bevor sie das Vorliegen des steuerrechtlich relevanten Tatbestandes bejahen können. 

Nach Auffassung der DSK ist es ausreichend, daß arztlich (ggf. amtsarztlich) der steuerrechtlich relevante Tatbestand im Er- 

gebnıs bescheinigt wird (etwa Grad der Schwerbehinderung, Kurbedürftigkeit, Krankheitskosten aufgrund einer schweren 

Krankheit ohne genauere Diagnose). Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben jedoch einen einheit- 

lichen Beschluß gefaßt, wonach ein genereller Verzicht auf Diagnosen ın arztlıchen Attesten, die im Besteuerungsverfahren 

Verwendung finden, nıcht in Betracht konımen kann. Eine nahere Begründung dieser Auffassung wurde nicht mitgeteilt. 

Diese Stellungnahme ist deshalb unbefriedigend, weil der Sinn der Mitteilung von genaueren medizinischen Daten an die 

Finanzbehörden ungekları ıst. Fs erscheint höchst unwahrscheinlich, daß Finanzbeamte als medizinische Laien auch nur eıne 

Plausibilitatsprufung über die Richtigkeit »der Unrichtigkeit arztlicher Bescheinigungen anstellen können. 

Die DSK wird dıeses Problem der Konferenz der Datenschutzbeauftragten unterbreiten und auf eıne Änderung der Haltung 

der obersten Finanzbehörden hinwirken. 

12.5 Datensicherung bei der Versendung von Steuerbescheiden 

Aufgrund einer Eingabe hat die DSK erfahren, daß jedenfalls ım vorliegenden Fall ein Einkommensteuerbescheid so kuvertiert 

wurde, daß im Sichtfenster des Briefumschlages dıe festgesetzte Einkommensteuer sichtbar wurde. Der Petent fühlte sich da- 

durch besonders beeinträchugt, weil er mit seinem Hauswirt einen gemeinsamen Briefkasten hat, so daß — neben den Postbe- 

diensteten - auch dıeser Gelegenheit hatte, dieses vom Steuergeheimnis geschützte Datum zur Kenntnis zu nehmen. 

Die DSK hat darauf hingewirkt, daß durch organisatorische Vorkehrungen derartige Fehler nıcht mehr auftreten können. 

12.6 Amtshilfe für Bußgeldbehörden durch Finanzämter 

In eıner Eingabe wurde deutlich, daß ın der Praxıs das Steuergeheimnis nıcht ımmer ausreichend beachtet wird. Der Petent war 

mehrere Bußgelder wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten schuldig geblieben. Die Bußgeldbehörde bat nun das Finanzamt um 

Vollstreckungshilfe. Dieses nahm keine weıteren Vollstreckungshandlungen vor, sondern teilte der Bußgeldbehorde die 
Kontonummer des Petenten mıt, so daß die Bußgeldbehörde ihrerseits das Konto pfanden konnte. 

Die DSK hat dieses Verfahren als mit den Vorschriften uber das Steuergeheimnis unvereinbar gerugt. Sie geht davon aus, die die 

Tinanzamter kunftig ähnliche Daten weıtergaben unterlassen. 
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13 Neue Medien 

13.1 Der Versuch mit Breitbandkabel in der Region lLudwigshafen/Vorderpfalz 

a) In Abweichung von der ursprunglichen Konzeption wırd der Versuch bis zum gegenwartigen Zeitpunkt so durchgefuhrt, 
daß Ruckditen, also personenbezogene Teilnehmerdaten (wie Verbindungs- und Abrechnungsdaten), nıcht anfallen Der 
Versuch besteht ıetzt im wesentlichen ın der Verteilung von zusatzlichen Rundtunk- und Fernsehsendungen 

Die DSK hat deshalb beı der letzten Novellierung des Versuchsgesetzes (Gesetz vom 20. Dezember 1984, GVBl. S. 241) da- 
von abgesehen, dem Landtag die Aufnahme detaillierter Datenschutzbestimmungen zu emptehlen, wie sie ın den Versuch»- 

gesetzen anderer Lander enthalten sınd Auf Anregung der DSK wurde jedoch eine Verordnungsermächtigung fur die 

Landesregierung ın das Gesetz aufgenommen. Danach ist dıe I andesregierung nunmehr gehalten, noch vor der Frprobung 

von Diensten, beı deren Betrieb personenbezogene Daten anfallen (sogenannte Ruckkanaldıenste), dıe zur Gewahrleistung 

eines ausreichenden Datenschutzes erforderlichen Rechtsvorschriften zu erlassen ($ 3 Abs. 2 Breitbandkabeigesetz - 
BBKabG). Damit wırd zum einen verhindert, daß — wie das in anderen Bereichen nıcht selten geschieht - die erforderlichen 

datenschurzrechtlichen Vorschriften hinter der technischen Entwicklung zuruckbleiben. Außerdem wırd durch die aus- 
druckliche Nennung „erforderlichen Vorschriften“ des Datenschutzes sichergestellt, daß dıe hierfür maßgebenden Grund- 

satze des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum \ olkszählungsgesetz vom 15. Dezember 1983 zu berucksichtigen sind. 

b) Die ım Breitbandkabelgesetz vorgesehene sogenannte Nulluntersuchung ($ 4 Abs. 6 Satz 3 BBKabG) wurde vom Institut 

tur Demoskopie Allensbach durchgefuhrt, das von der Wissenschaftlichen Begleitkommission auch mıt. den weiteren Unter- 
suchungen beauftragt ıst. Die inzwischen abgeschlossene Nullerhebung erstreckte sıch ım Versuchsgebiet sowohl auf Teil- 

nehmer als auch auf Nichtteilnehmer am Kabelpilotprojekt. Die zweite „Runde“ der Panel-Untersuchung begann ım Herbst 
vergangenen Jahres. 

Aut die Durchtuhrung des Versuchs mıt Breitbandkabel ım einzelnen tinden im Grundsatz die datenschutzrechtlichen Be- 
summungen des Breitbandkabelgesetzes und der dazu ergangenen Durchführungsverordnung, ansonsten die Regeln des 

Landesdatenschutzgeserzes Anwendung. Eine unmittelbare rechtliche Bindung wird insoweit Jedoch nur für öffentliche 
Stellen des Landes, wıe die Anstalt fur Kabelkommunikation, die Wissenschaftliche Begleitkommission und gegebenenfalls 

weitere offentliche Stellen als Anbieter erzeugt. Für private Finrichtungen, wıe das Institut für Demoskopie Allensbach, 
gelten ın dıtenschutzrechtlicher Hinsicht zunachst dıe Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes für den nichtöffent- 
lichen Bercıch. Soweit derartige Institutionen — z. B. bei Befragungen — ım Rahmen des Versuchs mit Breitbandkabel tätıg 
werden, sınd die in den einschlagigen Rechtsvorschriften des Landes enthaltenen datenschurzrechtlichen Regelungen mit 

den die Eıhebungen durchfuhrenden privaten Instituten zu vereinbaren, soweıt sie über die Anforderungen aus dem 
Bundesdatenschutzgesetz hinausgehen. Daruber hinaus ist die DSK der Auffassung, daß bei Anwendung des Bundesdaten- 

schutzgesetzes die ın den bereichsspezifischen Regelungen zum Ausdruck kommenden datenschutzrechtlichen Vorstellun- 

gen des Landesgesetzgebers zumindest auslegungsweise Berücksichtigung finden müssen. 

kur das Verhaltnis zwischen Wıssenschaftlicher Begleitkomnission und dem Institut für Demoskopie Allensbach ist ın 
datenschutzrechtlicher Hinsicht davon auszugehen, daß ein Auftragsverhaltnis ım Sinrie des $ 4 Abs. t I DatG nicht ange- 
nommen werden kann. Der Auftrag an das Institut umfaßt nämlıch nicht nur dıe reıne Datenverarbeitung Das Institut stellt 
nicht nur seine technısche Kapazität zur Verfugung, sondern bringt daruber hinaus sein gesamtes Know-how im Bereich der 

Meınungsforschung ein. Die wissenschaftliche Durchführung sowie dıe forschungstechnische Verantwortung liegen beim 
Institut. Über dıe Fragestellungen an die Teilnehmer am Versuch sowie über die Auswertung der Antworten findet lediglich 

eine gegenseitige Abstimmung im Sinne und ın der Form einer wissenschaftlichen Erörterung statt. 

Aufgrund der geschilderten Rechtslage beschränkt sıch die eigentliche Kontrollkompetenz der DSK auf die ım Rahmen des 
Versuchs mıt Breitbandkabel tatıgen offentlic hen Stellen des I.andes, also ınsbesondere auf dıe Anstalt fur Kabelkommuni- 

katıon und dıe Wissenschaftliche Begleitkommission. Die unmittelbare datenschutzrechtliche Kontrolle für das Institut fur 
Demoskopie Allensbach lıegt bei der nach dem Landesrecht von Baden-Wurttemberg zustandıgen Aufsichtsbehörde nach 

dem Bundesdatenschutrgeset7. 

Gleichwohl hat sich die DSK ım Sinne des allgemeinen Auftrags des L.andesgesetzgebers zum Schutze personenbezogener 

Daten beı der Durchfuhrung des Versuchs erfolgreich bemüht, durch begleitende Beratung und Verhandlungen ım Einver- 
nehmen mit dem Institut eınen wirksamen Datenschutz für dıe Betroffenen sicherzustellen. 

Dabeı war zunachst die Frage zu klären, ob dıe Einwilligung d«r Betroffenen mıt der Befragung der Schriftform bedart. Die 
Frage beantwortet sich nach Auffassung der DSK aus einer grundsatzlichen Güterabwägung zwischen den gesetzlich vorge- 

schriebenen Untersuchungszielen aut der einen und den Eıfordernissen aus dem Recht auf ınformatıonelle Selbstbestim- 

mung auf der anderen Seite. Die Praxis des Datenschutzes geht uberail da, wo eine Einwilligung zur Erhebung von personen-
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berogenen Daten gefordert wırd, vom Grundsatz der „informierten Einwilligung“ aus. Das bedeutet, daß der Betroffene 
uber alle wesentlichen Punkte des Inhalts der Befragung, einschl des damıt verfolgten Zwecks, im wesentlichen informiert 

werden muß. Weiterhin ist von der Tatsache auszugehen, daß das Gesetz nicht nur die wissenschaftliche Untersuchung an- 

ordnet, sondern die anzuw endenden Verfahren, namlich statistische Erhebungen ım Versuchsgebiet bei Veranstaltern, Teil- 
nehmern und sonstigen Personen, ausdrucklich regelt ($ 4 Abs. 6 BBKabG). Die mıt derartigen Erhebungen und ıhrer Aus- 
wertung befaßten Wissenschattler geher fast einhellig davon aus, daß dıe I orderung nach einer vorherigen schriftlichen Ein- 

verstandniserklärung der Befragten eine derartige Untersuchurg unmöglich machen würde Nach allen bisherigen Er- 
fahrungen seı die damıt geschattene Heinmschwelle zu groß. Diejenigen, dıe sıch dann noch zu einer Unterschriftsleistung 
bereitfanden, könnten ın ıhrer Gesamtheit nicht mehr als repräsentativer Querschnitt gewertet werden. Diese Auffassung 

wırd allgemein auch von der Aufsichtsbehorde des Landes Baden- Wurttemberg geteilt (siehe Tatigkeitsbericht des Innen- 
minssteriums Baden-Wurttemberg als Aufsichtsbehörde S. 86). 

In Übereinstimmung mıt der Wissenschaftlichen Begleıtkommission wurde dıe datenschutzrechtliche Zulassıgkeit der Be- 

fragung ohne schriftliche Fınverstandniserklarung ım Grundsatz bejaht, nıcht zuletzt nachdem eine entsprechende Forde- 
rung ın den Veersuchsgesetzen von Berlin und Nordrhein- Westfalen nicht mehr aufrechterhalten worden ist. 

Um die Freiwilligkeit der Teilnahme an den Betragungen zum Versuch mit Breitbandkabel auch ohne schriftliche Einwilli- 
ung ın einer das Recht aut ınformationelle Selbstbestimmung wahrenden Weise sicherzustellen, hat dıe DSK darauf hinge- 

wirkt, daß ın einem Merkblatt, das vom Institut fur Demoskopic Allensbach den Befragten ausgehandıgt wırd, an deutlich 

sıchtbarer Stelle der Hinweis auf die Freiwilligkeit der Befragung angebracht wird. Das Merkblatt enthält darüber hinaus 

eine Beschreibung der beabsichtigten D ıtenverarbeitung sowie den Namen und die Anschrift des Interviewers und des Insti- 
tuts 

Die DSK hat weiterhin getordert, daß nach Abschluß der laufenden Panel-Untersuchung alle personenbezogenen Daten 
gloscht werden. Da jedoch nicht vollkommen ausgeschlossen werden kann, daß — möglicherweise auf Wunsch der Wissen- 

schaftlichen Begleitkommission — bei Personen, die bestimmte Merkmale erfullen, zu einem spateren Zeitpunkt Zusatzbe- 
fragungen durchgeführt werden, wırd auf ausdrücklichen Wunsch der DSK auf dem Merkblatt weiterhin in einer allgemein 
verstandlichen Form auf dıe Regelung des $ 36 LDatG hingewiesen, wonach dıe personenbezogenen Merkmale mit den 
anonymisierten Daten dann noch einmal zusammengeführt werden können, wenn die dadurch ermöglichte Nutzung noch 

für die Erfüllung des Zweckes der Speicherung oder zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist. Jede weitere Zu- 
sammenführung bleibt unzulassıg 

13.2 Fernmeß- und Fernwirkdienste 

Die Deutsche Bundespost erprobt zur Zeit auch in Ludwigshafen durch einen Systemversuch ein neues elektronisches Kommu- 
nıkationssystem, mat dem unabhangig von Entfernungen Vorgänge in Wohnungen beobachtet und gesteuert werden können. 

Die erforderliche Verbindung kann über Kabelnetze oder drahtlos hergestellt werden. Die Deutsche Bundespost nutzt hierzu 

ıhr vorhandenes Fernsprechnetz. 

Im einzelnen ıst zwischen sogenannten Fernmeßdsensten und Fernwirkdiensten zu unterscheiden. 

Durch Fernmefdienste wırdesu a möglich, in den Haushalten ganzer Gebiete durch dıe jeweiligen Energieversorgungsunter- 

nehmen den Strom-, Gas-, Wasser- und Wärmeverbrauch automatisch ablesen zu lassen oder durch elektronisch gesteuerte 

Alarmanlagen Feuerwehr und Polizei selbsttatig zu benachrichtigen. Durch elektronisch gesteuerte Kontrolle verschiedener 
taglicher Lebensaußerungen von Wohnungsinhabern, wıe z. B. der Benutzung von Herd oder Waschmaschine, können ange- 
schlossene Sozıaldienste erfahren, ob etwa gebrechliche Menschen noch in gewohnter Weise ıhren Tagesablauf gestalten oder 
ob sie umgehender Hilfe bedurfen. Auch können die Wohnungsinhaber über Ruftasten bei Bedarf Hilfe herbeirufen. 

Den beschriebenen Fernmeßdiensten stehen Fernwirkdienste gegenuber, dıe ein aktives Wirken in die Wohnung hınein ermog- 

lichen. Anlagen, wie Beleuchtung. Heizung, Klimaanlagen, Waschmaschinen und Videorekorder, können unabhangıg von 
Entfernungen an- und abgeschaltet werden. Dies kann sowohl durch beauftragte wıe durch den Wohnungsinhaber selbst von 

der Arbeitsstätte aus oder von unterwegs geschehen. 

Datenschutzrechtlich stellen sıch diese Vorgänge als überwiegend automatisierte Form des Erhebens und Verarbeitens von 
personenbezogenen Daten dar, soweit es durch andere Personen oder Einrichtungen als den Wohnungsinhaber selbst ge- 

schicht. Die abgefragten Daten fallen — wie dargestellt — ın aller Regel ın den Bereich der personlichen L.ebensfuhrung und sind 

überwiegend als sensibel im Sinne des Datenschutzrechtes insbesondere dann zu werten, wenn sıe zusammengetuhrt werden 

|e hautiger die Abrufe erfolgen und je meh Arten von Daten betroffen sind, um so größer wird die Möglichkeit, daß Lebensge- 

wohnheiten offenbar werden und damit im Mıßbrauchsfall ausforschbar sınd. 
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Wenn auch nach gegenwartigem Erkenntnisstand uberwiegend der Abıuf von Verbrauchsdaten ın Frage kommt, die teilweise 
auch schon jerzt außerhalb der Wohnung abgelesen werden konnen, so steht es beı der fortschreitenden technischen Lntwick- 

lung doch zu erwarten, daß die jetzt bekannten Melimethoden noch weitere Bereiche erfassen. 

Die besondere Gefahrdung des Rechts auf ınformauonelle Selbstbestimmung wırd ın diesem Bereich ınsbesondere darın ge- 

schen, daß die Datenabrute fur dıe Betroffenen unbemerkt erfolgen und von ıhnen nach dem gegenwartigen Stand weder 

kontrolliert noch korrigtert werden konnen 

Weil die beschriebenen Systeme von außen her ın den Wohnungen Wirkungen auslosen, Messungen vornehmen und Beobach- 

tungen aller Art anstellen, beruhren sıe nach Auffassung der Datenschutzbeauftragten und der DSK nicht nur die durch 
Art. 2Abs Iı \ m Art. 1 Abs. 1GG geschutzte Privatsphare, sondern auch den Schutzbereich des Grundrechts der Unver- 

letzlichkeit der Wohnung nach Artıkel 13 GG. 

In Rheinland-Pfalz lauft in Ludwigshaten — ebenso wıe ın Munchen - eın Systemversuch bei dem zur Zeit nur zweı Anbieter 

— eine Hilfsorganısatıon und eın Bewachungsunternehmen -- auftreten Bei dem Systemversuch ın l.udwigshafen werden erste 
Erprobungen unter Zuhilfenahme marktublicher Technik durchgefuhrt, mit der ausschließlich zweiwertige Meldungen 

(7. B. Alarm/kein Alarm) übertragen werden konnen. 

Beı einer Besprechung zwischen Vertretern des Bundespostministeriums und der beteiligten Datenschutzinstitutionen cın- 

schließlich der DSK ım März dieses Jahres gab die Post eıne Reihe von Intormationen über dıe allgemein und speziell ın 

Munchen und Ludwigshafen beabsichtigten Dienstleistungen. Dabei wurde u. a. das rechtliche Problem aufgeworfen, ob cın 
Anschluß- und Benutzungszwang (beispielsweise ını Bereich der Verbrauchsmessung) akzeptiert werden kann. Ihe beteiligten 

Datenschutzbeauftragten und dıe DSK tordern, daß der Nutzer nur auf freiwilliger Grundlage teılnımmt und ın angemessener 
Zeıt den Anschluß wieder aufheben kann. !dıe Post hat das fur dıe Phase des Svstemversuche zunachst akzeptiert. Von den 
Datenschutzbeauftragten und der DSK wırd angestrebt, die Nutzer grundsatzlich zu zwingen, ein Rechtsverhaltnis mit der 
DBP zu begründen. Zu diesem Zweck wurden für dıe Systemversuche Vertragsentwürfe ausgearbeitet. Auf Betreiben des 
Baverischen Landesbeauftragten fur den Datenschutz sowıe der DSK wurde ın den Datenschutzbestimmungen dieser Vertrage 

u. a. die Verpflichtung aufgenommen, die Betroffenen nicht nur uber den Verw endungszw eck der gespeicherten und weıterver- 
arbeiteten Daten, sondern auch uber dıe Wirkungsweise der Dienste zu unterrichten Außerdem wurde festgelegt, daß da« Fın- 

verstandnıs der Bertroffenen mıt der Speicherung und der Art der Wiederverarbeitung seiner Daten schriftlich zu erfolgen hat. 

Die Bundespost beabsichtigt, die Hernmelde imter in Munchen und Ludwigshafen (Amtsvorsteher), die Anbieter, Nutzer, den 

Baverischen Landesbeauftragten fur den Datenschutz und dıe DSK suwie den Bundesbeauftragten für den Datenschutz ın 

Arbeıtskreisen zusammenzufassen, dıe Jeweils dıe Projekte auf Landerebene begleiten. Die DSK wird sich hierbei aktıv beteilı- 

gen. Da bıs jetzt keine Beteiligung offentlich-rechtlicher Anbieter an dem Systemversuch in Ludwigshafen erkennbar ıst, ıst 

eine unmittelbare Kontrollzuständigkeit der DSK nıcht gegeben. Das System ıst aber grundsätzlich — ım Rahmen der Anlafl- 
aufsicht nach dem Bundesdatenschutzgesetz — durch dıe Bezirksregierung Neustadt/ Weinstraße prufungsfähig. Die DSK wırd 
mit dıeser Bezirksregierung in einen Austausch hinsichtlich der Erfahrungen in der Praxis eintreten 

Unabhangıg von der Entwicklung der beschriebenen Systemversuche sınd die mit dem Betrieb von TFMEX verbundenen allge- 
meinen datenschutzrechtlichen Probleme gesetzlich zu regeln. Iabei ıst der Grundsatz der Verhaltnısmäßigkeit zu wahren und 

das grundsatzliche Erfordernis der Einwilligung des Betroffenen zu beachten. Die zu schaffenden Normen mussen ent- 

sprechend den Forderungen des Bundesverfassungsgerichts nach Normenklarheit dıe Grenzen der Anwendung der neuen 
Technik ebenso wıe dıe Rechte der betroffenen Burger so eindeutig bezeichnen, daß den geäußerten Befürchtungen so weıt wıe 

moglich dıe Grundlage entzogen ist. 

An eine gesetzliche Regelung des Datenschutzes beim Betrieb der Fernmeß- und Fernwirkdienste sınd daher nach heutigem Fr- 
kenntnisstand folgende Anforderungen zu stellen: 

— Zur Verwirklichung des datenschutzrechtlichen Grundsatzes der Zweckbindung durfen die abger ufenen Daten nur für den 

dem Betroffenen angegebenen Zweck, wiez. B. Wasser- und Strromabrechnung, verwendet werden. Werden sıe dafür nicht 
mehr benotigt, sınd sie unverzuglich zu loschen. 

- Der Burger sollte - abgesehen von einer ausdrucklichen gesetzlichen Regelung des Anschlusses — über seine Teilnahme an 
einem Fernwirk- oder Fernmeßdıienst freı entscheiden können. 

Dazu ıster zusorüber den Verwendungszweck sowie über Art, Umfang und Zeitraum des Finsatzes der Dienste zu unter- 

richten (datenschutzrechtlicher Grundsatz der „informierten Einwilligung‘). 

I:s durften ihm xeine Nachteile entstehen, wenn er sıch weigert, teilzunehmen. 

Fine einmal erteilte Einwilligung muß jederzeit wıderrufen werden konnen 
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Daruber hınaus muß eine ausreichende Datensicherung vorgeschrieben werden, die die bei dem Betrieb der Dienste anfallenden 
Daten vor unbefugtem Zugriff nach dem jJeweilig neuesten Stand der Technik schützt. Schließlich sollte der Teilnehmer durch 
geeignete technische Einrichtungen ın seiner Wohnung erkennen können, wann und mit welchem Ergebnis eın Dienst in An- 
spruch genommen wird. Die weitergehende Forderung, dem Betroffenen ein jederzeitiges Abschaltrecht vorzubehalten, er- 
scheint dementgegen als uberzogen. 

Die hier vertretenen Forderungen finden sich ım wesentlichen bereits ın den Erprobungsgesetzen der Lander Bayern und 
Berlın. 

14 Automatisierte Personaldatenverarbeitung und Personalaktenführung 

Der DSK liegen ca 260 Anmeldungen öftentlicher Stellen des Landes fur die automatisierte Verarbeitung von Daten aus dem 
Bereich „Personalwesen“ vor. Diese Anmeldungen betreffen jedoch ım allgemeinen nur Verfahren, dıe der automationsunter- 
stutzten Besoldung bzw. Entlohnung der Bediensteten dienen. Datenschutzrechtliche Gefährdungen, die unter dem Gesichts- 
punkt des Personlichkeitsschutzes im Zusammenhang mit sogenannten „Personalinformationssystemen“ diskutiert werden, 
sınd bei derartigen Verfahren nıcht gegeben: eıne qualitative Anderung ergibt sıch erst, wenn zu Zwecken der Personalplanung, 
d. h. zum Zweck der Planung des Einsatzes bestimmter Einzelpersonen auf bestimmten Arbeitsplätzen, dıe Unterstützung 
automatisıerter Verfahren benutzt wırd. Dann können Gefahren auftreten, wie sıe mit den Stichworten „Degradierung der Be- 
schafugten zu Merkmalstragern“, „Mensch als Objekt der Maschine“ umrissen werden. Auch beı öffentlichen Stellen des 
Landes Rheinland-Pfalz sınd vermehrt Bestrebungen zu beobachten, die automatisierte Datenverarbeitung zum Zwecke der 
Optimierung des Personaleinsatzes zu nutzen. 

14.1 Personalinformationssystem der Oberfinanzdirektion Koblenz 

Die Öberfinan/direktion Koblenz hat eın Personalinformationssystem angemeldet, das durch die DSK eingehend geprüft 
wurde und das ın Gesprächen mıt Vertretern der zuständigen Behorden detailliert erörtert wurde. Dieses System ist durch 
tolgende Besonderheiten gekennzeichnet: Es ıst beabsichtigt, die Personalsachbearbeitung für alle ca. 8 000 Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter in der Finanz- und Staatsbauverwaltung des Landes durch ein automatisiertes Personalinformations- 
system (PIS) zu unterstutzen. Dabeı werden fur jeden Bediensteten 98 Merkmale erfaßt, die grundsatzlich auch als Suchmerk- 
mal für das System geeignet sind Beı einigen dieser Merkmale ermoglıcht ein Schlüsselkatalog, unter einer Vielzahl von Infor- 
mationen auszuwählen, die den entsprechenden Begriff konkretisieren (Beispiel: der Schlusselkatalog für das Merkmal 
„Genehmigungspflichtige Nebentatigkeit“ enthalt 32 Alternativen) 

Der Flexibilität der Bearbeitung dient die Moglichkeit, jedes Merkmal als Suchmerkmal zu nutzen und beliebige Reihungslisten 
erstellen zu können. Dem Schutz der Bediensteten dıent es, daß die Zugriffsbefugnis auf die Merkmale streng nach den Zustän- 
dıgkeiten der jeweiligen Personalsachbearbeiter eingegrenzt ist. 

Aufgrund der Prufung der DSK ergab sich, daß mehrere Merkmale nicht unbedingt erforderlich sind, um die mit dem Personal- 
‚nformatıonssystern angestrebte Aufgabenerfüllung zu ermöglichen. Es konnte hıer weitgehend Einigkeit mit der Oberfinanz- 
direkuon und dem Ministerium der Finanzen erreicht werden. Auch beı der Frage, welche datensicherungstechnischen Anfor- 
derungen zu stellen sind, konnte dıe DSK eıne Reihe von Verbesserungen erreichen. So wurde aufgrund eıner örtlichen Unter- 
suchung festgestellt, daß Verinderungen am Datenbestand durch einfache Manipulationen am Bildschirm moglich waren. 
Inzwischen ıst dies ausgeschlossen worden Die DSK hat weiter gefordert, daß Ausdrucke nicht ohne automatische Beifügung 
des Namens des abfragenden Beamten ertolgen können. Damit soll einem fahrlässigen Umgang mit Ausdrucken aus dem 
System entgegengewirkt werden. Die DSK hat schließlich angeregt, ein Genehmigungsverfahren für den Ausdruck von 
Reihungslisten aus dem automatisierten System einzuführen, damıt hier eine gesteigerte Kontrolle der Datenverwendung er- 
folgt. Bezuglich der Information der betroffenen Bediensteten ist vorgeschen, daß dıese jahrlıch einen Listenausdruck mıt allen 
uber sie gespeicherten Daten erhalten. 

Die formliche Mitbestimmung des Personalrats bei der Einfuhrung dieses Systems ıst aufgrund des im Berichtszeitraum ge- 
änderten Personalvertretungsgesetzes ($ 77 a Abs. 1 Nr. 5) sichergestellt, wobeı hervorzuheben ıst, daß das Ministerium der 
Finanzen auch vor Erlaß der entsprechenden Gesetzesanderung davon ausgegangen ıst, daß der Personalrat bei diesen Ver- 
tahren mitbestimmen sollte. 

Die DSK wird durch weitere aufmerksame und kritische Beobachtungen dıeses Systems versuchen, Erkenntnisse zu gewinnen, 
ob die bestehenden Regelungen ausreichend sınd. 

Sie ıst grundsätzlich der Auffassung, daß aufgrund der qualitativen Veränderungen der Personaldatenverarbeitung durch 
automatisierte Systeme eine der Gefahrdungssituation angemessene gesetzliche Grundlage geschaffen werden sollte. So sollten 
die Rechte der Betroffenen durch Erweiterung von Auskunftsanspruchen gestarkt werden, dıe Löschungsverpflichtung der 
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datenverarbeitenden Stelle sollte ebenfalls ım Interesse der Betroftenen ausgedehnt werden. Die Erstellung von Personlich- 

keitsprofilen sollte ausgeschlossen, dıe Verwendung von Gesundheitsdaten und Testergebnissen zu Personalplanungsz wecken 

ın automatisierten Verfahren sollte cıngesc hrankt wırden Die DSK hat insoweit mıt den anderen Datenschutzbeaufttagten ın 
dem ım Anhang abgedruckten Beschluß zu gesetzgeberischen Konsequenzen aus dem Volkszahlungsurteil bereit< indeuug 
Stellung bezogen 

14.2 Bewerberdatei der Oberfinanzdirektion Koblenz 

Schon jetzt betreibt die Oberfinanzdirektion eıne sogenannte „Bewer berdatei*. Aufgrund einer Anregung der DSK wurde die 
Speicherung des Merkmals „Kind eines Amtsangehörigen“ und „Sonstige Merkmale“ unterlassen. Dieses System entspricht 

aufgrund der Feststellungen der DSK den Anforderungen der Datensicherung; die vorgesehenen kurzen Loschungsfristen be- 

statigen, daß die gespeicherten Daten allein dem Zweck der Bewerberauswahl dienen. 

14.3 Personaldatenverarbeitung der Bezirksregierungen 

Eine Bezirksregierung hat bereits seit längerem cın Textautomatıonssystem benutzt, mıt dem es ıhr möglich war, Listen be- 

stimmter Bedıiensteter auszudrucken, ohne daß dabeı jedoch gezielt Reihungslisten nach bestimmten Suchbegriffen möglich 
waren 

Aufgrund eıner Umstellung der automatisierten Datenverarbeitung auf cın leistungsfähigeres System beabsichtigt sıe, die von 

ıbr verwalteten Personaldaten automatisiert mit diesem System zu verarbeiten, das vollig neue Auswertungsmoglichkeiten 
bietet. Die DSK ıstz. Z. damıt betaßt, zu klaren, welche Auswertungsmoglichkesten dann bestehen wurden, und welche daten- 

schutzrechtlichen Anforderungen an dıese Daten erarbeitung zu stellen sind. 

lestzustellen ist, daß hier — wie auch ın anderen Bereichen — die Automatıon eıne gewisse Eıgendynamık entwickelt, die durch 

koordinierte Planung erst im Nachhinein zu komıgieren ist. $o ist in diesem Bereich zu uberlegen, ob dıe von der Oberfinanz- 
dırektion entwickelten Programme zur Personaldatenverarbeitung beı den Bezirksregierungen Anwendung finden könnten 

Angesichts der Niveaus der technischen Datensicherung ım Bereich des PIS der Finanzverwaltung wäre das aus datenschutz- 
rechtlicher Sıcht durchaus erwunscht. 

14.4 Erfassung von Fachlehrkräften durch das Ministerium für l.andwirtschaft, Weinbau und Forsten 

Es ıst geplant, zentral im Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten die Fachlehrkrafte automatisiert zu erfassen, 

die an den landwirtschaftlichen Fachschulen des I andes (l.andestehr- und Versuchsanstalt für Landwirtschaft, berutsbildende 

Schulen Landwirtschaft, Tierzuchtanstalten, Landesanstalt fur Leistungsprufung und Zuchtwertschätzung sowie Landespflan- 
renschutzdienst) beschaftigt sind. Die automatisierte Erfassung dieses Personenkreises soll verschiedenen Zwecken dıenen, 

darunter der Fntscheidungshilfe für Neueinstellungen sowie der Rationalisierung der Personalbewirtschaftung. Die ent- 
sprechende Anmeldung ist der DSK erst vor kurzem zugegangen, so daß eine Klärung der datenschutzrechtlichen Fragen in 
diesem Zusammenhang noch nicht erfolgen konnte. 

14,5 Personaldatenverarbeitung durch die Zentrale Besoldungs- und Versorgungsstelle der OFD 

Inzwischen ıst die Rechtsgrundlage vereinheitlicht worden, aufgrund derer der Zentralen Besoldungs- und Versorgungsstelle 
der OFD Koblenz dıe Aufgabe der Festsetzung der Löhne und Gehälter der Bediensteten des Landes übertragen wurde 

(VO vom 22. Maı 1985, GVBL S. 141). Aufgrund dıeser Verordnung hält die DSK für eındeutig, daß die ZBV eine selbständige 

Stelle im Sınne des Datenschutzrechtes ist. Jede Datenübermittlung an andere öffentliche Stellen muß sich daher an den Er- 
tordernissen des $ 24 Bundesdatenschutzgesetz messen lassen. 

Bei ortlıchen Feststellungen bei der ZBV ın Koblenz wurde den Vertretern der DSK erkları, daß alle Gehaltspfandungen und 

Gehaltsabtretungen ab einer bestimmten Höhe dem Dienstherren jeweils zur Kenntnis gebracht werden. Dies sei erforderlich, 
damıt dieser ggf. disziplinarrechtliche Maßnahmen einleiten könne bzw. sonst ım Rahmen semer Fürsorgepflicht tätig werden 

konne. Von der DSK wurden zunachst Zweifel daran geäußert, ob die Mitteilung aller Lohn- und Gehaltspfändungen an die 
Dieststelle wirklich erforderlich seı Außerdem regte sie an, die maßgebliche Hohe der Gehaltsabtretung, die zu eıner Mıt- 
teilung an den Dienstherrn fuhrt, verbindlich festzulegen. Die Obertinansdirektion hat daraufhın eine derartige verbindliche 
bestlegung vorgenommen: Danach werden Abtretungen in Höhe des pfandbaren Teıls der Bezuge dann mitgeteilt, wenn der 
pfandbare Teil ın vollem Umfang vom Glaubiger beansprucht wird und der Abtretung eıne Forderung zugrundeliegt, die nıcht 
innerhalb eines Jahres befriedigt werden kann; außerdem werden Abrretungen mitgeteilt, denen insgesamt eın Forderungsbe- 
trag zugrundelvgt, der das Zwanzıgfache des jweiligen Monatsnettolohnes ubersteigt. In diesem Fall werden auch bereits vor- 
hiegende und alle nachfolgenden Abtretungen der jeweiligen Personaldienststelle mitgeteilt. 
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Bezuglich der Ptändungen ıst das Ministerium der Fınanzen nach wıe vor der Auffassung, daß es keine „Bagatellfalle“, die nicht 
mitzuteilen waren, gebe. 

14.6 Personalaktenrecht 

In Rheinland-Pfalz ist - wıe auch ım Bund und in anderen Bundesländern - das Personalaktenrecht unter dem Gesichtspunkt 

des Personlichkeitsschutzes nach Auffassung der DSK unzulanglich geregelt Das Landesbeamtengesetz ($ 102) regelt das Ein- 
sichtsrecht in die Personalakten, das Verfahren bei der Aufnahme von Vorgangen, die dıe Interessen des Beamten beeintrachti- 

gen konnten, sowie Tilgungs- und Loschungsfristen bestimmter Vorgänge (z. B. über Bußgeld- und Strafverfahren). Wichtige 

Bereiche des Personalaktenrechts, wie dıe Verschwiegenheitspflicht der mit Personalsachen betrauten Bediensteten, die 

Behandlung von Beihilfeunterlagen, der Mindestinhalt der Personalakten, Aufbau und Gliederung der Personalakten etc. sınd 

nicht gesetzlich geregelt. Sıe sind ın eine: Verwaltungsvorschrift uber die Führung der Personalakten angesprochen (vom 
22, Dezember 1980, MinBl. 81,S 70). 

In Übereinstimmung mıt dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz und den anderen Landesbeauftragten für den Daten- 

schutz halt auch dıe DSK es fur angemessen, den Bereich der Personalaktenführung gesetzlich detaillierter zu regeln. Dies 
konnte gesetzestechnisch zusammen mit der Regelung der automatisierten Personaldatenverarbeitung erfolgen. 

Aber auch dıe z. 2. geltende Verwaltungsvorschrift erscheint aus Sıcht der DSK an verschiedenen Punkten erganzungsbedürf- 

tig: So sollte auch sie schon den Umgang mit Beihilfeunterlagen deutlicher als bisher regeln. Die DSK hat außerdem an verschie- 

denen Punkten Vorschläge zur Erganzung dieser Verwaltungsvorschrift gemacht. Eine die Anregungen der DSK berucksichti- 

gende Neufassung der Verwaltungsvorschrift liegt z. Z. noch nicht vor, das Verfahren in diesem Zusammenhang ist noch nicht 
abgeschlossen. Insbesondere hat das Innenministerium darauf verwiesen, daß bundeseinheitlich eine Arbeitsgruppe tänıg ist, 
die sich vergleichbaren Fragen wıdmet und deren Ergebnisse man abwarten wolle, 

Die DSK ist der Ansicht, daß ın diesem Bereich ein nıcht unerheblicher Regelungsbedarf besteht 

14.7 Einzelfragen aus dem Bereich der Personaldatenverarbeitung und des Personalaktenrechts 

14.7.1 Aufbewahrung der letzten Beurteilung nach dem Ausscheiden eines Beamten 

Anläßlıch eıner Eingabe hatte sich die DSK mit der Frage zu befassen, ob cıne Verbandsgemeinde die letzte Beurteilung eines 
zu eınem anderen Dienstherrn übergewechselten Beamten aufbewahren durfte. Die DSK ist der Auffassung, daß eine qualifi- 

nerte Beurteilung mit Bewertung der Tätigkeiten des Bediensteten unter keinem Gesichtspunkt fur die weitere Arbeit der Ver- 
bandsgemeinde erforderlich ıst. Das Interesse der Verbandsgemeinde, die bisherige Tätigkeit des Bediensteten zu dokumentie- 

ren, kann auch durch andere Unterlagen als eine qualıfizıerte Beurteilung gewahrt werden. 

14.7.2 Personalblatt für Ehrenbeamte 

Im Anschluß an dıe rheinland-pfalzischen Kommunalwahlen wurde bekannt, daß einige Gemeinden von kommunalen Ehren- 
beamten die Ausfüllung eines Personalblattes verlangten, das beı der Einstellung von Berufsbeamten Verwendung findet. Nach 

Auffassung der DISK ergibt sich aus der Eigenart des Ehrenbeamtenverhältnisses jedoch, daß hierfür nicht die umfassenden An- 

gaben wıe für hauptberufliche Beamte benötigt werden. Die anzufordernden Auskunfte sollten deshalb auf die Bereiche be- 

schrankt werden, die für den besonderen Status des Ehrenbeamten von Bedeutung sind. In Überesnstummung mıt dem Innen- 
ministerrum hält die DSK es nıcht für erforderlich, den Geburtstag des Ehegatten, frühere Ehen, Kinder, Schulbildung und be- 

sondere Kenntnisse zu erfragen. Ebenso ist es nıcht erforderlich, den Grund fur die Beendigung der letzten Beschaftigung sowie 
eine fruhere Versicherung in das Personalblatt aufzunehmen. 

Keine Übereinstimmung mıt dem Ministerium konnte bezuglich der Fragen erzielt werden, ob der Name des Ehegatten anzu- 
geben ıst, und ob etwaige Vorstrafen sowie berufliche Tätigkeiten der Ehrenbeamten mitzuteilen sind. Die DSK neigt der Auf- 
fassung zu, daß diese Angaben nur mit Zustimmung der Betroffenen erhoben werden können. 

Das Innenministerium hat seine Auffassung zu diesen Fragen zur Grundlage einer Mitteilung an dıe Kommunalen Spitzenver- 

bande gemacht, dıe vom Stadteverband in einem besonderen Schreiben (Nr. 115/84) abgedruckt wurde. 

Die DSK hat angesichts der geringeren Bedeutung der nicht einvernehmlich beurteilten Informationen von einer Weiterverfol- 

gung der Angelegenheit abgesehen. 
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14.7.3 Handbuch der Justiz 

Dei Deutsche Rıchterbund gibt alle zwei Jahre eın „Handbuch der Justiz" heraus, das Namen, Frnennungsdatum und Ge 

burtsdatum von Beamten und Rıchtern aus dem Justizbereich enthalt Das Ministerium der Justiz hat — ebenso wıe da- Bundes- 

munisterrum der Justiz und samtliche anderen Landesjustuzverwaltungen diese personenbezogenen Daten der Bediensteten, 
die an den Deutschen Rıchterbund zum Zweck der Herausgabe des Handbuchs ubermittelt wurden, den Personalakten ent- 
nommen. Die DSK hatte dıe damit zusammenhangende Problematik bereits im Jahre 1979 mıt dem Ministerium erortert. Sıe 
hatte bereits damals den Standpunkt vertreten, daß derartige Ubermittlungen nur mıt dem Eınverstandnus der Betroffenen er- 

folgen sollten Der damalige Meinungsaustausch fuhrte jedoch zu keinem einvernehmlichen Ergebnis. 

Nunmehr hat der Bundesminister der Justız erklart, seinerseits Übermittlungen zum Zweche der Veroffentlichung ım Hand- 

buch der Justız aur noch mıt Einverständnis der Betroffenen vorzunehmen. Das rheinland-pfalzische Ministerium der Justız 
haltes jedoch nach wievorfurausreichend, den betroffenen Beamten und Rıchternein Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung 

eınzuraumen Eine entsprechende Bekanntmachung wurde am 30. November 1984 ın Umlauf gebracht (Az.: 5441-1-1/84) 

Die DSK wird weıterhın bestrebt sein, ihre Rechtsansıcht durchzusetzen, dıe mıt der des Bundesministers der Justiz uberein- 

stimmt. 

14.7.4 Weitergabe von Kontrollmitteilungen durch die ZBV 

Eın Dozent erhielt Vergutungen durch dıe ZBV tur eine nebenamtliche Tätigkeit. Die ZBV übersandte dem Wohnsitz -Finanz- 
amt des Betrotfenen eıne Übersicht uber die ausgezahlten Nebentatigkeitsvergutungen Dieser sah darin eine Verletzung daten- 

schutzrechtlicher Bestimmungen. 

Die DSK ıstder Auffassung, daß derartige Übermittlungen von Vergutungsmitteilungen datenschutzrechtlich dann unzulassıg 

sein durften, wenn sie nıcht durch besondere arbeitsvertragliche oder dıenstvertragliche Regelungen gerechtfertigt sınd. Sie ist 
der Ansicht, daß weder der Amtshilfegrundsatz ($ 111 AO) noch sonstige Rechtsvorschriften den offentlichen Arbeitgeber be- 

rechtigen, entsprechende Kontrollmitteilungen zu versenden. 

Die obersten Finanzbehorden des Bundes und der Länder sınd jedoch gegenteiliger Auffassung Dieser Konflikt wırd erst auf- 

grund der beabsichugten Anderung der Abgabenordnung gelost werden konnen, durch die das Kontrollmitteilungsverfahren 
ausdrucklich unter Berücksichtigung der Belange der Betroffenen geregelt wırd (vgl. dazu Tz. 12.2). 

14.7.5 Angabe der Urlaubsanschrift von öffentlich Bediensteten auf dem Urlaubsantrag 

Der Personalrat einer oftentlichen Stelle des Landes wandte sich an die DSK mit der Bitte, zu uberprufen, ob der Dienstherr 

eınen Anspruch daraut habe, daß die Bediensteten auf dem Urlaubsantrag ihre Urlaubsanschrift angeben 

Die DSK kam nach datenschutzrechtlicher Überprufung zu dem F rgebnıs, daß eıne Verpflichtung für Beamte besteht, dafür zu 
sorgen, daß ıhnen Mitteilungen der Dienstbehorde auch ım Urlaub jederzeit zugeleitet werden können. Die entsprechende 

Rechtsgrundlage findet sıch ın der Verordnung zur Durchführung des Deutschen Beamtengesetzes (zu $ 17, anwendbar gemaß 

6243 Abs. I Nr. 10 Landesbeamtengesetz). 

Bei Angestellten und Arbeitern im offentlichen Dienst ergibt sıch eine entsprechende Verpflichtung aus $47 BAT (i. V. m. der 
dazu ergangenen Rechtsprechung, BAG Urteil vom 29. Januar 1960, Az.: | AZR 200/58). Hıntergrund dieser Verpflichtungen 

ıst, daß der Dienstherr im Bedarfsfall die Moglichkeit haben muß‘, den Bediensteten aus dem Urlaub zuruckzurufen, wenn es 

wischuge betriebliche oder dienstliche Gründe ertordern. 

Nach Auffassung der DSK wurde es jedoch ausreichen, wenn dıe Bediensteten anstelle der Urlaubsanschrift eine Kontakt- 
adıesse hinterlassen, unter der ın dıesen } ällen dıe Urlaubsanschrift erfragt werden kann, oder wenn die Anschrift in einem ver- 

schlossenen Umschlag hinterlegt wird. Der anfragende Personalrat wurde ın diesem Sınne unterrichtet. 

15 Sonstige Tätigkeitsbereiche 

15.1 Statistik 

15 1 1Statıstik der Bevolkerungsbewegung und Fortschreibung des Bevolkerungsstandes 

Die aufgrund einer Eingabe an die DSK veranlaßte Überprufung des fur die Statistik der naturlichen Bevolkerungsbewegung 

bei Geburten zu verwendenden Zählblattes ergab, daß außerhalb des Datenkaralogs des$ 2 Abs I Nr. 2 des Gesetzes über die 
Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevolkerungsstandes folgende Daten erhoben werden: 

48



Landtag Rheinland-Pfalz - 10. Wahlperiode Drucksache 1 922 
  

Beurkundungsmonat, Geburten- und Sterbebuchnummer; Familienname des Kındes, Anschrift der Mutter (Straße und Haus- 
nummer); Mehrlingsgeburten; Zahl der lebend geborenen Kinder; Gebur'smonat der Eltern 

Das Statistische Landesamt begründete dıe Erhebung dieser Daten mit dem Erfordernis, Plausibilitätskontrollen und Sonder- 
auswertungen durchzuführen, Doppelerfassungen zu vermeiden, das generative Verhalten zu erforschen oder Abgrenzungen 

nach Altersgruppen vorzunehmen. 

Diese Grunde konnte die DSK nıcht anerkennen Sıe hıelt es ın ihrer Stellungnahme fur erforderlich, die Datenerhebung auf 

den nach der zitierten Rechtsvorschrift zugelassenen Umfang zu begrenzen. 

Über eınen Erfolg kann freilich noch nıcht berichtet werden. Dies hangt damıt zusammen, daß die Erhebungsunterlagen 

bundeseinheitlich abgestimmt sind und ıhre Veränderung durch eın Bundesland die Vergleichbarkeit der Erhebungsergebnisse 
beeinträchtigen wurde. 

Auch der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz hat diese Thematik aufgegriffen und den Bundesminister des Innern über dıe 
Feststellungen unterrichtet. Er fordert ferner eine Novellierung der gesetzlichen Grundlagen für die Datenerhebung, die in der 

gegenwärtigen Fassung mıt den Grundsätzen des Volkszahlungsurteils nıcht zu vereinbaren sind 

15.1 2 Handels- und Gaststattenzahlung 

Die Handels- und Gaststattenzahlung 1985 ist dıe erste Bundesstatistik, die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Volkszählung als Totalerhebung stattfindet. Sıe ist deshalb ein besonders wichtiges Beispiel dafür, wie Zahlungen aufgrund be- 

stehender Gesetze durchgefuhrt werden, die den Grundsätzen des Bundesverfassungsgerichts zu statistischen Erhebungen 

nıcht mehr entsprechen. 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten faßte hierzu folgenden Beschluß: 

1. Die Gewahrleistung des Rechts auf informatıonelle Selbstbestimmung setzt nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
eine fruhzeitige Beteiligung der Datenschutzbeauftragten im Sınne eines effektiven Rechtsschutzes voraus. Dies ist bei der 

Vorbereitung der Handels- und Gaststättenzählung nicht geschehen. Den Datenschutzbeauftragten der für die Durch- 
führung zustandigen Länder wurden bıs zum Beginn der Erhebung weder die Fragebogen noch dıe Verwaltungsvorschriften 

vorgelegt, die zur Sicherung der Rechte der Betroffenen in der Übergangszeit bis zur Anpassung des Handelsstatıstikgeser- 

zes an die Anforderungen des Grundgesetzes erforderlich sind. 

2 Die Datenschutzbeauftragten wie auch das Statistische Bundesamt sind gleichermaßen der Ansicht, daß das Handelsstatı- 

stikgesetz in Teilen nıcht den Anforderungen des Volkszählungsurteils entspricht und daher dringend einer Novellierung 

bedarf 

3. Fur verschiedene ın dem Erhebungsbogen enthaltene Fragen (z. B. über gewerblichen Umsatz, unternehmensinterne 

Dienstleistungen, Zweigniederlassungen, Auszeichnung der Waren mit Brutto- oder Nettopreisen) ist die geserzliche 
Grundlage zumindest zweifelhaft. Die Hilfsmerkmale werden in dem Gesetz überhaupt nıcht bestimmt. Ferner fehlen 
prazise gesetzliche Regelungen uber die Trennung der Hilfsmerkmale von den Erhebungsmerkmalen und ihre Löschung. 

4 Die Datenschutzbeauftragten fordern, daß Namen und Anschriften sowse dıe weiteren Hilfsmerkmale unverzüglich nach 
Abschluß der maschinellen Plausıbilitätskontrolle, spätestens bıs zum Ablauf einer zu bestimmenden Frist, von den Er- 

hebungsbogen abgetrennt und vernichtet werden. Für die Übergangszeit bis zur Änderung des Handelsstaustikgesetzes 
müssen die Verpflichtung zur unverzüglichen Trennung und Löschung sowie die Frist, ınnerhalb deren die Löschung abge- 

schlossen sein muß, durch die zustandigen obersten Landesbehörden festgelegt werden. Eine Aufbewahrung bis zum Ab- 
schluß der folgenden Handels- und Gaststattenzählung ıst auf keinen Fall vertretbar. 

5. Bıs zu einer anderweitigen gesetzlichen Regelung durfen die von den Finanzbehörden für die Durchfuhrung der Zählung im 
Handwerk und im Gaststättengewerbe gelieferten und mit Hilfe der Angaben der Unternehmen und Arbeitsstätten korrı- 
gierten und erganzten Adrefßdateien nach Auffassung der Datenschutzbeauftragten nur für Zählungen nach dem Handels- 

statıstikgesetz, nicht aber für andere statistische Zwecke verwendet werden. 

Im übrigen vertreten die Datenschutzbeauftragten mit Nachdruck die Auffassung, daß die von dem Bundesverfassungsgericht 
ın dem Volkszahlungsurteil dargelegten Grundsätze nıcht nur auf Bevölkerungsstatistiken, sondern auch auf Wırtschaftsstati- 

stiken wie die Handels- und Gaststattenzählung anzuwenden sind. Soweit bei Wirtschaftsstatistiken Daten naturlicher Perso- 

nen erhoben werden, haben die Betroffenen Anspruch auf den gleichen Schutz wie bei Bevolkerungsstatistiken. 
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Das Innenministerium, dem aeser Beschluß uberinittelt wurde, teilte mıt, daß dıe staustischen Amter der Lander und des 

Bundes eine Regelung tur das Tiennen und I oschet. von Daten der Handels- und Gaststattenzahlung vereinbarten. die den ım 

Beschluß der Datenschutzbeauftragten gestellten Anıorderungen genugt Danach erfolgt die Trennung und Loschung des An 

schriftenteils und der weiteren Hilfsmerkmale unmittelbar nach Abschluß de: maschinellen Plausibilitatskontrolle Ass letzter 

"Termin hıerfur wurde Ende Junı 1986 testgelegt 

Der tolgende Vorgang, der möglicherweise als eın Verstoß gegen gesetzliche Bestimmungen zu werten ist, gab der DSK Veran 
lassung, das Ministerrum der Finanzen als zustandige Fachaufsichtsbehorde um Stellungnahme zu bitten: 

Zur Vorbereitung der z. Z. durchgefuhrten Handels- und Gaststattenzahlung wurden dem Statistischen Landesamt von den 
Fınanzamtern auch dıe Steuernummer der betroffenen Steuerptlichtigen ubermittelt Die Übermittlung dıeser Angabe ıst ım 

Handelsstatistik gesetz nicht vorgesehen. Sie ist auch nıcht erforderhch, da das Staususche Landesamt die Steuernummer nıcht 

ın die von ıhm gefuhrte Adreßdateı der Auskunftspflichtigen ubernimmt 

Eine Stellungnahme zu dıeser Feststellung legt noch nıcht vor. 

15.2 Personenstandsbücher 

Wıederholt hatte sıch die DSK mit Eingaben zu befassen, dıe den Zugang der historischen und genealogischen Forschung zu 

den von den Standesamtern gefuhrten Personenstandsbuchern betrafen. Rechtsgrundlage fur die Einsicht in die Personen- 

standsbucher, Durchsicht dıeser Bucher und dıe Erteilung von Personenstandsurkunden ıst $ 61 des Personenstandsgesetzes 
und eıne auf $ 70 a dıeses Gesetzes beruhende Rechtsverordnung der Landesregierung, dıe u. a. Regelungen enthalt fur die vor 

dem I Januar 1876 gefuhrten Zivilstandsregister. In der ursprunglichen Fassung lıeß diese Rechtsverordnung auch die Ein- 
sıchtnahme ın Zivilstandsregaster, dıe vor dem genannten Zeitpunkt getuhrt wurden, nur beı Glaubhaftmachung eines recht- 

lichen Interesses zu, mit der Folge, daß beispielsweise Ahnenforschern der Zugang zu den Personenstandsemtragungen des ın 
Maınz hıngerichteten Schinderhannes verweigert wurde. Dieser Fall, der ın der Öffentlichkeit erhebliche Beachtung fand, was 
den auf eıne Verbesserung des Datenschutzes gerichteten Bestrebungen cher abträglich war, gab der DSK Veranlassung, für 
einen erleichterten Zugang zu den vor 1876 geführten Zivilstandsregistern einzutreten Nach entsprechender Änderung der 

Rechtsverordnung genügt nunmehr dıe Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses 

Anders ıst es nach wıe vor mıt Personenstandsbüchern, die ab 1876 geführt wurden, denn für die Einsichtsnahme und Durch- 

sicht dieser Bucher ıst $ 61 des Personenstandsgesetzes — ein Bundesgesetz — anzuwenden und demzufolge dıe Glaubhaft- 

machung eınes rechtlichen Interesses als Zugangsvoraussetzung erforderlich. Im Ergebnis zutreffend wurde deshalb auch von 

eınem Standesamt die Forderung eınes Wissenschaftlers abgelehnt, der Einsicht und Durchsicht ın Standesamtsbucher der Jahre 

1927 bıs 1964 forderte. Seine Beschwerde wurde von dem zustandigen Amtsgericht und die weitere Beschwerde von dem L.and- 
gericht zurückgewiesen. Die Begrundung des Beschlusses des Landgerichts ıst insoweit von eıner uber den konkreten Fall hın- 

ausreichenden Bedeutung, als dieses die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ım sogenannten Volkszählungsurteil 
einbezieht und folgendes ausfuhrt: 

„Das Grundrecht (allgemeines Personlichkeitsrecht des Artikel 2 Abs. 1 ı. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG) gewahrleistet dıe Be- 
fugnis des Einzelnen, grundsätzlich selbst uber die Preisgabe und Verwendung seiner personlichen Daten zu bestimmen. Eın- 

schrankungen dieses Rechts auf ‚Intormationelle Selbstbestimmung‘ sınd nur im überwiegenden Allgemeininteresse zulässig. 

Sıe bedurfen einer verfassungsmaßigen gesetzlichen Grundlage, dıe dem rechtsstaatlichen Gebot der Normenklarheıt ent- 

sprechen muß.“ 
Und weıter: „Die Möglichkeit des Zugangs zu den Personenstandsbuchern fur Zwecke der wıssenschaftlichen Forschung ıst 

nach Auffassung der Kammer angesichts der gebotenen verfassungskonformen Auslegung des $ 61 des Personenstandsgesetzes 
nıcht erfaßt. Es durfte inzwischen auch anerkannt scın, daß angesichts des genannten Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur 
Volkszahlung der Zugang zu den Personenstandsbuchern zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung zu uberdenken ıst 

Dazu ıst wegen des Eingriffscharakters in das Informationelle Grundrecht alleın der Gesetzgeber berufen “ 

In aller Deutlichkeit hat das Landgericht damit zum Ausdruck gebracht, daß dıce mangelnde Normenklarheıt des $ 61 des Perso- 
nenstandsgesetzes zu Lasten des Übermittlungsempfängers und nıcht des Betroffenen geht. Nicht minder wichug ıst dıe 

weitere Aussage, daß auch dıe Offenbarung von Personenstandsdaten Eingriffscharakter hat. 

Den ın der Entscheidung enthaltenen Hinweis auf erforderliche gesetzgeberische Entscheidungen hat die DSK aufgegriffen, 
weil sıe ın dem Feblen bereichsspezifischer Regelungen eıne erhebliche Beeinträchtigung der historischen und genealogischen 

Forschung sıeht. In einem Schreiben an das Innenministerium trat sıe fur eine sinnvolle Neuabgrenzung der Geheimhaltungs- 

interessen Betroftener und der grundrechtlic h geschutzten Forschungstreiheit ım Zuge eıner Novellierung des Personenstands- 
gesetzes ein und bat die Landesregierung um geeignete Initiativen ım Bundesrat.
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15.3 Baugenehmigungsverfahren 

Im Baugenehmigungsverfahren hat der Baubewerber regelmäßig detaillierte Auskunfte zu geben, die Einblick in seine Lebens- 

verhältnısse und in seine wirtschaftlichen Verhaltnisse gestatten 

Anlaßlich der beabsichtigten Novellierung der Landesbauordnung hat die DSK deshalb dem zuständigen Landtagsausschuß zu 

erwagen gegeben, 

— ob. dıe Datenerhebung ausreichend geregelt ıst, sowie 

= ob die tatsachlıch erfolgenden Ubermittlungen der zum Zwecke des Baugenehmigungsverfahrens erhobenen Daten er- 

forderlich sind und auf einer ausreichenden gesetzlichen Grundlage beruhen. 

Sie hat ım Gesetzgebungsverfahren vorgeschlagen, dıe obligatorische Benutzung von Bauantragsformularen und deren ınhalt- 

liche Gestaltung jedenfalls durch Einfugung einer ausdrücklichen Ermachtigungsgrundlage in die Landesbauordnung auf eıne 

ausreichende Rechtsgrundlage zu stellen, die dann detailliert in einer entsprechenden Rechtsverordnung geregelt werden 

konnte. 

Sıe hat weiter angeregt, für die Weitergabe von Baugenehmigungsbescheiden an andere Behörden (insbesondere Finanzämter, 

aber auch Bauberufsgenossenschaften, Katasterämter etc.) ausreichende gesetzliche Grundlagen vorzusehen 

Da die Information der Betroffenen als allgemeines datenschutzrechtliches Anliegen auch im Falle der Weitergabe von Bauan- 
tragsunterlagen und Baugenehmigungsbescheiden bedeutsam ıst, sollte der Bauantragsteller erfahren, welche anderen Stellen 

von seinen Daten Kenntnis erhalten. Dies könnte durch entsprechende Angaben im Bauantragsformular und im Bauge- 
nehmungsbescheid erfolgen. 

Schließlich hat die DSK zur Erwägung gestellt, ob auch die Weitergabe von Informationen ım Bauantragsverfahren selbst an 

andere oftentliche Stellen durch eine gesetzliche Formulierung auf den erforderlichen Umfang begrenzt werden sollte. 

Diese Anregungen berühren zwar keine zentralen Probleme des Bauordnungsrechtes. Die Umsetzung dieser Vorschläge würde 

jedoch dıc ın der Praxis erforderlichen Datenerhebungen und Übermittlungen auf eine rechtlich einwandfreie Grundlage 

stellen. 

15.4 Tierseuchenkassenbeitrag 

Nach $ 8 Abs. 1 des Viehzählungsgesetzes wurden in der Vergangenheit die jeweiligen Ergebnisse der letzten allgemeinen Vıeh- 

zahlung den Verwaltungen der Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden zur Verfügung gestellt, denen es nach $ 8 
Abs. 1 Satz I des Tierseuchenkassengesetzes oblıegt, den jährlich von den einzelnen Tierhaltern zu entrichtenden Tierseuchen- 

kassenbeitrag zu berechnen und zu erheben. 

Die Verwendung der im Rahmen der allgemeinen Viehzählung erhobenen Daten zur Person des Tierhaltersund zu den jeweiligen 
Bestandsgroßen erschien indessen angesichts der Entscheidung des Bundesverfassungsgrichts vom 15. Dezember 1983 zum 

Volkszählungsurteil nicht unproblematisch, denn in dieser Entscheidung wurden Anforderungen an die Verwendung statisti- 
scher Eınzelangaben fur Verwaltungszwecke herausgearbeitet, denen die erwahnte Vorschrift des Viehzahlungsgesetzes wohl 

nıcht entsprach. 

Die Landesregierung hatte hierzu in ihrer Stellungnahme zu dem Beschluß des Landtags vom 20. Januar 1984 betreffend die 
Konsequenzen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszahlungsurteil für dıe rheinland-pfälzische Gesetz- 

gebung und Verwaltung — Drucksache 10/600 — zunächst folgende Auffassung vertreten: 

„Diese Bestimmung genügt den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten Anforderungen hinsichtlich der engen und kon- 
kreten Zweckbindung der weıterzuleitenden Daten. Einer weitergehenden Prufung bedarf jedoch die Frage, ob nıcht tenden- 

zıell Unvereinbares miteinander verbunden ist.“ 

Um so mehr ist zu begrüßen, daß ein der DSK zur Stellungnahme vorgelegter Referentenentwurf eines Tierseuchengesetzes in 
$ 12 Bestimmungen über die Erhebung der Berechnungsmaßstäbe für den Tierseuchenkassenbeitrag bei den betroffenen Tier- 

haltern und die Übermittlung an die fur den Vollzug des Tierseuchengesetzes zuständigen Behörden enthielt. 

Die DSK hat hierzu mehrere Verbesserungsvorschläge gemacht, dıe ın dem inzwischen eingebrachten Gesetzentwurf der 
Landesregierung berücksichtigt sınd 
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15.5 Gewährung von Akteneinsicht in Wiedergutmachungsakten 

Es kommt ımmer wieder vor, daß Forschungsinstitutz oder Finzelpersonen {z. B. Doktoranden) bei den Wiedergutm.schungs 
beborden Akteneinsicht zum Zwecke unterschiedlicher Forschungsvorhaben verlangen. Entsprechende Anträge sind auch ın 

Rheinland-Pfalz an das Ministerium der Finanzen gerichtet worden. In Übereinstimmung mıt der Mehrheit der ander hat 
auch das rheinland-pfalzische Finanzministerium dıe Auffassung vertreten, daß einer Einsichtnahme in Entschädigungsakten 

zu wissenschaftlichen Zwecken aus rechtlichen Gründen nıcht zugestimmt werden kann, wenn die Verfahrensbeteiligten ıhre 
Finwilligung ın dıe Einsichtnahme nıcht erteilt haben. Diese Auffassung fuhrt zwar zu Schwierigkeiten in der Praxıs, da diese 

Zustimmung nur ın Einzelfallen zu erlangen sein wird. Nach der geltenden Rechtslage hat dıe DSK aber keine Veranlassung ge- 
sehen, dıeser Auffassung des rheinland-pfälzischen Minısterrums der Finanzen zu widersprechen. 

15.6 Fahrlässiger Umgang mit Akten 

Mangelnder Datenschutz erfahrt stets dann eine großere Pıesseresonanz, wenn Akten oder Listen mit Angaben uber Burger auf 
Muüllkıppen, anı Straßenrand oder an sonstigen Orten von anderen Personen aufgefunden werden Auch in Rheinland-Pfalz hat 

es Schlagzeilen gegeben wıe „Paßunterlagen liegen vor dem Fınanzamt“, oder „Listen von Verkehrssundern auf der Müll- 

kıppe“ 

Im ersten Fall hatten Beamte der Zollfahndung Teile ıhrer Akten verloren, als sıe das Finanzamt verließen, in dem sıe dienstlich 

tatıg gewesen waren. Die disziphnarrechtliche Wurdigung dieser Nachlassıgkeit (und auch dıe datenschutzrechtliche Prüfung, 

ob diese Beamten berechtigt waren, die von ihnen gesammelten Informationen zu erheben) ist Sache der entsprechenden 
Bundesbehorden, da Zollbeamte Bundesbeamte sınd. 
Im zweiten Fall hatte eıne Bedienstete Unterlagen nach Hause zur Bearbeitung mitgenommen, die ihr Ehemann dann aus Ver- 

sehen ın den Abtall geworfen hatte 

Es handelte sich also hier ın dıesen Fallen, wie meistens bei derartigen Vorkommnıssen, um den rechtswidrigen und fahrlassıgen 
Umgang von Fınzelpersonen mıt ıhnen anvertrauten Unterlagen. Dennoch sollte die Verwaltung solche Vorkommnisse zum 
Anlaß nehmen, krıtisch zu uberprufen, ob organisatorisch alles Erforderliche getan ist, um derartige Fehler im Einzelfall mög- 

Iıchst auszuschließen. 

Der nachtolgend geschilderte Fall zeigt, in welcher Weise dies geschehen kann: 
Der Vorgang fallt ın dıe Verantwortung eines Sozialleistungstragers, der zur Vernichtung bestimmte Altakten zu einem Papier- 

verwertungsunternehmen transportieren ließ. Dabei rutschten Akten, die sıch offenbar aus ihrer Verschnürung gelost hatten, 
von der durch eine Plane abgedeckten Ladeflache des LKW auf dıe Straße, wo sie von einem Anwohner gefunden wurden. 
Dieser unterrichtete die Polizei und die ortliche Presse mit der Folge, daß der Vorgang am folgenden Tag unter der Überschrift 

„Rentenakten auf der Straße“ in der Tageszeitung nachzulesen war. 

Der Sorıalleistungstrager zog aus diesem Verstoß gegen Datensicherungsbestimmungen sofort Folgerungen. Y.s wurden 
Papierzerkleinerungsgeräte angeschafft, dıe es ermöglichen, dıe Aktenvernichtung in eigener Regie durchzuführen. Die Ein- 

schaltung von Fremdunternehmen ist auf seltene Ausnahmefalle, in denen sehr große Aktenmengen vernichtet werden müssen, 
beschrankt. Als Auftragnehmer kommen nur noch solche Unternehmen in Betracht, die vertraglich einen sicheren Transport ın 

geschlossenen Kraftfahrzeugen und eine datenschutzgerechte Vernichtung garantieren. Eıne standige Beaufsichtigung der 
Sicherungsmaßnahmen und der Art der Vernichtung behält sıch der Sozıalleistungsträger vor Im ubrigen wurde das Verfahren 
der Vernichtung von Schriftstücken ın einer Dienstanweisung geregelt. 

15.7 Datenschutzregister 

$19 1 DatG verpflichtete die DSK, ein Register der ın automatisierter Form betriebenen Anwendungen zu fuhren, in das der 
wesentliche Inhalt der Anmeldungen nach $ 10 LDatG aufzunehmen ıst (Datenschutzregister). 

Die DSK bediente sich hierzu schon zu eıner Zeıt, zu der noch keine gesetzliche Verpflichtung zur Registerfuhrung bestand 
(von 1974 bıs 1978) der automatisierten Datenverareitung. Über Einzelheiten des Verfahrens wurde schon ım zweiten Taug- 

keitsbericht — Drucksache 8/350 — berichtet. Sıe hielt an diesem Verfahren der Regısterführung nach der Novellierung des 
L andesdatenschutzgesetzes trotz der erheblichen Kosten von rund 70 000 DM/Jahr fest, weıl erhebliche Datenmengen zu ver- 

arbeiten waren und erwartet wurde, daß das Register in einer verbesserten Form eine Hılfe bei der Realisierung der Auskunfts- 
rechte nach $ 11 1.DatG — Auskunft aus dem Datenschutzregister — und $ 12 LDatG — Auskunft über gespeicherte Daten - 
darstellen konnte 

Diese Erwartung erwies sıch als unzutreffend. Finsichtsrechte wurden kaum wahrgenommen, seine Eıgnung tur dıe Ge- 

winnung von Informationen zur Wahrnehmung von Auskunftsrechten nach $ 12 war sehr begrenzt und ließ sıch auch durch 
Anderung der Verfahrenstechnik nicht verbessern 

2 v2
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Von einiger Bedeutung war freilich die Nutzung der Recherchiermöglichkeiten des Systems für die Kontrollarbeit der DSK, 
ınsbesondere die Autlistung von Anmeldungen nach Anwendern, Anwendungsarten oder Gefährdungskategorien 

Dennoch har die DSK aus Kostengründen von eıner Weiterfuhrung des automationsunterstutzten Verfahrens beim L andes- 
rechenzentrum abgesehen. Zur Zeıt wırd untersucht, ob die Vorteile einer automatisierten Fuhrung des Datenschutzregisters 
auch durch den Einsatz eines weniger kostenaufwendigen Personalcomputers zu erzielen sind. 

In dem gegenwartig ın Karteıform vorliegenden Datenschutzregister sınd rund 4 000 Anwendungen erfaßt. Diese Zahl kann 

nıcht daruber hinwegtauschen, daß nur eın Teil der tatsächlich betriebenen Anwendungen nach $ 10 LDatG angemeldet wurde. 

Kontrollbesuche bei zehn Verbandsgemeindeverwaltungen, dıe autonome Datenverarbeitungssysteme einsetzen, ergaben je- 
denfalls, daß für die dort betriebenen Anwendungen keine Anmeldungen erfolgten. Ein auffallendes Mıßverhältnis besteht 

auch zwischen der Zahl der an Landesbehörden ausgelieferten Personalcomputer und der Zahl der daraufhin angemeldeten An- 

wendungen. Es ıst zu vermuten, daß dıe Behörden ın den meisten Fällen ihrer Anmeldepflicht nicht nachgekommen sınd. 
Näheres werden Kontrollbesuche ergeben, die in den nächsten Monaten durchgeführt werden. 

Die DSK hält es füı erforderlich, daß die Aufsichtsbehörden ın stärkerem Maße darauf hinwirken, daß die gesetzlichen An- 

meldepflichten beachtet werden. 

15.8 Zusammenarbeit der DSK mit anderen Stellen 

$221.DatG begrundet fur die DSK die Pflicht zur Zusammenarbeit mıt den fur dıe Überwachung des Datenschutzes im offent- 
lichen und nıcht-öffentlichen Bereich zuständigen Behorden und Stellen des Landes, der Bundeslander und des Bundes. 

Der Absummung des gemeinsamen Vorgehens im offentlichen Bereich dient die „Konferenz der Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder und der Datenschutzkommissıon Rheinland-Pfalz“, die im Berichtszeitraum sıebenmal tagte. 

Fur die Vorberatung und Abstimmung ın landerübergreifenden Datenschutzfragen auf der Referentenebene bestehen Arbeıts- 
kreise (beispielsweise für Statistik, Neue Medien, Innere Sıcherheit oder Technik und Organisation der Datenverarbeitung). 

Im Blıck auf die Notwendigkeit einer einheitlichen Auslegung und Anwendung des Datenschutzrechts und der Abstimmung 

von Lösungen für gleiche oder vergleichbare Sachverhalte, die sowohl den offentlichen als auch den nicht-offentlichen Bereich 
des Landes betreffen, halt die Geschaftsstelle der DSK Kontakt zu dem zustandigen Referat des Innenminısteriums. Mit Ver- 
tretern der zustandigen Aufsichtsbehorde für den nıcht-öffentlichen Bereich — Bezirksregierungen — fand ım Juni dieses Jahres 

eın Lrfahrungsaustausch statt. 
Beratungsschwerpunkte waren dıe neuen Dienstleistungsangebote der Bundespost (insbesondere BTX und TEMEX), dıe 

Datenschutzkontrolle bei Banken und Sparkassen sowie die Personaldatenverarbeitung (insbesondere Personalinformations- 

systeme). 

Abg. Leo Schönberg 
(Vorsitzender) 

Abg. Franz Josef Bischel 

Abg. Dieter Muscheid 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoft 

Staatssekretar 

Walter P. Becker 
Direktor beim Landtag Rheinland-Pfalz
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Anlage 1 

Auswirkungen des Volkszahlungsurteils 

— Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
und der Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz — 

vom 27./28. März 1984 

1. Allgemeine und grundsätzliche Konsequenzen 

1.1 Datenschutz hat Verfassungsrang 

Das vom Bundesverfassungsgericht in scınem Urteil vom 15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 festgestellte Recht 
aut informationelle Selbstbestimmung gewahrleıstet dem einzelnen dıe Befugnis, grundsatzlich selbst uber dıe Preisgabe und 
Verwendung seiner Daten zu bestimmen. Es schutzt ihn gegen unbegrenzte Erhebung, Speicherung, Verwendung und 
Weitergabe seiner personlichen Daten Einschränkungen dieses Rechts bedurfen eıner verfassungsgemäßen gesetzlichen 
Grundlage. 

Da das Bundesverfassungsgericht das Recht aut ıiniormatıonelle Selbstbestimmung unmittelbar aus Artikel 2 Abs. I ı. V. m. 
Artıkel 1 Abs. 1 GG ableitet und als Konkretisierung des allgemeinen Personlichkeitsrechts versteht, ist nunmehr klargestellt, 
daß der Datenschutz Verfassungsrang hat. 

1.2 Datenschutz ist mehr als Schutz vor Mißbrauch 

Durch dıe verfassungsrechtliche Verpflichtung des Gesetzgebers, fur jede Einschränkung des Selbstbestimmungsrechts eine ge- 
setzliche Grundlage zu schaffen, ist klargestellt, daß das Datenschutzrecht sıch nıcht allein auf den Schutz vor Mißbrauch der 
Daten beschrankt, sondern dıe Frhebung, Speicherung, Verwendung und Weitergabe personenbezogener Daten ohne Ruck- 
sicht darauf zu regeln hat, ob ein Mißbrauch zu befürchten ist. Damit bestätigt das Bundesverfassungsgericht das — bislang 
nicht unbestrittene — Datenschutzverstandnis, daß Gegenstand des Datenschutzes der rechtmaßıge Umgang mit personenbe- 
zogenen Daten ıst und nıcht nur dıe Verhinderung vorwerfbaren Fehlverhaltens. 

1.3 Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist umfassend 

Das Recht auf ınformationelle Selbstbestimmung ıst bei jeder Erhebung und jeder weiteren Verwendung personenbezogener 
Daten zu beachten. 

Es ıst nicht auf bestimmte Datenarten begrenzt. Durch den Verwendungszusammenhang kann eın fur sich gesehen belangloses 
Datum einen neuen Stellenwert erhalten, so daß die Sensitivitat einer Angabe nıcht Voraussetzung dafür ıst, daß sıe vom Recht 
auf ınformationelle Selbstbestimmung umfaßt wırd. Entscheidend sind jeweils die Nutzbarkeit und dıe Verwendungsmoglich- 
keit der Daten. Das Bundesverfassungsgericht dıfferenziert auch nıcht nach den Verarbeitungsformen und bestimmten Ver- 
arbeitungsphasen 

Datenschutz besteht deshalb grundsatzlıch unabhangig davon, 

— welche personenhezogenen Daten berührt sind, 

= ob.dıe Verarbeitung manueli oder automatisiert erfolgt, 

— ob die Daten in Dateiform oder auf andere Weise verarbeiter werden, 

— ob eine der ım geltenden BDSG definierten Phasen der Datenverarbeitung gegeben ıst. 

Gleichwohl sınd die genannten Gesichtspunkte beı der Ausgestaltung des Datenschutzes zu berucksichtigen. So stellt das Ge- 
rıcht fest, daß es von Art, Umfang und denkbaren Verwendungen der personenbezogenen Daten sowie von der Gefahr ihres 
Mißtbrauchs abhängt, inwieweit das Recht auf informationelle Selbstbestimmung und ım Zusammenhang damıt der Grundsatz. 
der Verhältnismaßigkeit zu gesetzlichen Regelungen der Datenı erarbeitung zwingen. Insbesondere die Regelungstiefe der 
gesetzgeberischen Maßnahmen muß sich also an den jeweiligen Umständen orientieren. 

1.4 Daten dürfen nur für den festgelegten Zweck verwendet werden 

Die Verwendung der Daten ıst auf den gesetzlich bestimmten Zwei k begrenzt. Schon angesıchts der Gefahren der automatısıer- 
ten Datenverarbeitung ist eın — amtshilfefester - Schutz gegen Zweckentfremdung durch Weitergabe- und Verwertungsver- 
bote erforderlich. Die Zweckbindung ist nicht nur in den Fällen zu beachten, in denen eine Auskunftspflicht besteht. Sie gilt 
genauso für die Verarbeitung personenbezogener Daten, dıe der Betroffene freiwillig (für bestimmte, bei der Erhebung ange- 
gebene Zwecke) angibt.
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Mit dem Gebot einer konkreten Zweckumschreibung korrespondıert das strikte Verbot, personenbezogene Daten auf Vorrat, 
d. h. zu unbestimmten oder noch nicht bestimmbaren Zwecken zu sammeln. 
Fıne Ausnahme gilt für die Statistik. 

1.5 Die Grundsätze der Normenklarheit und Verhältnismäßigkeit müssen beachtet werden 

Einschränkungen des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung sınd nur ım überwiegenden Allgemeininteresse zulässig. 
Sie bedurfen eıner gesetzlichen Grundlage, die den Grundsatzen der Normenklarheit und der Verhältnismäßigkeit genügen 
muß. 

Die Voraussetzungen und der Umtang der Beschränkungen müssen fur den Burger erkennbar geregelt sein Aufklarungs- und 
Auskunftspflichten mussen erganzend fur eıne ausreichende Transparenz sorgen. 

Die Angaben. deren Erhebung und Verwendung geregelt wırd, mussen tür den festgelegten Verwendungszweck geeignet und 

erforderlich sein. Zumindest ım Falle der Datenerhebung unter Zwang und in vergleichbaren Fällen ist folgendes sıcherzu- 

stellen: 

- Beschränkung auf das zur Erreichung des festgelegten Zwecks notwendige Minimum, 

— en moglichst wenig belastendes Erhebungsverfahren, 

— eine prazıse Bestimmung des Verwendungszwecks, 

eın amtshilfefester Schutz gegen eine Zweckentfremdung der Daten, 

— keine Erhebung von unzumutbaren Intimangaben und von Selbstbezichtigungen. 

1.6 Es müssen bereichsspezifische Regelungen erlassen werden 

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung darf grundsätzlich nur aufgrund bereichsspezifischer Regelungen einge- 

schrankt werden. Nur ausnahmsweise reichen Generalklauseln in den allgemeinen Datenschutzgesetzen als Auffangnormen 

aus. 

Bereichsspezifische Regelungen sind nicht nur ın allen Fällen des gesetzlichen Auskunftszwangs erforderlich, sondern auch 

dann, wenn es zu den Oblıegenheiten des Betroffenen gehört, Auskünfte ım Zusammenhang mıt Leistungen zu erteilen, von 

denen er abhängig ist. Gleichzusetzen sind Fälle. beı denen dıe Datenerhebung bewußt ohne Wissen und Wollen des Betroffe- 
nen erfolgt, weil der Wille des Betroffenen in diesen Fällen ebenso wie in den Fällen des Auskunftszwangs von vornherein be- 
wußt nicht berucksichtigt wird. Beispiele hierfür sind Datenerhebungen durch (geheime) Beobachtung des Betroffenen und 

durch Befragung Dritter, wenn dıe Zustimmung des Betroffenen nicht vorliegt. 

Bereichsspezifischer Regelungen bedarf es auch dann, 

— wenn sensitive personenbezogene Daten, z. B. Angaben uber Gesundheit, politische oder religiöse Anschauungen, oder 

- wenn unter Zwang erhobene personenbezogene Daten fur andere als dıe beı der Erhebung angegebenen Zwecke verwendet 

und 

— wenn personenbezogene Daten im Wege der Datenfernverarbeitung (On-lıne-Anschlüsse) übermittelt werden sollen. 

Beim Erlaß bereichsspezifischer Regelungen ist folgendes zu beachten: 

— Die Auskunftspflicht, dıe von ıhr erfaßten Daten und deren Verwendung sind präzise zu bestimmen. Aufgabenzuweisungs- 

normen für die datenverarbeitenden Stellen und die allgemeinen Vorschriften der Datenschutzgesetze, die auf dıe Frforder- 
lichkeit für die Aufgabenerfullung abstellen, begründen keinen Auskunftszwang. 

— Die Burger mussen aus den maßgeblichen Rechtsvorschriften — ggf. nach Aufklarung durch die Exekutive — erkennen 
konnen, „wer was wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß“. 

— Der Gesetzgeber ıst verpflichtet, zur Wahrung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung mehr als bisher organısato- 
tische und verfahrensrechtliche Vorkehrungen zu treffen. 

1.7 Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung gilt auch im privaten Bereich 

Das Recht auf informationeile Selbstbestimmung knüpft an Artikel 2 Abs. ti. V. m. Artikel 1 Abs. 1 GG an. Es gilt nicht nur 

fur dıe Datenverarbeitung der offentlichen Verwaltung, sondern auch für die Datenverarbeitung von Privaten (Wirtschaft, 

Medien, Verbände). Deshalb ıst der Gesetzgeber verpflichtet, durch geeignete bereichsspezifische Regelungen und Kontroll- 

vorkehrungen den einzelnen auch vor den Gefahren der Datenverarbeitung durch prıvate Instanzen zu schützen. 
Dies gilt beispielsweise fur folgende Bereiche, in denen das Recht auf informationelle Selbstbestimmung bislang durch 
pauschale Eınwilligungserklarungen faktisch unrerlaufen wird. 
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— Beı Banken ıst die Verwendung aller bei Dienstleistungen anfallenden peısonenbezogenen Daten so zu regeln, daß dıe Ent- 

scheidungsfreihert des Betrottenen gewahrt bleıv Dies gilt insbesondere fur Übermittlungen; bei der Weitergabe von 

personenbezogenen Daten an Auskuntteien muß sichergestellt werden. daß die Daten ausschließlich fur dıe Bei rteilung 

kreditorischer Rısıken verwendet werden. 

Fur die Datenverarbestung ın der Versucherungswirtschatt hat der Grundsatz der Zweckbindung besondere Bedeutung. Die 

Ubermittlung personenberogener Daten an andere Versicherer auch ınnerhalb einer Versicherungsgruppe darf nur unter en- 

gen Voraussetzungen und unter Wahrung strenger organısatorisıher ınd verfahrensrechtlicher Vorkehrungen fur dıe 

Datensicherung zugelassen werden. 

— Phe Erhebung und Verwendung von Patientendaten muß auf den Behandlungszusammenhang beschränkt sein; die Ver- 

wendung fu: andere Zwecke (7. B. Forschung) bedarf der Einwilligung des Betroffenen. 

1.8 Wirksame Datenschutzkontrolle ist erforderlich 

Nicht nur wegen der fur den Burger bestchenden Undurchsichugkeit der Datenverarbeitung, sondern auch ım Interesse eines 

vorgezogenen Rechtsschutzes durch rechtzeitige Vorkehrungen ınıßt das Bundesverfassungsgericht der Beteiligung unab- 

hängiger Datenschutzbeauftragter erhebliche Bedeutung für eınen effektiven Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbe- 

stimmung zu. Hieraus ergeben sich folgende praktische Konsequenzen: 

— Die unabhangıge Datenschutzkontrolle ıst ein kraft der Verfassung notwendiges Element eines effektiven Grundrechts- 

schutzes, Dies hat der Gesetzgeber beı der Bestimmung der Aufgaben und Befugnisse der Datenschutzbeauftragten zu be- 

rucksichtigen. 

- Die Aufgaben und Befugnisse der Datenschutzbeauftragten haben sich am Inhalt und Anwendungsbereich des Personlich- 

keitsrechts auszurichten. Kontrollfreie Bereiche sınd damit nıcht zu vereinbaren. 

— Beı der automatıschen Datenverarbeitung kommt es in besonderem Maße darauf an, daß grundrechtssichernde Vorkehrun- 
gen rechtzeitig eıngeplant werden. Eine Beteiligung von Datenschutzbeauftragten erst im Zeitpunkt der tatsächlichen Ver- 

arbeıtung personenbezogener Angaben ist unzureichend. Die Informationspflichten der Verwaltung und dıe Befugnisse der 

Datenschutzbeauftragten mussen schon bei der Vorbereitung von Rechts und Verwaltungsvorschriften und bei der Planung 
von (technischen) Vorhaben aut dem Gebiet der Intormationsverarbeitung einsetzen. 

— Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt werden, wenn er sıch an den Datenschutzbeauftragten wendet. 

Die Wirksamkeit der Datenschutzkontrolle im priavten Bereich darf dahinter nicht zurückbleiben 

2. Vordringliche Regelungen 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat weitreichende Auswirkungen auf die Erhebung und Verwendung personenbezo- 
gener Daten durch alle öffentlichen und nicht-offentlichen Stellen Die Datenschutzbeauftragten greifen im folgenden einige 

vordringlich zu regelnde Bereiche heraus. 

2.1 Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Das Urteil unterstreicht die Notwendigkeit, das BDSG zu novellieren. Die Datenschutzbeauftragten sehen sich ın ıhren Forde- 

rungen bestatigt, die sıe zuletzt in ıhrer Entschließung vom 4. November 1983 zur Novelle des BDSG erhoben haben. Die 

Datenschutzbeauftragten erwarten, daß dıe Bundesregierung alsbald einen neuen Entwurf zur Novellierung des BDSG vorlegt, 

der den Anforderungen des Bundess erfassungsgerichts (vgl. Nr. 1) gerecht wırd. 

2.2 Informationsverarbeitung der Sicherheitsbehörden 

Durch dıe Informationsverarbeitung der Behorden der Polizei, der Staatsanwaltschaft, des Verfassungsschutzes, des Bundes- 
nachrichtendienstes und des Militarischen Abschirmdienstes wird der Burger in der Regel empfindlich betroffen Hınzu 

kommt, daß dıe Bürger die Speicherung und Verwendung von Daten ın diesem Bereich meist nicht durchschauen können. Aus 

dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts läßt sıch ableiten, daß dıe gesamte Informationsverarbeitung im Bereich der Ge- 
fahrenabwehr und der Strafverfolgung sowie die Tatigkeit der Nachrichtendienste präzise geregelt werden müssen. Deshalb 
sınd dıe Strafpı ozeßordnung sowie die Polizeigesetze und dıe Verfassungsschutzgesetze des Bundes und der Länder zu novel- 

lieren. Fur den Militarıschen Abschirmdienst und den Bundesnachrichtendienst sind gesetzliche Grundlagen zu schaffen. 

Samtliche Verknüpfungs- und Verwertungsmöglichkeiten und auch die Dauer der Aufbewahrung müssen konkret geregelt 
werden. Im einzelnen festzulegen sind beispielsweise die Voraussetzungen und Grenzen der polizeilichen Beobachtung, des 
Abgleichs mit anderen Datenbeständen und der Identitätsfeststellungen sow ie die Kriterien und das Verfahren der erkennungs- 

dienstlichen Behandlung. Über Personen, die nicht Verdächtige und nicht Störer sind, dürfen Daten nur unter sehr engen Vor- 
aussetzungen verarbeitet werden. Auch die Nutzung moderner Aufzeichnungstechniken ıst gesetzlich festzulegen und einzu-
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grenzen. Zu regeln ıst auch dıe Amtshilte: Die Tätigkeitsbereiche von Pohzei und Nachrichtendıensten, die sich ın der Praxis 
vielfach uberlappen, müssen klar voneinander getrennt werden; es muß sichergestellt werden, daß Übermittlungen auf das für 

die Aufgabenerfüllung unerlaßliche Maß beschrankt werden Auf keinen Fall darf ım Erlaßwege die Verpflichtung des Bundes- 
grenzschutzes zur Amtshilfe gegenuber Verfassungsschutz und Bundesnachrichtendienst erweitert werden, wieesz. Z beab- 

sichtigt ist 

Die Pflicht zur Erte:lung von Auskuntten an die Burger ıst auf dıe Sıcherheitsbehorden auszudehnen. Soweit dıe Aufgabener- 
tullung Ausnahmen von der Auskunttspflicht gebietet, sınd dıese gesetzlich festzulegen. Da dıe Verweigerung der Auskunft 
durch Gerichte und Datenschutzkontrollinstanzen nachprufbar sein muß, durfen Sıcherheitsbehorden nıcht von der Be- 

gründungspflicht freigestellt werden. 

2.3 Personalausweisgesetz 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der J.änder begrußen die Absıcht, den Termın fur das Inkrafttreten des Bundes- 

personalausweisgesetzes aufzuheben und dıe kınführung der neuen Personalausweise eınstweilen zurückzustellen 

Verpflichtungen des Burgers, fur die Ausstellung eınes Personalausweıses und beı dessen Kontrolle personenbezogene Daten 
preiszugeben und anschließende Verwendungen zu dulden, sınd als Einschränkungen seines Rechts auf ınformationelle Selbst- 
bestimmung nur im uberwiegenden Allgemeininteresse zulässıg und bedürfen bereichssperifischer gesetzlicher Grundlagen, 
die dem Gebot der Normenklarheıt und Verhältnısmäßigkeit entsprechen mussen. 

Ob es im uberwiegenden Allgemeininteresse geboten ıst, den Personalausweis maschınenlesbar zu gestalten, wird inzwischen 
von vielen F.xperten bezweifelt. Insbesondere ıst es fraglich, ob eın mit der Maschinenlesbarkeit moglicherweise erreichbarer 

Sıcherheitsgewinn neue Risiken fur das Personlichkeitsrecht rechtfertigt Die Datenschutzbeauftragten empfehlen daher noch- 
mals zu prufen, ob auf eınen solchen Personalausweis nicht doch verzichtet werden kann. 

Sollte der Gesetzgeber nach erneuter Prüfung die Finfuhrung des neuen Personalausweises gleichwohl fur unerläßlich halten, 
so ıst nach dem Urteil nachdrucklich an die gebotenen flankierenden Maßnahmen zu erinnern: Wie der Deutsche Bundestag 

schon ın seiner Entschließung vom 17. Januar 1980 un. die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Lander nochmals ın 
ıhrem Konterenzbeschluß vom 13. September 1983 klargestellt haben, sind gesetzliche Regelungen tur dıe Informationsver- 

arbeıtung der Polizei ım Polizeirecht des Bundes und der Lander sowie im Strafverfahrensrecht von Verfassungs wegen uner- 
läßlıch. Insbesondere de Voraussetzungen für polizeiliche Beobachtungen und für Identitätsfeststellungen sowie die Ver- 
wendungszwecke erhobener Daten müssen prazıse bestimmt werden. 

Das Gesetz uber Personalausweise selbst genugt ın einer Reihe von Vorschriften nıcht den Geboten der Normenklarheit und 

Verhaltnısmaßıgkeit So sınd die mit der Maschinenlesbarkeit verbundenen Fragen (Lesezone, Nutzungsmöglichkeiten) nicht 

klar genug geregelt. Auch fehlt es an Vorkehrungen, dıe die Frstellung von Bewegungsbildern verhindern, an einer Definition 
des Fahndungsbegriffs und an eıner Vorschrift, die den Inhalt und dıe Verwendung der örtlichen Personalausweisregister 

regelt. 

Die Datenschutzbeauftragten unterstreichen, daß eine Einführung neuer maschinenlesbarer Personalausweise jedenfalls so 
lange unterbleiıben muß, bıs die geforderten gesetzlichen Regelungen für den Sıcherheitsbereich ın Bund und Landern ın Kraft 

getreten sınd. 

2.4 Meldewesen 

Das Meldewesen darf nıcht die Funktion einer potentiell unbegrenzten Informationssammlung oder -bereitstellung fur Auf- 
gaben anderer Behörden übernehmen. In der Formulierung des $ 1 Abs. 1 MRRG muß dies dadurch zum Ausdruck gebracht 

werden, daß die Registrierung der für Zwecke der Identitätsfeststellung und des Wohnungsnach weıses nicht erforderlichen 

Daten nur zugelassen wırd, soweit es sich um bestimmte traditionelle Mitwirkungstätigkeiten der Meldebehorde (Wahlen, 
Lohnsteuerkartenausstellung, Personalausweise, Wehrdienst, Familienbuch) handelt oder soweit eine eigene Datenerhebung 

und -speicherung durch die Behörde, dıe die Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlich festgelegten Aufgaben benstigt, nur mit un- 
verhaltnısmäßig hohem Aufwand möglich ıst. Nach $ 2 Abs. 3 MRRG kann durch Landesgesetz bestimmt werden, daß für die 
Erfullung von Aufgaben der Länder weitere Daten gespeichert werden dürfen. Mit Rücksicht auf die verfassungsrechtlichen 

Schranken eıner Erweiterung der Zwecke des Meldewesens sollte auch diese Ermächtigung enger gefaßt werden. 

Die Übermittlungsvorschrift des $ 18 Abs. 1 Satz 1 MRRG übernimmt derzeit fast wörtlich die Fassung der Generalklausel des 

$ 10 Abs. 1 Satz 1 BDSG und entbehrt deshalb der bereichssperifischen Präzisierung, die das BVerfG für die Verwendung 
zwangsweise erhobener Daten fordert. Da der im Einzelfall möglicherweise entstehende Übermittlungsbedarf nicht von vorn- 

herein ermittelt werden kann, erscheint eine Konkretisierung ın der Weise, daß alle denkbaren Übermittlungsempfänger und 
deren Aufgaben enumerativ aufgeführt werden, nicht moglich. Um gleichwohl hinreichenden Schutz gegen eine unbegrenzte 

Verwendung personenbezogener Daten herzustellen, muß die Zulassigkeit der Datenübermittlung davon abhängig gemacht 

werden, daß wenigstens die Verwendung der Daten durch den Datenempfanger bereichsspezifisch prasıziert ist. Im MRRG ist 

dıes dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß Ubermittlungen nach $ 18 Abs. 1 Satz 1 nur zur Erfullung gesetzlich festgelegter 

Aufgaben zulässig sınd. 
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Der tormale Gesetzcs- bzw Verordnungsvorbehalt ın $ 20 Abs. I ın Veıbindung mıt $ 18 Abs. 4 MRRG eroffner die kEinrich- 
tung regelmaßıger Datenubermittlungen ohne ınhaltlıche Einschrankungen und grenzt weder den Kreis der Datenempfanger 

noch die zur Übermuttlung vorgesehenen Datenarten, die Übermittlungszwecke und den Verwendungszusammenhang eın. 
$ 20 Abs 1 MRRG als Frrmachtigungsgrundlage fur Verordnungen genugt damıt nıcht dem verfassungsrechtlichen Gebot der 

Normenklarheit 

Der Grundsatz der Normenklarheit fur gesetzliche Linschrankungen des Rechts auf ınformationelle Selbstbestimmung ge- 

bietet es, wıderspruchliche Regelungen ın verschiedenen Gesetzen zu beseitigen. Nach $ 3 Abs. 4 des Personalausweisgesetzes 

darf die Seriennumnier des Personalausweiıses nicht zur Frrichtung und Frschl ßung von Dateien verwendet werden. Daher 
ist es nıcht angangıg, daß I andesmeldegesetze aufgrund landesrechtlicher Bedurfnisse ($ 2 Abs 3 MRRG) die Speicherung 

dieses Merkmalsım Melderegıster vorschreiben. Denn die Speicherung der Seriennummer wurde es unter geeigneten technisch- 

organısatorıschen Bedingungen ermoglichen, das Melderegister mıt ıhıer Hılfe zu erschließen. Die Speicherung der Serten- 
nummer ım Melderegister muß auch deshalb unterbleiben, weıl der Bundesgesetzgeber sie fur die von ihm bestimmten Auf- 

gaben des Meldewesens nıcht fur erforderlich erachtet hat und weıl dıe Gefahr besteht, daß aufgrund der Übermittlungsrege- 
lungen des Landesmelderechts dıe Seriennummer an Stellen weitergegeben werden könnte, beı denen eıne dem $ 3 Abs. 4 Per- 

sonalausweisgesetz zuwiderlautende Verwendung nicht auszuschließen ıst. 

Auch dıe landesgesetzlichen Vorschriften bedurfen eıner Überprufung. Insbesondere muß sichergestellt werden, daß dıe 
Meldedaten auch ınnerhalb der Gemeindeverwaltung grundsätzlich nur zweckgebunden verwertet werden. Die Voraussetzun- 

gen für dıe Nutzung der besonderen Meldescheine fur Beherbergungsstätten (vgl. z. B. $ 24 MG BW) sowie der Beher- 

bergungsverzeichnisse von Krankenhauser und Heimen (vgl. z B. $$ 25, 26 Abs 2 MG BW) müssen eıngeschrankt werden. 
Gegen die ausschließliche Verantwortung des Datenempfängers für die Datenubermuttlung (nur ın $29 Abs 1 Satz 3 MG BW) 

bestehen Bedenken. Hinsichtlich der Gruppenauskunft an Parteien und Wählergruppen (vgl. z. B. $ 34 Abs. 1 MG BW) sollte 
eine Widerspruchsmoglichkeit fur den Bürger testgelegt werden. 

2.5 Statistik 

kıne Volkszahlung darf kunfug nur noch als reine Statistik durchgefuhrt werden. Ubermittlungen von Einzelangaben aus der 
Volkszahlung zu anderen als statistuschen Zwecken sind in Zukunft ausgeschlossen. Auch zu statistischen Zwecken durfen sie 

nur dann übermittelt werden, wenn durch Rechtsvorschrift, Organisation und geeignete Verfahren sichergestellt ist, daß die 

Statistik statistische Zweckbindung der Daten strikt eingehalten wird und keine Vermischung admınıstrativer und statistischer 

Aufgaben eintritt. 

Besondere Bedeutung hat das Gericht dem Grundrechisschutz durch Verfahren beigemessen, der von nun an bei der Ausgestal- 

tung jeder amtlichen Statistik beachtet werden muß. Hierzu zählen u. a. Form und Verfahren der statistischen Erhebung, Aus- 
wahl der Zahler und Maßnahmen der Datensicherung, Belehrung und damıt korrespondierende Auskunftsverpflichtung, ver- 
bunden mıt einer deutlichen Empfehlung an den Gesetzgeber, dıese „grundrechtssichernden Maßnahmen“ durch Rechtsvor- 
schrift zu garantieren. 

Der Gesetzgeber muß daruber hinaus vor jeder Toratalerhebung prüfen, ob diese nach dem jeweils aktuellen Stand der sozıal- 
wıssenschattlichen und statistischen Methoden noch verhältnismaßig ist. Seine „Methoden wahl“ ıst also jeweils wıssenschaft- 
lıch zu legıtimieren mıt der Pflicht, bei geanderten Umständen ggf. von einer Betragung aller Burger abzusehen. 

Das Statıstikgeheimnis selbst ($ 11 Bundesstatistikgesetz) muß neu forınulıert werden; hierbei mussen Geheimhaltungs- und 

Übermittlungsnormen getrennt und eindeutige Kriterien für Anonymitat, faktısche Anonymisierung und Aggregation von 
Finzelangaben geschaffen werden. 

Eng damit zusammen hängt auch das Verbot der Vermischung statistischer und administrativer Funktionen. Damıt wırd fur 
alle Statistiken, die diese Funktionsvermischung kennen, eine Revision ertorderlich, weıl sonst eıne verfassungskonforme 

Durchführung dieser Statistiken nicht mehr gewährleistet wäre. Hierzu gehoren beispielsweise die Statistik der Bevölkerungs- 
bewegung, die Hochschulstatistik, die Berufsbildungsstatistik und die Viehzählungsstatistik 

Grundrechtssichernde Verfahren sınd beı der F.G-Arbeitskräftestichprobe erforderlich. Die EG-Verordnung entspricht nicht 
den verfassungsrechtlichen Kriterien des Volkszählungsurteils, ınsbesondere das Erhebungsprogramm und das Verfahren der 
Statistik widersprechen dem verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot. Auch das Verfahren des Mıkrozensus ıst zu uber- 
prufen. Die Datenschurzbeauftragten verweisen ınsoweit auf ihren Beschluß vom 27./28. Marz 1984. 

Die Landesgesetzgeber werden nıcht mehr umhın konnen, Landesstatistiken gesetzlich zu regeln. Die Kommunalstatıstik 
bedarf gleichfalls einer gesetzlichen Grundlage und ebenso einer durch Rechtsvorschrift garantierten Abschottung zu der übrı- 

gen Gemeindeorganısation ın den jeweiligen Gemeindeordnungen der Länder. Eine spezialgesetzliche Norm für Planungs- 
und Starıstikdaten konnte die gleiche Funktion haben. Die rechtliche Notwendigkeit ergibt sıch aus dem Gebot der „informa- 
tionellen Gewaltenteilung“ ınnerhalb der Gemeindeorganisation, die das Bundesverfassungsgericht formulıert hat.
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2.6 Sozial und Gesundheitsverwaltung 

Das Zehnte Buch des Sozıalgesetzbuches enthält zwar bereichsspezifische Datenschutzregelungen; doch sind auch hier weitere 
Verbesserungen geboten. Ergänzungsbedürftig sınd insbesondere die Regelungen uber den Umfang der Datenerhebungen 
durch die Sozialleistungsträger sowie über den Austausch personenbezogener Daten der Sozialleıstungsträger untereinander. 

Im Rahmen der Mitwirkungspflicht ($ 60 SGB I) dürfen vom Antragsteller pauschale Eınwilligungserklärungen nicht verlangt 
werden, ohne daß die Erforderlichkeit der Erhebung und Weitergabe von Daten streng überprüft worden ist. Dem Gebot, sich 
auf das fur die Erreichung des angestrebten Zwecks erforderliche Minimum zu beschränken, wırd künftig mehr Beachtung ge- 

schenkt werden müssen. 
669 SGB X läßt unter der Voraussetzung der Erforderlichkeit für die Aufgabenerfüllung eınen großzügigen Datenaustausch 

der Sozıalleistungstrager untereinander, aber auch mit dritten Stellen zu, die in die Gewährung von Sozialleistungen einge- 

bunden sind. In zunehmendem Maße erhalten die Sozialversicherungsnummer, aber auch andere Kennzeichnungen (wie z. B 
Beriebs-Nr. und Institutions-Nr.) die Funktion von Surrogaten eines Personenkennzeichens. Deshalb müssen dem Datenaus- 
tausch auch innerhalb der Sozıalverwaltung kunftig klarere Grenzen gezogen werden. 
Ein hoher Regelungsbedarf besteht auch fur die Gesundheitsverwaltung. Zwar gewährleistet die ärztliche Schweigepflicht 

Schutz vor der Offenbarung medizinischer Daten an Dritte. In welchem Umfang aber etwa ım Rahmen der öffentlichen Ge- 

sundheitsfürsorge oder der kassenärztlichen Abrechnung Daten offenbart werden dürfen, ist weitgehend unklar. 
Die Erhebung und Verarbeitung medizinischer Daten ınsbesondere ın der offentlichen Gesundheitsverwaltung sind eindeutig 

gesetzlich zu regeln. Die Aufgaben und Befugnisse des Amtsarztes gegenüber den Bürgern und seıne Zusammenarbeit mit 

anderen Stellen (Sozialämter, Jugendämter, öffentliches Personalwesen, nıedergelassene Arzte und Krankenhäuser) müssen 

festgelegt werden. Der Betroffene muß stets wissen, ob das Gesundheitsamt ihn lediglich berät, auf freiwilliger Basis ein Gut- 
achten erstellt oder im überwiegenden Allgemeininteresse Maßnahmen auch zwangsweise gegen ihn durchsetzen kann. 

Auch ınnerhalb der Gesundheitsverwaltung muß die Verschiedenartigkeit der Funktionen (z. B. Bekämpfung ansteckender 
Krankheiten oder Beratung von Sucht- und Abhangıgkeitskranken) bei der Festlegung von Zugriffsberechtigungen und beı der 

Datensicherung berucksichtigt werden. 

2.7 Arbeitnehmerdatenschutz 

Angesıchts der Gefährdung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung durch die umfassenden Kontrollmoglichkeiten 
moderner Personalinformationssysteme bedarf auch die Verarbeitung von Arbeitnehmerdaten eıner speziellen gesetzlichen 

Schurzregelung; eine korrigierende Auslegung bestehender Vorschriften ım Sinne der „Drittwirkung“ reicht zur Gewähr- 

leıstung des Grundrechts nicht aus. 

Die Anforderungen des BVerfG gelten in jedem Fall dort, wo ein Zwang zur Angabe personenbezogener Daten besteht, wo 

etwa der Arbeitgeber entweder ın die Datenerhebung zugunsten von Steuerbehörden und Sozialleistungstragern eingeschaltet 

ıst oder aber selbst anstelle der Sozialverwaltung Leistungen gewährt. Datenbestände, die der Arbeitgeber zu Zwecken der 

Kındergeldgewährung, der Unterstützung im Krankheitsfall (Beihilfe) usw. erhebt und vorhalt, mussen dementsprechend auf- 
grund spezieller Rechtsvorschrift strıkt zweckgebunden genutzt und von den fur die Personalverwaltung bestimmten Informa- 

tionen abgeschottet werden. 

Wegen der Abhängigkeit des Arbeitnehmers von Arbeitsplatz und Einkommen zur Sicherung seiner Existenz stellt sich für ihn 
darüber hinaus generell die Pflicht zur Angabe seıner Daten als zwangsweise Erhebung ım Sinne der Urteilsgrunde dar. Hieraus 

ergibt sich für das Beschäftigungsverhältnis die Notwendigkeit einer bereichsspezifischen und präzisen Bestimmung der Ver- 

wendungszwecke der erhobenen Daten, des Schutzes vor Zweckentfremdung durch Weitergabe- und Verwertungsverbot so- 

wie der Beschrankung auf das zur Zweckerreichung erforderliche atenminımum. Die Bestimmungen der $$ 23 ff. BDSG ge- 
nügen — auch im Zusammenwirken mit Regelungen des sonstigen arbeitsrechtlichen Informationsschutzes — den Anforderun- 

gen an Zweckbindung und Normenklarheit nıcht. 

Vielmehr muß gesetzlich festgelegt werden, 

— daß Speicherung, Auswertung, Veränderung und Übermittlung von Arbeitnehmerdaten auf die Falle gesetzlicher Verarbeı- 

tungspflichten und der Durchfuhrung der Arbeits- bzw. Dienstverhältnisse beschränkt wird, mithin die Verarbeitungsbe- 
fungnis aufgrund „berechtigter Interessen“ des Arbeitgebers entfällt; 

— das Auswertungen und Verknüpfungen, die zur Herstellung eınes „Personlichkeitsbildes“ der Arbeitnehmer führen, sowie 
die Speicherung solcher „Profile“ grundsätzlich unzulassig sind. 
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Als verfahrensrechtliche Schutzvorkehrungen fordert das Gericht dıe Statuierung von Aufklarungs-, Auskunfts- und 
Loschungspflichten, um Datentransparenz herzustellen bzw. die Zweckbindung zu verstarken. 

- Der Auskunftsanspruch des Arbeitnehmers ist daher uber $ 26 Abs 2 BDSG hinaus auszudehnen auf alle, nıch: nur dıe 
regelmäßigen Datenempfanger, sowie die Auswertungsprogramme bzw. Eınzelauswertungen, in die seine Daten einbe- 

zogen sind. 

- Die Auskunftseinschrankungen nach Nummern 4 und 5 von $ 26 Abs. 4 BDSG (bei Daten aus allgemein zuganglichen 

Quellen und beı gesperrten Daten) müssen entfallen. 

— Daten müssen — vergleichbar der Regelung in $ 84 SGB X - dann gelöscht und nicht nu: gesperrt werden, wenn sie zur 

Durchfuhrung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr erforderlich sınd und durch die Loschung schutzwürdige Belange des Be- 

schaftigten nicht beeintrachtigt werden.
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Anlage 2a 

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 6./7. Juni 1984 zur Anordnung 
über Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder halten eine alsbaldige grundlegende Überprüfung der bundeseinheit- 
Iıchen Anordnung über Mitteslungen in Zivilsachen (MiZi) durch die Justizverwaltungen ın Bund und Landern für erforderlich. 

1. Die MiZi sieht in einer Vielzahl von Verfahren dıe Übermittlung personenbezogener Daten von den Gerichten der streitigen 
Zivilgerichtsbarkeit und der freiwilligen Gerichtsbarkeit an Finanzbehörden, Sozialbehörden, Staatsanwaltschaften, 

Standesamter und andere öffentliche Stellen vor. Mitteilungen dieser Art stellen in der Regel einen Eingriff in das nach Arti- 
kel2 Abs. 1i V. m. Artikel 1 Abs. 1GG geschützte Recht auf informationelle Selbstbestimmung dar und bedürfen deshalb 
einer verfassungsgemäßen gesetzlichen Grundlage, die den rechtsstaatlichen Geboten der Normenklarheit und Verhältnis- 

mäßigkeıt entsprechen muß. Ein Teil der Mitteilungspflichten läßt sich auf Rechtsvorschriften zurückführen. Für andere 
Mitteilungspflichten ist eine Rechtsgrundlage nicht ersichtlich. 

Eine Überprufung der Rechtsgrundlagen der Mitteilungspflichten muß mit eıner Überprüfung der Erforderlichkeit der 
Mitteilungen Hand in Hand gehen. Es wird zu prüfen sein, ob nicht manche Mitteilungen angesichts eines veränderten ge- 
sellschaftlichen Umfeldes und eines Wandels der Verwaltungsaufgaben ihren Sinn verloren haben. Soweit Mitteilungen für 
erforderlich gehalten werden, müssen ihre Voraussetzungen und ihr Umfang durch Rechtsvorschrift festgelegt werden. 

De
 

. Die bestehende Generalklausel, daß Mitteilungen im Einzelfall auch dann zu machen sind, wenn sie zwar nicht ausdrücklich 

vorgeschrieben, aber durch eın besonderes öffentliches Interesse geboten sınd, bedarf der Überprüfung. Eine solche Klausel 
darf nıcht dazu fuhren, daß die auf den Einzelfall bezogenen Regelungen und die dort vorgesehenen Beschränkungen um- 

gangen werden. Soweit auf eıne Generalklausel nicht verzichtet werden kann, muß auch sie den obengenannten verfassungs- 
rechtlichen Anforderungen Rechnung tragen. 

3. Grundsatzlich sollte sich die Ubermittlung auf den Tenor der Entscheidung beschränken. Die Übermittlung von Entscheı- 
dungsgründen ist nur zuzulassen, wenn deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung der zu benachrichtigenden Behörde er- 

forderlich ıst. Insoweit ist zu prüfen, ob nicht die Übermittlung von Entscheidungsgründen - in Umkehrung des bisher 
praktizierten Regel-Ausnahme-Verhältnisses — auf ausdrücklich geregelte Ausnahmefälle begrenzt werden kann. Wo eine 

Abwägung im Einzelfall vorgesehen werden muß, sollte sie durch den Richter oder ım Rahmen der ihm nach dem Rechts- 
pflegergesetz übertragenen Aufgaben durch den Rechtspfleger erfolgen. 

4. Außerdem sollte besonders darauf geachtet werden, daß 

— Datenübermittlungen den betroffenen Bürgern im Hinblick auf Inhalt, Adressat und zugrunde liegende Rechtsgrundlage 
transparent zu machen sınd, 

— übermittelte Daten nur ım Rahmen des Zwecks, zu dem sie übermittelt wurden, genutzt werden durfen (Zweckbindung), 

— dıe notwendigen technisch-organisatorischen Maßnahmen der Datensicherung vorzusehen sind und 

— die Aufbewahrungsdauer, unter Berucksichtigung auch der Belange der Betroffenen, auf das erforderliche Maß zu be- 
schränken ist. 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder gehen davon aus, daß sie an den weiteren Überlegungen der Justiz- 
verwaltungen rechtzeitig beteiligt werden. 
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Anlage 2b 

Beschluß der Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

sowie der Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz 
über 

Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) 

vom 13. September 1985 

1. Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder nehmen auf ihren Beschluß vom 6./7. Junı 1984 und die darin ent- 

haltenen Empfehlungen fur eine alsbaldıge grundlegende Überprufung der bundeseinheitlichen Anordnung über Miteilun- 
gen ın Zivilsachen (MiZi) Bezug. Vor diesem Hintergrund begrüßen sie die vom Bundesminister der Justiz im Zusammen- 

wirken mıt den Landesjustizverwaltungen eingeleitete umfassende Prufung der MiZı. 

2 Die Konferenz der Datenschurzbeauftragten hat parallel hierzu durch eınen Arbeitskreis einzelne Abschnitte der MıZiunter 
datenschutzrechtlichen Gesichtspunkte prüfen lassen. Das Ergebnıs dieser Prufung ist ın der Anlage "zusammengestellt Es 

ist nicht etwa ın dem Sinne als umfassend anzusehen, daß alle denkbaren datenschutzrechtlichen Gesichtspunkte behandelt 

waren. Die Konferenz empfiehlt, die in der Zusammenstellung enthaltenen Bemerkungen beı den Beratungen der Justizver- 

waltungen und der Vorbereitung des Entwurfs einer gesetzlichen Regelung zu berücksichtigen. Die Datenschutzbeauftrag- 

ten gehen davon aus, daß ihnen rechtzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird, sobald ein Gesetzentwurf vorliegt. 

3. In Anknüpfung an dıe ın dem Beschluß vom 6.77. Juni 1984 gegebenen grundlegenden Empfehlungen für die Überprüfung 
der MiZi wird nochmals hervorgehoben, daß sie sich nıcht nur auf die Erforderlichkeit und die Rechtsgrundlagen der Mit- 
teilungen beziehen, sondern auch deren Umfang, Inhalt und Form einschließen sollten. 

4. Soweit fur einzelne Mitteilungen von den Justizverwaltungen als „mittelbare Rechtsgrundlagen“ bezeichnete Rechtsgrund- 

lagen bestehen, dıe sıch auf die Aufgaben des Empfängers der Mitteilungen beziehen, so können diese eın Indiz fur die Er- 
forderlichkeit der Übermittlung sein, jedoch notwendige bereichsspezifische Rechtsgrundlagen fur die Zulässıgkeit der 

Übermittlung nicht ersetzen. 

5 In Erganzung der schon gegebenen Empfehlungen sollten auch folgende Prinzipien zum Tragen kommen: 

a) Die Übermittlungsvorgange sollten transparenter gestaltet werden Das Unbehagen vieler Burger beim Umgang mit der 

offentlichen Verwaltung rührt oftmals daher, daß diese uber Kenntnisse verfügt, deren Herkunft den Betroffenen unbe- 

kannt ıst. Wo es ohne unzumutbaren Aufwand möglich ist, sollte daher grundsätzlich vorgesehen werden, den Betroffe- 

nen von den Mitteilungen in geeigneter Weise zu unterrichten. 

b) Beı der Besummung der Empfängerbehörde sollte auf einen funktionalen Behordenbegriff abgestellt werden. Eıne 
genaue Bezeichnung des Empfängers (z. B. Jugendamt, Straßenverkehrsamt) dient Anforderungen, dıe das Bundesver- 

fassungsgericht an die präzise Bestimmung des Verwendungszwecks geknüpft hat. 

© Der Eingriffscharakter von Mitteilungen tritt besonders beı solchen an die Finanzbehorde hervor. Die Notwendigkeit 

solcher nur im überwiegenden Allgemeininteresse zulässigen Eingriffe sollte unter Gesichtspunkten des in $ 93 Abs. 1 
Satz 3 der Abgabenordnung verankerten Subsidiaritätsprinzips geprüft werden, wonach andere Personen bzw Stellen als 
die Betroffenen selbst erst dann zu einer Auskunft (bzw. Mitteilung) heranzuziehen sind, wenn die Sachverhaltsauf- 

klarung durch dıe Betroffenen nicht zum Ziele führt oder keinen Erfolg verspricht. 

) die Anlage zum Beschluß betrifft eine Vielzahl von Einzelregelungen, die wegen ıhres Umfangs nicht mıt abgedruckt werden 
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